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EINLEITUNG

Pünktlich zum Jahresende 2004 liegt zwei Jahre nach 
Erscheinen der letzten Ausgabe die Neuauflage des 
IAW-Wirtschaftsmonitors Baden-Württemberg vor. Da 
die vorige Ausgabe des IAW-Wirtschaftsmonitors auf 
positive Resonanz gestoßen ist, wurde das grundsätzliche 
Analysekonzept beibehalten, an der einen oder anderen 
Stelle wurden die Untersuchungen jedoch erweitert und 
vertieft. 

Die Leistungskraft einer Volkswirtschaft resultiert 
stets aus dem Zusammenspiel zahlreicher Einflussfakto-
ren. Im vorliegenden Wirtschaftsmonitor wird darauf 
verzichtet, die Vielzahl der Indikatoren zu einem Gesamt-
indikator zu verdichten. Zwar bietet eine derartige 
Vorgehensweise den „Vorteil“, auf der Basis einer einzi-
gen Kennziffer  − zumindest vermeintlich −  ein eindeu-
tiges Standortranking der  Volkswirtschaften aufzustellen, 
doch hängt dieses Ranking immer entscheidend von 
der Auswahl der Indikatoren, ihrer Operationalisierung 
sowie insbesondere ihrer Gewichtung ab. Somit fließen 
in ein solches Gesamtranking zahlreiche Werturteile ein. 
Zugleich ist die Aggregation auch mit einem erheblichen 
Verlust an Informationsgehalt verbunden. In diesem 
Wirtschaftsmonitor wird daher der Versuch unternom-
men, die Vielzahl möglicher Determinanten der Wett-
bewerbsfähigkeit einer Volkswirtschaft zu analysieren und 
differenziert zu beleuchten.

Auch inhaltlich hebt sich das Konzept des IAW-
Wirtschaftsmonitors Baden-Württemberg ganz bewusst 
in zweifacher Hinsicht von anderen bestehenden 
Standortvergleichen ab. 

Zum einen sollten fundierte Aussagen über die Wett-
bewerbsfähigkeit einer Volkswirtschaft nicht nur an den 
Ergebnissen einzelner Jahre festgemacht werden, da in 
diesen nicht nur Sondereinflüsse von Bedeutung sein 
könnten, sondern auch Aussagen über Trends in der zeit-
lichen Entwicklung der Wettbewerbsfähigkeit nicht mög-
lich sind. Hier wird deshalb, wo immer möglich, sowohl 
das Niveau relevanter Indikatoren als auch deren zeitli-
che Entwicklung analysiert.  Als Untersuchungszeitraum 
wurden dabei die Jahre 1993 bis 2003 gewählt, denn fun-

diertere Einsichten in die Entwicklung der Wettbewerbs-
fähigkeit einer Volkswirtschaft lassen sich vor allem aus 
längerfristigen zeitlichen Vergleichen gewinnen. 

Zum anderen beschränkt sich der IAW-Wirtschafts-
monitor nicht auf eine vergleichende Analyse von Bundes-
ländern, sondern blickt über den „nationalen Tellerrand“ 
hinaus. Während der nationale Vergleich auf Deutschland 
und die wirtschaftlich ähnlich leistungsstarken Flächen-
staaten Bayern, Hessen und Nordrhein-Westfalen fokus-
siert ist, wird Baden-Württemberg hinsichtlich Niveau 
und Entwicklung der Indikatoren stets auch mit relevan-
ten ausländischen Referenzländern verglichen. Folgende 
Länder werden als internationale Vergleichsländer einbe-
zogen:

• Frankreich als wichtigster europäischer Abnehmer  
baden-württembergischer Produkte,

• Großbritannien als bedeutender europäischer 
Handelspartner außerhalb der Eurozone,

• die Niederlande als – zumindest bis vor kurzem – 
insbesondere in beschäftigungspolitischer Hinsicht  
erfolgreiches Land sowie 

• die USA als der mit Abstand größte Absatzmarkt 
für baden-württembergische Produkte.

Herzlich bedanken möchten wir uns insbesondere 
bei unseren Sponsoren, die das Erscheinen des IAW-
Wirtschaftsmonitors 2004 erst ermöglicht haben. Unser 
Dank gilt der Allianz AG Stuttgart, der DaimlerChrysler 
AG, der Groz-Beckert KG, der Kreissparkasse Tübingen, 
der Landesbausparkasse, der Reiff Gruppe sowie der 
Robert Bosch GmbH. Darüber hinaus danken wir Birgit 
Ullrich für die hervorragende Aufbereitung der Pub-
likation, Rolf Kleimann für die professionelle Umsetzung 
der Graphiken, Stefan Haag für die mühevolle und gründ-
liche Aufbereitung und Aktualisierung der Daten sowie 
unseren weiteren studentischen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern für die Unterstützung bei der Erstellung 
der Publikation.
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1.1  Reales Bruttoinlandsprodukt pro 
Einwohner als Wohlstandsindikator

Die Attraktivität eines Wirtschaftsstandorts kann nur 
durch ein Bündel verschiedener Indikatoren beschrieben 
werden. Bevor sich der vorliegende Wirtschaftsmonitor 
in den folgenden Kapiteln und Abschnitten ausführlich mit 
den verschiedenen Facetten der Wettbewerbsfähigkeit 
des Standorts Baden-Württemberg beschäftigen wird, 
wird für einen ersten Vergleich der Referenzländer 
zunächst ein aggregierter Wohlstandsindikator herange-
zogen. Als umfassender Indikator für die Wettbewerbs-
fähigkeit und die Standortqualität einer Volkswirtschaft 
wird in der Regel das reale, das heißt preisbereinig-
te, Pro-Kopf-Einkommen verwendet. Die Höhe des 
realen Pro-Kopf-Einkommens informiert – trotz aller 
Schwächen1 – letztlich darüber, ob und in welchem 
Maße eine  Volkswirtschaft im Durchschnitt in der Lage 
ist, ihren Bürgern ein ausreichendes materielles Wohl-
standsniveau zu bieten. Das Bruttoinlandsprodukt (im 
Weiteren oft kurz: BIP) eines Landes erfasst den Wert 
aller auf diesem Gebiet während eines Jahres produzier-
ten Endprodukte und liefert damit einen Anhaltspunkt 
für das im Land geschaffene Einkommen. Wenngleich 
auch andere volkswirtschaftliche Einkommensbegriffe 
verwendet werden könnten, ist im Folgenden stets das 
Bruttoinlandsprodukt gemeint, wenn vereinfachend nur 
von Einkommen gesprochen wird.2

In Baden-Württemberg wurde im Jahr 2003 pro Kopf 
der Bevölkerung ein reales BIP von knapp 27.270 EUR 
erwirtschaftet. Das Pro-Kopf-Einkommen lag damit im 
Südwesten um etwa 13,2% über dem Bundesdurchschnitt 
von 24.090 EUR. In den Jahren 2001 bis 2003 hat sich 
der Vorsprung Baden-Württembergs dabei im nationalen 
Vergleich etwas verringert, 2001 hatte der Abstand noch 
13,5% betragen.

1 Gegen das Bruttoinlandsprodukt als geeigneten Wohlfahrtsindikator lassen sich einige durchaus gewichtige Gründe anführen. So werden wesentliche Teile der 
Wertschöpfung nicht erfasst (Haushaltstätigkeiten, Schattenwirtschaft), die Vermögensseite bleibt unberücksichtigt und die durch die Belastung der Umwelt verursachten 
volkswirtschaftlichen Kosten werden nicht zum Abzug gebracht. Darüber hinaus handelt es sich um einen „monetären“ Wohlstandsindikator, der durch eine Vielzahl nicht-
monetärer, sozialer Indikatoren (Gesundheit, Bildung, Lebenszufriedenheit, etc.) ergänzt werden könnte. Dennoch ist und bleibt das BIP ein zentraler Indikator für die 
Beurteilung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Akteure an einem Standort und für den erwirtschafteten Wohlstand (vgl. dazu auch Heinemann 2004).

2 Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) überzeichnet das im Inland erwirtschaftete Einkommen, denn das Inlandseinkommen ergibt sich dadurch, dass das BIP vor allem noch um 
Abschreibungen (sowie einen Fiskalsaldo) korrigiert wird.

3 Die Stadtstaaten Hamburg und Bremen weisen pro Einwohner ein noch deutlich höheres Pro-Kopf-BIP auf. Dies liegt jedoch an der Tatsache, dass gerade in den 
Stadtstaaten der Anteil der Pendler, die zwar zur Erwirtschaftung von Einkommen beitragen, nicht jedoch als Einwohner in dem Stadtstaat gezählt werden, viel höher ist 
als in den Flächenländern.

Auch im Vergleich aller deutschen Bundesländer ran-
giert der Südwesten in der Spitzengruppe. Unter den 
Flächenländern können nur Hessen − nicht zuletzt auf-
grund der Bankenmetropole Frankfurt − mit 30.390 
EUR ein erheblich höheres und Bayern ein mit 28.060 
EUR etwas höheres Pro-Kopf-Einkommen als Baden-
Württemberg vorweisen.3 Das reale BIP pro Kopf in 
Nordrhein-Westfalen lag rund 11,5% unter dem baden-
württembergischen Niveau.

Ein internationaler Wohlstandsvergleich wird ermög-
licht, indem das in nationalen Währungen der Länder 
ausgewiesene BIP pro Kopf zunächst in eine gemeinsa-
me Währung umgerechnet wird. Ein aussagekräftiger 
Wohlstandsvergleich muss darüber hinaus berücksichti-
gen, dass die Kaufkraft des erwirtschafteten Einkommens 
von Unterschieden in den nationalen Preisniveaus beein-
flusst wird. Daher werden die Pro-Kopf-Einkommen der 
Länder jeweils in Kaufkraftstandards (KKS) umgerechnet, 
die zwar weniger anschaulich sind, aber einen unmittel-
baren Wohlstandsvergleich unter Berücksichtigung von 
Kaufkraftunterschieden ermöglichen. 

Abbildung 1.1 zeigt dabei, dass Baden-Württemberg 
mit 24.010 KKS im Vergleich mit den europäischen 
Nachbarländern im Jahr 2003 weiterhin ein weit über-
durchschnittliches Wohlstandsniveau aufweist. So liegt 
das Pro-Kopf-Einkommen des Landes um 7,4% über dem 
niederländischen, gut 11% über dem französischen und 
sogar 16,6% über dem britischen Vergleichswert. Das im 
Vergleich aller Referenzländer mit Abstand höchste Pro-
Kopf-Einkommen wurde im Jahr 2003 mit 31.200 KKS in 
den USA erwirtschaftet. 

1 Wir tschaftl icher Wohlstand und 
Wir tschaftsentwicklung
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Zu bedenken ist, dass das Pro-Kopf-Einkommen 
zwar über das durchschnittliche Einkommensniveau, 
nicht jedoch über die Streuung und somit die inter-
personelle Unterschiedlichkeit der Einkommen infor-
miert. Ein internationaler Vergleich der Disparitäten 
der Einkommensverteilungen verdeutlicht, dass die 
Ungleichheit der Einkommen in den USA besonders 
ausgeprägt ist, während in Deutschland die Disparität 
vor allem gegenüber den USA aber auch im Vergleich zu 
den europäischen Referenzländer eher gering ausfällt.4 
Relativierend zu bedenken ist daher, dass die Maßgröße 
BIP pro Kopf als Wohlstandsindikator umso weniger aus-
sagefähig ist, je ungleicher die Einkommensverteilung ist.5

4 Vgl. Weltbank (2001): World Development Indicators, S. 70-72. Angaben über internationale Unterschiede in der Disparität der Einkommensverteilungen für verschiedene 
Variablen findet man in der Version 1.0 der World Income Inequality Database auf den Seiten des World Institute for Development Economics Research (http://www.
wider.unu.edu).

5 Bereits einleitend wurde angemerkt, dass das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf als Wohlstandsindikator noch weitere Defizite aufweist, etwa indem bei der Berechnung 
des BIP der Verbrauch natürlicher Ressourcen nicht zum Abzug gebracht wird. Zu bedenken ist auch, dass dieser Wohlstandsvergleich auf dem offiziellen BIP basiert. Ein 
„faktischer“ Wohlstandsvergleich müsste auch das unterschiedliche Ausmaß der Schattenwirtschaft berücksichtigen, in der Bürger sich illegal am Staat und somit an dem 
offiziellen BIP vorbei Einkommen erwirtschaften. Die Schattenwirtschaft betrug 2003 in den USA nach Schätzungen rund 8,5% des BIP, in Deutschland lag der Anteil bei 
gut 17%, was im Vergleich der fünf Länder der Spitzenwert ist, im OECD-Durchschnitt etwas über dem Durchschnitt liegt. Die entsprechenden Werte für Frankreich, 
Großbritannien und die Niederlande liegen bei 14,7%, 12,2% und 12,7 % und somit zwischen den Schätzwerten für die USA und Deutschland (vgl. dazu Schneider 2004).

Die Tatsache, dass das Einkommensniveau pro Ein-
wohner sowohl in Baden-Württemberg als auch in 
Deutschland insgesamt gerade im europäischen Vergleich 
als relativ hoch einzustufen ist, spricht weiterhin für 
die Wettbewerbsfähigkeit des Standorts Deutschland 
und insbesondere des Standorts Baden-Württemberg. 
Allerdings hat sich von 2001 bis 2003 der bereits 
im IAW-Wirtschaftsmonitor 2002 für den Zeitraum 
1993 bis 2001 festgestellte Trend leider weiter fortge-
setzt, dass die zeitliche Entwicklung des realen Brutto-
inlandsprodukts pro Kopf im Ausland erheblich besser 
verlief als in Deutschland (vgl.  Abbildung 1.2). 
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Während in Deutschland von 1993 bis 2003 jahres-
durchschnittlich „nur“ eine Steigerung des realen Pro-
Kopf-Einkommens von gut 1,2% erzielt wurde, lagen 
die entsprechenden jahresdurchschnittlichen Verände-
rungsraten Großbritanniens (2,5%), der USA (2,3%), der 
Niederlande (1,9%) sowie Frankreichs (1,7%) um einen 
halben bis mehr als einen Prozentpunkt über dem deut-
schen Wachstum. 

Baden-Württemberg konnte im Jahresdurchschnitt 
von 1993 bis 2003 ebenfalls „nur“ einen Anstieg des 
Pro-Kopf-Einkommens von knapp 1,3% erzielen und lag 
damit langfristig etwas über dem Wachstum des Bundes-
schnittes. Allerdings waren im Zuge der stagnieren-
den Weltkonjunktur gerade für Baden-Württemberg 
die Jahre 2001 bis 2003 durch eine sehr ungünstige 
Entwicklung gekennzeichnet, so dass auch gegenüber 
Frankreich und Großbritannien ein weiterer Rückgang 
des Vorsprungs und gegenüber den USA ein weiteres 
Anwachsen des Wohlstandsrückstands in Kauf genom-
men werden musste. Einzig die Niederlande entwickelten 
sich als kleine offene Volkswirtschaft mit besonders gro-
ßer Exportabhängigkeit (vgl. dazu Kapitel 1.5) am aktu-
ellen Rand ungünstiger als der Südwesten. Bayern und 
Hessen wuchsen im Jahresschnitt mit 1,4% bzw. 1,5% von 
1993 bis 2003 etwas schneller als Baden-Württemberg, 
was jedoch insbesondere aus der konjunkturellen Ab-
kühlung der letzten Jahre resultiert und sich im Zuge 
eines Aufschwungs wieder ändern könnte. Schlusslicht 
beim Wachstum des realen BIP pro Kopf unter den 
Vergleichsländern war Nordrhein-Westfalen, das sein 
Einkommen pro Einwohner im Jahresdurchschnitt nur 
um etwa 0,7% steigern konnte.

Die Schwäche des Wirtschaftswachstums in Deutsch-
land und den deutschen Bundesländern seit den 1990er 
Jahren hat verschiedene Ursachen. Eine detaillierte 
Analyse, auch auf der Grundlage empirischer Panelre-
gressionen, liefert der Sachverständigenrat in seinem 
Jahresgutachten 2002 (Ziffern 332-351). Er gelangt dabei 
zu folgenden Schlussfolgerungen: Die Wiedervereinigung 
und die Art ihrer Finanzierung haben zu einem beträcht-
lichen Teil zum deutschen Wachstumsdefizit beigetra-
gen. Dafür sind einerseits falsche Entscheidungen zu 
Beginn des Einigungsprozesses verantwortlich, wie zum 
Beispiel die Umtauschrelation der DM zur DDR-Mark 
von 1:1, eine der Produktivitätsentwicklung voraus-
eilende Lohnangleichung, massive Überinvestitionen 
im Bausektor in Ostdeutschland als Folge einer fal-
schen Förderpolitik oder die primäre Finanzierung der 
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6 Die Europäische Kommission schätzt den Wiedervereinigungseffekt auf rund zwei Drittel des deutschen Wachstumsdefizits in den 1990er Jahren ein.
7 Eine neuere Studie von Goldman-Sachs betont die These, dass das zentrale Problem der deutschen Volkswirtschaft und somit die Ursache für die Wachstumsschwäche die 

im internationalen Vergleich sehr geringe Kapitalrendite sei (vgl. Braobent et al. 2004). Döpke/Hempell (2004) stellen diese statistische Validität der Behauptung jedoch in 
Frage.

Sozialversicherungssysteme über den Faktor Arbeit.6 
Ungünstig verlief auch die Entwicklung der öffentli-
chen Investitionstätigkeit in den letzten Jahren (vgl. dazu 
im Detail und im Ländervergleich die Ausführungen in 
Kapitel 5.1).

Darüber hinaus ist zu bedenken, dass Deutschland als 
Ankerland des Europäischen Währungssystems mit einer 
besonders stabilitätsorientierten Geldpolitik im Zuge 
des Übergangs zur Wirtschafts- und Währungsunion 
gegenüber anderen Ländern einen relativen Nachteil in 
Kauf nehmen musste, da einerseits im Zuge der Nominal-
zinskonvergenz ein nominaler Zinsvorsprung verloren 
ging und andererseits höhere Inflationserwartungen in 
anderen Ländern deren Realzinsbonus weiter erhöhten. 
Als dritte zentrale Komponente der deutschen Wachs-
tumsschwäche seit den 1990er Jahren lassen sich die 
anhaltenden Strukturprobleme auf dem Arbeitsmarkt 
anführen, die sich zunehmend als Beschäftigungs- und 
Wachstumsbremse erwiesen haben. Zwar ist das Ausmaß 
der Rigiditäten verglichen mit anderen Ländern weder 
überdurchschnittlich gering noch überdurchschnittlich 
hoch, jedoch war die Entwicklung dieser Rigiditäten in 
den 1990er Jahren in vielen anderen Ländern zurück-
gehend. Darüber hinaus ist davon auszugehen, dass sich 
eben die besonderen Probleme eines rigiden Arbeitsmark-
tes auch und gerade erst dann zeigen, wenn „Schocks“ – 
wie in Deutschland insbesondere der Effekt der Wieder-
vereinigung – verarbeitet werden müssen.7 

1.2 Komponenten des Wachstums des 
realen BIP pro Einwohner

 
Ergänzende Einsichten in die Ursachen der ungünsti-

gen Entwicklung des realen BIP pro Einwohner in Deutsch-
land, aber auch in Baden-Württemberg, erhält man durch 
geeignete Zerlegungen der Wachstumsrate. Bereits auf 
der Grundlage der Definition lässt sich die jahresdurch-
schnittliche Wachstumsrate des realen Bruttoinlands-
produkts pro Einwohner näherungsweise als Differenz 
der Wachstumsrate des realen BIP und der Wachstums-
rate der Zahl der Einwohner beschreiben:
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Die Betrachtung der Analyseergebnisse zeigt, dass 
das günstigere Wachstum des realen Pro-Kopf-BIP in 
den ausländischen Vergleichsländern keineswegs durch 
ein im Vergleich zu Deutschland geringeres Bevölkerungs-
wachstum verursacht wurde (vgl. Tabelle 1.1). Vielmehr 
ist es gerade den Niederlanden und vor allem den 
USA gelungen, überdurchschnittliche Wachstumsraten 
der Einwohnerzahl im Zuge hoher Geburtenraten und 
eines Zustroms an Immigranten durch noch höhere 
Zuwachsraten beim realen BIP mehr als auszugleichen 
und somit auch ein überdurchschnittliches Wachstum des 
realen Pro-Kopf-Einkommens zu erzielen. So wuchs die 
Bevölkerung der USA von 1993 bis 2003 um jahresdurch-
schnittlich gut 0,9%, gleichzeitig jedoch konnte ein jähr-
liches Wachstum des realen BIP von 3,3% erwirtschaftet 
werden, das den hohen Anstieg des realen Pro-Kopf-
Einkommens von 2,3% ermöglichte. Die Einwohnerzahl 
Großbritanniens ist mit 0,3% pro Jahr zwar langsamer 
gestiegen als in Baden-Württemberg, das reale BIP ist 
jedoch in Großbritannien pro Jahr um 1,1 Prozentpunkte 
schneller gewachsen als im Südwesten. 

Der geringfügige Rückstand des BIP-pro-Kopf-Wachs-
tums in Baden-Württemberg gegenüber Hessen basiert 
auf einem im Vergleich zu Hessen um 0,25 Prozent-
punkte größeren Einwohnerwachstum, das nicht gleich-
zeitig durch ein höheres Wachstum des realen Brutto-
inlandsprodukts kompensiert wurde. Gegenüber Bayern 
dagegen war bei ähnlicher Bevölkerungsentwicklung die 
geringfügig schlechtere Wachstumsrate des realen BIP 
ausschlaggebend für den leichten Wachstumsrückstand.
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8 Zur Wirtschaftsentwicklung Großbritanniens vgl. auch den Beitrag von Kuntze (2004b).
9 Für das Jahr 2005 ist ein Gutachten am IAW geplant, in dem die Konjunkturabhängigkeit der baden-württembergischen Wirtschaft mit Hilfe verschiedener Methoden 

detaillierter untersucht werden soll. Mit welchen Instrumenten Betriebe im Südwesten Schwankungen ihrer Geschäftstätigkeit zu lindern versuchen, wird in Strotmann/
Haag (2004) diskutiert.
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Generell resultiert das geringere Wachstum des rea-
len BIP pro Kopf in Deutschland, aber auch in Baden-
Württemberg vor allem aus einem schwächeren Zu-
wachs des realen Bruttoinlandsprodukts (vgl. auch 
Abbildung 1.3). Sämtliche vier ausländischen Referenz-
länder haben sich hier im Durchschnitt der Jahre 1993 
bis 2003 deutlich besser entwickelt als Deutschland und 
Baden-Württemberg. 

Und auch am aktuellen Rand setzte sich dieser Trend 
leider fort: Das reale BIP der USA wuchs im Durch-
schnitt der Jahre 2001 bis 2003 um fast 2,9%, das Groß-
britanniens8 um 2% und das Frankreichs immerhin noch 
um 0,7%. Baden-Württemberg musste wie Deutschland 
in diesem Zeitraum ein Nullwachstum in Kauf nehmen, 
während die Niederlande sich mit mehr als -0,2% noch 
etwas ungünstiger entwickelten.9 Dies dürfte – ähnlich 
wie im Südwesten –  auch an der besonderen Anfälligkeit 
der sehr exportabhängigen Wirtschaft der Niederlande 
für Konjunkturschwankungen liegen. Darüber hinaus 
wurden die wirtschaftlichen Erfolge der 1990er Jahre 
in einem Maße in Lohnzuwächse überwälzt, welche die 
Wettbewerbsfähigkeit der niederländischen Wirtschaft 
minderten (vgl. Hafemann/van Suntum 2004, S. 102ff. 
oder Kuntze 2004a).

Aussagefähiger mit Blick auf die Attraktivität eines 
Wirtschaftsstandorts ist eine zweite Zerlegung, in der die 
durchschnittliche Wachstumsrate des realen Pro-Kopf-
BIP in zwei oder mehr additiv verknüpfte Komponenten 
aufgespaltet wird. 

Ein positives Wachstum des Pro-Kopf-Einkommens 
kann danach einerseits darauf basieren, dass mit dem-
selben Arbeitsvolumen – im Weiteren zunächst gemes-
sen anhand der Zahl der Erwerbstätigen – im Zuge 
einer Steigerung der Produktivität mehr Sozialprodukt 
erwirtschaftet wird. Andererseits kann ein Anstieg des 
Pro-Kopf-Einkommens auch dadurch erreicht werden, 
dass bei gleicher Produktivität der Anteil der Erwerbs-
tätigen an der Wohnbevölkerung und somit die Erwerbs-
beteiligung gesteigert wird: 

Die Zerlegung in Tabelle 1.2 (Spalten 1 bis 3) zeigt, 
dass zwischen den Ländern teilweise beträchtliche Unter-
schiede in den Determinanten des Einkommenswachs-
tums bestehen. 
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Auffällig ist, dass sich die Erwerbsbeteiligung in 
Deutschland und in den Bundesländern von 1993 bis 
2003 im Jahresdurchschnitt kaum verändert hat, während 
im Ausland hier teilweise beachtliche Steigerungsraten 
erzielt wurden. Da das bundesdeutsche Niveau der 
Erwerbsbeteiligung jedoch mit gut 46% der Einwohner 
zwar deutlich über dem französischen (40,5%), jedoch 
unter den Werten Großbritanniens (48,2%), der USA 
(48,6%) und der Niederlande (2002: 49,5%) lag, ist 
dies durchaus bemerkenswert. Baden-Württemberg 
verfügt dagegen mit knapp 50% über eine recht hohe 
Erwerbsbeteiligungsquote, die sich von 1993 bis 2003 
auch nur geringfügig erhöht hat. In Bayern war die 
Erwerbsbeteiligung im Betrachtungszeitraum – allerdings 
bei einer Erwerbsbeteiligungsquote von gut 50% im Jahr 
2003 – im Jahresdurchschnitt sogar rückläufig. Das in 
Deutschland und Baden-Württemberg realisierte Wachs-
tum des BIP pro Kopf ging daher zu einem überwiegen-
den Teil auf das „Konto“ von Produktivitätssteigerungen 
und nur zu einem geringen Teil auf die Erhöhung der 
Erwerbsbeteiligung zurück. 

Das hohe jahresdurchschnittliche Wachstum des BIP 
pro Kopf in den USA (2,3%) wurde – wie in Deutschland 
– insbesondere durch einen deutlichen Anstieg der 
Erwerbstätigenproduktivität (1,9%) und weniger durch 
den Anstieg der Erwerbsbeteiligung (0,4%) getra-
gen. Spiegelbildlich verhielt es sich dagegen in den 
Niederlanden. Hier trug die Produktivitätssteigerung 
von 0,7% weniger zum Pro-Kopf-Wirtschaftswachstum 
von 2,3% bei als der Zuwachs der Erwerbsbeteiligung 

von 1,6%. Mit der Dominanz der Erwerbsbeteiligungs-
komponente bilden die Niederlande insgesamt jedoch 
eher die Ausnahme unter den Referenzländern. 

Bei einer kritischen Diskussion der Erwerbsbeteiligung 
und ihrer zeitlichen Entwicklung ist jedoch zu berück-
sichtigen, dass nicht alle Einwohner eines Landes zur 
erwerbsfähigen Bevölkerung gezählt werden dürfen und 
auch in dieser Hinsicht erhebliche Unterschiede zwi-
schen den Ländern bestehen können. Zu berücksichtigen 
ist somit ein „demographischer Effekt“, der durch die 
Altersstruktur der Bevölkerung und deren Veränderung 
bedingt ist. 

So kann der Anteil der Erwerbstätigen an den Ein-
wohnern sich einerseits ungünstiger entwickeln und 
somit die Entwicklung des realen BIP pro Kopf hem-
men, weil ein geringerer Anteil der Bevölkerung im 
erwerbsfähigen Alter von 15 bis unter 65 Jahren einer 
Erwerbstätigkeit nachgeht („Beschäftigungsquote“). 
Andererseits kann jedoch auch ein Rückgang der Bevölke-
rung im erwerbsfähigen Alter im Zuge demographischer 
Effekte die ungünstige Entwicklung der Erwerbsquoten 
verursachen. 

� � � �������������� ������������������ �������������� ������������������ �������������
� � � ��������������� ���������������� �������������� �������������������� ������������
� � � ��������� �������������� ������������ �������������������� ������������������
� � � � � � ��������������������� ��������������������
� � � ���� ���� ���� ���� ���
� � � � �

������������������ � ������ ������ ������ ������ ������

������� � ������ ������ ������� ������ ������

������� � ������ ������ ������ ������ ������

�������������������� � ������ ������ ������ ������ ������

������������ � ������ ������ ������ ������ ������

������������ � ������ ������ ������ ������ �����

���������������� � ������ ������ ������ ������ �����

������������������� � ������ ������ ������ ������ ������

����� � ������ ������ ������ ������ �����

����������������������������������������������������������������������
� ����������������������������������������������������������

������� ��������������������������������������������������������������
�������������������������������������������������



8      IAW-Wirtschaftsmonitor 2004

1 
 W

IR
TS

CH
AF

TL
IC

H
ER

  W
O

H
LS

TA
N

D
   

 

����
�������������

���������������
�������������

��
���

��� � ����
�������������

���

��������
�������������

�������������

��������������

��������������
��������������

� ��

10 Über die Verbreitung und Ausgestaltung betrieblicher Arbeitszeitkontenmodelle sowie die Bedeutung atypischer Beschäftigungsformen in Baden-Württemberg informieren 
Strotmann/Wetzig (2003a,b) und Strotmann/Vogel (2004a,b). 

11 Verschiedene Studien beschäftigen sich mit der Frage, warum in Europa die Arbeitszeit je Erwerbstätigen rückläufig ist, in den USA jedoch nicht. Blanchard (2004) begrün-
det dies mit unterschiedlichen Präferenzen für Freizeit und Arbeit in den USA und Europa. Prescott (2004) führt die unterschiedliche Grenzbelastung des Faktors Arbeit 
mit Steuern und Abgaben als zentralen Grund an.

Der Blick auf die Ergebnisse in den Spalten 3 bis 5 
der Tabelle 1.2 zeigt sehr deutlich, dass Baden-Würt-
temberg wie sämtliche deutsche Bundesländer und auch 
Deutschland insgesamt von 1993 bis 2003 einen nega-
tiven demographischen Effekt verkraften musste, der 
zwar abgeschwächt auch in den Niederlanden, nicht 
jedoch in Frankreich, Großbritannien und den USA zu 
beobachten war: Der das Wachstum des realen BIP pro 
Einwohner hemmende demographische Effekt betrug in 
Baden-Württemberg pro Jahr etwa 0,3% (Deutschland: 
0,2%), während Großbritannien und die USA von Seiten 
der demographischen Komponente sogar einen positi-
ven Impuls von 0,2% bzw. fast 0,4% auf das reale BIP pro 
Einwohner verzeichnen konnten.

Bislang wurde als Produktivitätsindikator ausschließ-
lich die Entwicklung der Erwerbstätigenproduktivität 
betrachtet. Mit der Zunahme flexibler Arbeitsverhältnisse 
und der zunehmenden Bedeutung von Teilzeitarbeit wer-
den Erwerbstätigenzahlen als Maß für den Arbeitsinput 
aber immer weniger aussagefähig.10 Ergänzend wird 
daher im Folgenden auch eine Betrachtung durchgeführt, 
bei der die Stundenproduktivität gemessen als Brutto-
inlandsprodukt je geleisteter Arbeitsstunde in die Analyse 
einbezogen wird. So kann das reale BIP je Erwerbstätigen 
einerseits steigen, weil die Produktivität je geleiste-
ter Stunde steigt oder je Erwerbstätigen (bei gleicher 
Stundenproduktivität) länger gearbeitet wird.

Abbildung 1.4 zeigt, dass die Arbeitszeit je Erwerbs-
tätigen seit 1993 in allen betrachteten Ländern rück-
läufig war und somit einen dämpfenden Einfluss auf 
die Entwicklung der Erwerbstätigenproduktivität hat-
te. Während jedoch der Rückgang in Frankreich und 
Deutschland mit jahresdurchschnittlich -1,0% bzw. -0,6% 
beträchtlich ausfiel, war der entsprechende Rückgang  in 
den Niederlanden und Großbritannien mit -0,3% und in 
den USA mit -0,2% geringer (vgl. auch Tabelle 1.3).11 Der 
Rückgang der Arbeitszeit in Europa beruht dabei teilwei-
se auf einer Zunahme der Bedeutung von Teilzeitarbeit 
(vgl. dazu auch Kapitel 1.3), im Wesentlichen aber auf 

einer Abnahme der Arbeitszeit von Vollzeitbeschäftigten 
(vgl. OECD 2004, S. 37). Auffällig ist, dass in Deutschland 
und in den Niederlanden am aktuellen Rand eine gewis-
se Gegenbewegung eingesetzt hat und – für Deutschland 
–  erstmals seit vielen Jahren wieder ein leichter Anstieg 
der Arbeitszeit je Erwerbstätigen zu verzeichnen war.

Eine überdurchschnittliche Verkürzung der Arbeitszeit 
je Beschäftigten von 1993 bis 2003 in Deutschland 
bedeutet jedoch, dass ein gleiches Wachstum der 
Erwerbstätigenproduktivität im internationalen Vergleich 
nur dann möglich würde, wenn die Stundenproduktivität, 
das heißt das je Arbeitsstunde erwirtschaftete Brutto-
inlandsprodukt, überdurchschnittlich ansteigt. Tabelle 
1.3 verdeutlicht, dass Deutschland wie auch Frankreich 
von 1993 bis 2003 zwar ein näherungsweise recht gutes 
durchschnittliches jährliches Wachstum der Stunden-
produktivität von 1,8% bzw. 2,1% verzeichneten, das 
reichte jedoch nicht aus, um die dämpfenden Effekte der 
Arbeitszeitverkürzungen auf die Erwerbstätigenproduk-
tivität zu kompensieren. 
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Die Niederlande stellen insofern einen besonderen 
Fall dar, als das Produktivitätswachstum sowohl anhand 
der Pro-Kopf- als auch anhand der Pro-Stunde-Betrach-
tung deutlich unterdurchschnittlich ausfiel.

Im Zuge der neuen Arbeitsvolumen-Rechnung des 
Arbeitskreises „Erwerbstätigenrechnung des Bundes 
und der Länder“ liegen zumindest für den Zeitraum von 
1998 bis 2002 nun auch vergleichbare Ergebnisse über 
das Niveau und die Entwicklung der Arbeitsstunden 
je Erwerbstätigen im Bundesländervergleich vor: Die 
Zahl der je Erwerbstätigen geleisteten Arbeitsstunden 
lag im Jahr 2002 im Land mit 1423 dabei um etwa 
1,4% unterhalb des Bundesschnittes von 1443 (vgl. 
Kaiser 2004). Hessen (1453) und Bayern (1449) dage-
gen weisen eine leicht überdurchschnittliche Zahl an 
Arbeitsstunden je Erwerbstätigen auf, während die 
Arbeitszeit in Nordrhein-Westfalen (1406) erheb-
lich unter dem Bundesschnitt liegt. Betrachtet man 
die zeitliche Entwicklung, so hat sich die Arbeitszeit je 
Erwerbstätigen in Nordrhein-Westfalen von 1998 bis 
2002 mit jahresdurchschnittlich rund 1,1% am deutlich-
sten verringert, während der Rückgang in Bayern (-0,4%), 
Baden-Württemberg (-0,5%) und Hessen (-0,5%) zwar 
schwächer war als im Bundesschnitt, jedoch im interna-
tionalen Vergleich – auch bei direkter Gegenüberstellung 
der Zeiträume – überdurchschnittlich ausfiel.

1.3  Erwerbstätigkeit und 
Arbeitslosigkeit

Erstmals seit 1994 war im Jahr 2003 die Zahl der 
Erwerbstätigen in Baden-Württemberg gegenüber dem 
Vorjahr rückläufig. Mit -0,8% fiel der Rückgang jedoch 
immerhin etwas schwächer aus als in Deutschland und 
in den anderen Bundesländern. Auch im Durchschnitt 
der Jahre 2001 bis 2003, dem Zeitraum seit dem letzten 
IAW-Wirtschaftsmonitor, war die Zahl der Erwerbs-
tätigen im Südwesten mit -0,35% pro Jahr rückläu-
fig, aber im Vergleich zu den anderen Bundesländern 
und Deutschland ebenfalls unterdurchschnittlich (vgl. 
Abbildung 1.5).

Im Vergleich mit den ausländischen Wettbewerbern 
schlug sich somit die Schwäche beim deutschen Wirt-
schaftswachstum auch in der Beschäftigungsentwicklung 
der deutschen Länder nieder. Zwar liegt der Südwesten 
im innerdeutschen Vergleich auch im Durchschnitt der 
Jahre 1993 bis 2003 mit einem Zuwachs der Erwerbs-
tätigkeit von jährlich 0,5% an der Spitze, sämtliche auslän-
dischen Referenzländer konnten jedoch ihre Erwerbs-
tätigenzahlen – in einer Bandbreite von 1,1% (Frankreich) 
bis 2,2% (Niederlande, 1993-2002) – in deutlich stärke-
rem Maße steigern. 
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Mit Blick auf die Vereinigten Staaten fällt auf, dass 
das Wachstum der Erwerbstätigkeit am aktuellen Rand 
mit von 2001 bis 2003 jahresdurchschnittlich 0,3% vor 
dem Hintergrund des erheblichen Wachstums des rea-
len Bruttoinlandsprodukts von fast 2,9% sehr gering 
ausfällt. Diese ungünstige Entwicklung der Beschäftigung 
trotz Wirtschaftswachstums wird unter dem Stichwort 
„Jobless Growth“ diskutiert. Einerseits sind dafür der 
inzwischen doch beträchtliche Anstieg der Erwerbs-
tätigenproduktivität und der damit verbundene Anstieg 
der Beschäftigungsschwelle verantwortlich.  Andererseits 
wird auch argumentiert, dass es sich dabei letztlich bis 
zu einem gewissen Grad um ein statistisches Phänomen 
handele, das sich längerfristig nicht beobachten lasse (vgl. 
Brück 2004).

Der hohe Anstieg der Erwerbstätigen in den Nieder-
landen resultierte sowohl aus einem überdurchschnitt-
lichen Wachstum der Vollzeiterwerbstätigen als auch aus 
einem noch stärkeren Wachstum der Teilzeitbeschäftig-
ten. Im Jahr 2003 betrug die Teilzeitquote in den 
Niederlanden rund 34,5% (vgl. Abbildung 1.6), 1993 lag 
sie noch bei einem – allerdings auch damals schon hohen 
– Niveau von 27,9%. In Deutschland war der Anteil der 
Teilzeiterwerbstätigen von 1993 bis 2003 ebenfalls um 
knapp 7 Prozentpunkte ähnlich stark gewachsen wie in 
den Niederlanden, jedoch ausgehend von einem erheb-
lich geringeren Niveau. Im Jahr 2003 lag die Teilzeitquote 
in Deutschland nach einheitlicher OECD-Definition bei 

19,6%. Das im Vergleich zu den Niederlanden schlech-
tere Erwerbstätigenwachstum in Deutschland beruhte 
primär auf einer ungünstigeren Entwicklung der Zahl der 
Vollzeiterwerbstätigen. In Frankreich blieb der Anteil der 
Teilzeitbeschäftigten im Zeitablauf nach einem vorüber-
gehenden leichten Anstieg bei etwa 13% relativ konstant.

Auf Bundesländerebene existiert keine der obigen 
Definition gemäß unmittelbar vergleichbare Teilzeitquote. 
Eine Gegenüberstellung der Ergebnisse aus dem Mikro-
zensus für Baden-Württemberg mit europäischen Daten, 
die vom Statistischen Landesamt Baden-Württemberg 
vorgenommen wurde, zeigt jedoch, dass die Teilzeitquote 
im Südwesten mit 24,5% erheblich über dem bundes-
deutschen Schnitt von 20,8% und noch deutlicher über 
dem EU-Schnitt von rund 18% liegt (vgl. Statistisches 
Landesamt 2004). 

Spiegelbildlich zur ungünstigen Entwicklung der 
Erwerbstätigkeit ist seit 2001 die Zahl der Arbeitslosen 
in Baden-Württemberg etwas angestiegen.

Nachdem die baden-württembergische Arbeits-
losenquote nach der Definition der Bundesagentur für 
Arbeit (Arbeitslose je zivile Erwerbspersonen) im Jahr 
2001 mit 4,9% ihr Minimum erreicht hatte, betrug sie 
im Durchschnitt des Jahres 2003 wieder rund 6,1%. 
Dennoch verfügte Baden-Württemberg im Vergleich 
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der Bundesländer und auch im Vergleich zu Deutschland 
im Jahr 2003 weiterhin über die bundesweit geringste 
Arbeitslosenquote und somit einen relativ gut funktionie-
renden Arbeitsmarkt. Bayern verzeichnete von 2002 auf 
2003 einen etwas stärkeren Anstieg der Arbeitslosigkeit 
um 0,9 Prozentpunkte auf 6,9%.

Ein Vergleich der baden-württembergischen Arbeits-
losenquote mit der Arbeitslosigkeit in den ausländischen 
Referenzländern ist aufgrund unterschiedlicher Defi-
nitionen nicht ohne weiteres möglich. Harmonisierte 
Erwerbslosenquoten auf der Grundlage der Definition 
der International Labour Organisation (ILO) liegen nur 
auf nationaler Ebene vor. Dabei fällt die Arbeitslosigkeit 
Deutschlands nach ILO-Definition deutlich geringer 
aus als nach der Definition der nationalen amtlichen 
Statistik. Während Letztere für Deutschland für 2003 
einen Wert von 10,5% ausweist, beträgt die harmonisier-
te Erwerbslosenquote 9,7%. Um einen Eindruck davon 
zu bekommen, wie die baden-württembergische Arbeits-
losigkeit im internationalen Vergleich einzuschätzen ist, 
wurde daher für Abbildung 1.8 die ursprüngliche baden-
württembergische Quote nach der amtlichen deutschen 
Definition mit der Relation der beiden für Deutschland 
ermittelten Arbeitslosenquoten korrigiert. Dabei wird 
deutlich, dass Baden-Württemberg mit einer angenäher-
ten „harmonisierten Erwerbslosenquote“ von 5,7% hier 
auch im internationalen Vergleich sehr gut abschneidet, 
dass sich die Position jedoch gerade seit dem Jahr 2001 
am aktuellen Rand doch etwas verschlechtert hat.

Die Niederlande mussten auf niedrigerem Niveau 
(2003: 3,8%) ebenfalls einen Anstieg der Arbeitslosen-
quote hinnehmen, während in Großbritannien von 2001 
bis 2003 die Arbeitslosigkeit trotz ungünstigem konjunk-
turellen Umfeld unverändert bei 5% blieb. 

Die zeitliche Entwicklung der Arbeitslosigkeit zeigt, 
dass sich der Arbeitsmarkt in Deutschland und auch in 
Baden-Württemberg im Vergleich zu den Nachbarländern 
ungünstiger entwickelt hat (vgl. Abbildung 1.9). Während 
alle ausländischen Referenzländer im Jahr 2003 unterhalb 
des Ausgangsniveaus von 1993 lagen, liegt Deutschland 
2003 2 Prozentpunkte über dem Wert von 1993.

Mit Blick auf die Struktur der Arbeitslosigkeit fällt 
im internationalen Vergleich auf, dass gerade das Pro-
blem der Langzeitarbeitslosigkeit in Deutschland beson-
ders relevant ist. Während in den USA nur knapp 12% 
des gesamten zeitlichen Arbeitslosigkeitsvolumens 
auf Langzeitarbeitslose entfällt, die mehr als ein Jahr 
arbeitslos sind, beträgt der entsprechende Anteil der 
Langzeitarbeitslosigkeit an der Arbeitslosigkeit insge-
samt in Deutschland fast 50% (vgl. Abbildung 1.10). Der 
Wiedereintritt aus Arbeitslosigkeit in Beschäftigung 
scheint somit in Deutschland besonders problematisch 
zu sein. Die Vergleichswerte von Frankreich (39,1%), den 
Niederlanden (28,5%) und Großbritannien (22,9%) liegen 
zwar deutlich über dem US-Niveau, aber auch deutlich 
unterhalb des deutschen Ausmaßes an Langzeitarbeits-
losigkeit.
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Für den bundesweiten Vergleich liegen Angaben zum 
Anteil der Langzeitarbeitslosen an den arbeitslosen 
Personen und nicht wie oben beim internationalen 
Vergleich am Arbeitslosigkeitsvolumen vor. Der Anteil 
der Langzeitarbeitslosen an den Arbeitslosen lag im 
September 2003 in Deutschland bei 36,4% (vgl.  Abbil-
dung 1.11). Der baden-württembergische Wert lag mit 
26,4% um mehr als ein Viertel unter dem Bundesschnitt 
und auch unter den entsprechenden Anteilen für Hessen 
(30,1%) und Nordrhein-Westfalen (37,2%), Bayern lag 
bei 26,5%. Auch die Entwicklung war in den vergan-
genen Jahren im Land günstiger als in den anderen 
Bundesländern: der Anteil ging im Südwesten seit 1999 
um 8,1 Prozentpunkte zurück, in Hessen (-6,9 Prozent-
Punkte), Bayern (-4,9 Prozentpunkte) und Nordrhein-
Westfalen (-2,8 Prozentpunkte) fiel der Rückgang gerin-
ger aus. Deutschland hatte sogar einen Anstieg der 
Langzeitarbeitslosenquote um 1,4 Prozentpunkte zu 
verzeichnen. 

1.4 Wertschöpfung und Beschäftigung 
nach Wirtschaftsbereichen

Auf den französischen Statistiker und Nationalöko-
nomen Jean Fourastié geht die so genannte „Drei-Sekto-
ren-Hypothese“ zurück, wonach der Strukturwandel 
einer Volkswirtschaft von der Agrar- über die Industrie- 
zur Dienstleistungsgesellschaft eine Art „Grundgesetz der 
Wirtschaftsentwicklung“ ist, den jede Volkswirtschaft beim 
Versuch, ihre Wettbewerbsfähigkeit zu sichern, mitmachen 
muss.12 Begründet wird diese Tertiarisierungstendenz 
unter anderem mit einem „Produktivitäts-Bias“ und einem 
„Nachfrage-Bias“.13 Das Argument des Produktivitäts-Bias 
behauptet einen rascheren Produktivitätsfortschritt im 
industriellen Sektor, der es ermöglicht, Industriegüter 
mit weniger Arbeitseinsatz herzustellen, so dass die frei-
werdenden Arbeitskräfte dem Dienstleistungssektor 
zur Verfügung stehen. Unter dem „Nachfrage-Bias“ 

versteht man im Grundsatz, dass die Nachfrage nach 
Dienstleistungen im Durchschnitt einkommenselastischer 
reagiert als die Nachfrage nach Industriegütern. Insofern 
wächst im Zuge eines langfristig steigenden Einkommens 
die Nachfrage nach Dienstleistungen überproportional.

Auch in Baden-Württemberg nahm der Anteil des 
Dienstleistungssektors an der Bruttowertschöpfung in 
den letzten Jahren weiter zu. Hingegen ging der Anteil 
des industriellen Sektors entsprechend zurück. Während 
die reale Bruttowertschöpfung in der Gesamtwirtschaft 

12 Einen gelungenen Überblick über die Entwicklung Baden-Württembergs von 1800 bis 2000 kann man bei Flik (2002) nachlesen. 
13 Vgl. zum Beispiel – auch für eine Bewertung der beiden Argumente für die Entwicklung in Deutschland – Klodt (2004).
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von 1993 bis 2003 um 27,7% gewachsen ist, konnte der 
Dienstleistungssektor im Südwesten mit einem Plus 
von 31,2% überdurchschnittliche Zuwächse erzielen. 
Die Zahl der Erwerbstätigen stieg in diesem Zeitraum 
im Dienstleistungssektor um 18,6%, während insgesamt 
nur ein Plus von 15,0% zu verzeichnen war. Sowohl das 
Wachstum der realen Wertschöpfung als auch das Be-
schäftigungswachstum im Dienstleistungssektor fielen 
damit in den vergangenen Jahren im Südwesten stärker 
aus als im Bund (vgl. Abbildung 1.12). Mit Blick auf die 
reale Bruttowertschöpfung weisen nur Hessen und 
Bayern unter den westdeutschen Bundesländern größere 
Steigerungsraten auf, beim Wachstum der Erwerbstätigen-
zahlen rangiert Baden-Württemberg hinter Nordrhein-
Westfalen, aber vor Bayern und Hessen an zweiter Stelle.

Erfreulich ist, dass der baden-württembergische Dienst-
leistungssektor vom Jahr 2000 bis 2003 bei der Wert-
schöpfungsentwicklung und bei der Entwicklung der 
Zahl der Erwerbstätigen sich jeweils im Vergleich der 
bundesdeutschen Länder am besten entwickelt hat (vgl. 
Abbildung 1.13).14

Der Blick auf Abbildung 1.14 zeigt jedoch, dass die 
Tertiarisierung der Wirtschaft gemessen am Anteil an 
der Bruttowertschöpfung bzw. an der Zahl der Erwerbs-
tätigen in den anderen Bundesländern, den europäischen 
Ländern und den USA noch immer weiter fortgeschrit-
ten als im Land. 

Während die Anteile des Dienstleistungssektors an 
der Wertschöpfung und an der Beschäftigung in Deutsch-
land bei rund 70% lagen, betrugen die entsprechenden 
Anteile in Baden-Württemberg im Jahr 2003 61,9% bzw. 

63,5%. Sämtliche internationalen Referenzländer verfüg-
ten über einen im Vergleich zu Deutschland noch bedeu-
tenderen Dienstleistungsbereich.

Der vermeintliche „Rückstand“ Baden-Württembergs 
bei der Tertiarisierung wird in der Diskussion über den 
Standort Baden-Württemberg immer wieder als „Dienst-
leistungslücke“ bezeichnet und als Problem charakteri-
siert (vgl. dazu auch später).
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Die zeitliche Entwicklung beider Indikatoren zeigt, 
dass im Südwesten zwar jeweils ein Aufwärtstrend in 
der Verbreitung des Dienstleistungssektors erkennbar 
ist, Baden-Württemberg jedoch ohne Ausnahme jeweils 

14 Innerhalb des tertiaren Sektors kommt den so genannten „Unternehmensnahen Dienstleistungen“ zentrale wachstumspolitische Bedeutung zu. Eine Analyse der 
Entwicklung dieser Dienstleistungsbranche in Baden-Württemberg sowie ein entsprechender Vergleich mit den in diesem IAW-Wirtschaftsmonitor verwendeten inländi-
schen Referenzländern findet sich in Klee (2004).
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15  Zur Diskussion um die Dienstleistungslücke in Deutschland und insbesondere in Baden-Württemberg vgl. zum Beispiel Klös (1997), Baethge et al. (1999), Batz et al. (1999) 
sowie Klee (2002). 

16 Wenn in diesem Abschnitt von „Exporten“ die Rede ist, dann geht es nur um den Export von Waren, nicht aber von Dienstleistungen.

1.5  Exportvolumen und  
Weltexportanteile

Die standortpolitische Positionierung eines Landes 
bestimmt sich maßgeblich durch dessen Stärke auf dem 
Weltmarkt. Vor diesem Hintergrund wird in diesem 
Abschnitt die baden-württembergische Exportper-
formance untersucht, wobei als Vergleichsmaßstab die 
bereits zuvor herangezogenen Referenzländer verwen-
det werden. 

Für den Betrachtungszeitraum von 1993 bis 2003 
lässt sich für die baden-württembergische Wirtschaft 
eine deutliche Steigerung ihrer Exportleistung feststel-
len.16 In dieser Zeit nahm der Exportwert von 55 auf 
106,8 Mrd. Euro zu, was einem jahresdurchschnittlichen 
nominalem Wachstum von 6,9% entspricht. Der Anstieg 
der Exportwerte verlief, wie Abbildung 1.17 verdeutlicht, 
allerdings nicht kontinuierlich. So ergab sich von 1998 
auf 1999 ein leichter Rückgang (-0,8%), ebenso von 2001 
auf 2002 (-1,0%). Im Jahr 2003 konnte gegenüber dem 
Vorjahr dann wieder eine Steigerung erreicht werden 
(+2,2%), so dass am aktuellen Rand ein Exportwert von 
106,8 Mrd. Euro steht.

Die in den Jahren 2002 und 2003 zusammengenom-
men eher unbefriedigende Entwicklung der baden-
württembergischen Exportwirtschaft wurde maßgeblich 
durch Einbrüche bei den Ausfuhren in die USA bestimmt. 
So gingen die für den US-Markt bestimmten Lieferungen 
im Übergang von 2001 auf 2002 um 4,0%, von 2002 auf 
2003 sogar um 6,9% zurück. Dies dürfte insbesondere 
auf die massive Aufwertung des Euro gegenüber dem 
US-Dollar zurückzuführen sein. So legte der gegenüber 
dem US-Dollar gemessene Euro-Außenwert in der Zeit 
von 2001 bis 2003 um nicht weniger als ein Viertel (26%) 
zu, was die preisliche Wettbewerbsfähigkeit der baden-
württembergischen Exportwirtschaft, mit ihrer starken 
Ausrichtung auf den US-Absatzmarkt, in besonderem 
Maße beeinträchtige. Damit ergab sich eine währungsbe-
dingte Umkehrung der Wettbewerbsverhältnisse: in der 
Zeit von 1995 bis 2001 hatte der Euro (bzw. die DM) 
gegenüber dem US-Dollar noch deutlich, nämlich um ein 
Drittel, abgewertet, so dass baden-württembergische 
Unternehmen in diesen Jahren auf dem US-Markt an 
Wettbewerbsfähigkeit gewinnen konnten.

am Ende des Feldes rangiert (vgl. in Abbildung 1.15 und 
1.16). Insgesamt fällt auf, dass die Strukturunterschiede 
zwischen den Ländern im Zeitablauf recht stabil sind.

Ende der 1990er Jahre wurde die wissenschaftliche 
und politische Diskussion von dem Streit bestimmt, 
ob Deutschland und vor allem Baden-Württemberg 
eine „Dienstleistungslücke“ aufweisen und somit der 
Tertiarisierungsprozess hierzulande rückständig sei.15  
Bereits in der Ausgabe 2002 des IAW-Wirtschafts-
monitors wurde die These von der Dienstleistungslücke 
kritisch beleuchtet. Ohne an dieser Stelle die Diskussion 
erneut aufgreifen zu wollen, sei jedoch daran erinnert, 
dass die sektorale Abgrenzung der Wirtschaftsbereiche, 
wie sie durch die amtliche Statistik vorgenommen wird 
und wie sie daher den obigen Strukturzahlen zugrunde 
liegt, der ökonomischen Realität teilweise nicht mehr 
gerecht wird. So erbringen Industrieunternehmen einen 
wesentlichen Anteil insbesondere der produktionsbezo-
genen Dienstleistungen selbst („interne Tertiarisierung“), 
ohne dass deren Wertschöpfungsbeitrag in die Statistiken 
des Dienstleistungssektors eingeht (vgl. dazu auch 
Haisken-DeNew et al. 1998). Das „Outsourcing“ von 
Dienstleistungen aus Industrieunternehmen fand im Süd-
westen nur in geringerem Maße als in anderen Ländern 
statt (vgl. Batz et al. 1999). Zwar könnte man darüber 
diskutieren, ob ein hoher Selbstversorgungsgrad der 
Industrie mit Dienstleistungen eher mit Chancen oder 
Risiken für die Zukunftsfähigkeit einer Volkswirtschaft 
einhergeht. Unabhängig von der Beantwortung dieser 
Frage ist es jedoch für eine Beurteilung des tatsächlichen 
Tertiarisierungsgrades dringend erforderlich, zumin-
dest ergänzend auch eine funktionale Gliederung zu 
verwenden, die auch solche Wertschöpfungsbeiträge 
dem Dienstleistungsbereich zuordnet, die zwar in der 
Industrie erbracht werden, jedoch auf Dienstleistungs-
tätigkeiten beruhen. Leider ist eine derartige funktio-
nale Betrachtung auf der Grundlage der verfügba-
ren Daten nicht möglich. Bei der Beurteilung des 
Tertiarisierungsgrades anhand sektoraler Ergebnisse 
muss dieses Problem daher stets relativierend berück-
sichtigt werden.
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Während die Entwicklung der baden-württember-
gischen Ausfuhren in der Zeit von 2001 bis 2003 gemes-
sen am Exportwert mit einer Steigerung von 1,1% 
eher unbefriedigend ausfiel, scheint dies nicht zu gelten, 
wenn man den Weltexportanteil heran zieht. Bei dieser 
Exportkennziffer erreicht Baden-Würt temberg am aktuel-
len Rand (2003) einen Anteil von 1,63% gegenüber 1,54% 
im Jahr 2001, was einer Steige rung um 5,8% entspricht. 
Damit ist die innerhalb des Betrachtungszeitraums von 
1993 bis 2000 für den Weltexportanteil zu verzeichnen-
de tendenziell rückläufige Entwicklung durchbrochen (vgl. 
Abbildung 1.17). Dieser Umstand ist allerdings maßgeb-
lich auf die Entwicklung des Dollarkurses zurückzufüh-
ren. Zwar hat die Aufwertung des Euro gegenüber der 
US-Währung zu einer Verschlechterung der preislichen 
Wettbewerbsfähigkeit der baden-württembergischen 
Exportwirtschaft im Dollarraum geführt, die sich nega-
tiv auf den in nationaler Währung (Euro) berechne-
ten Exportwert niedergeschlagen hat. Dieser negative 
Effekt wird jedoch durch einen positiven Effekt weit 
überkompensiert: So ist für die Umrechnung des baden-
württembergischen Exportwertes von Euro in US-
Dollar nun ein deutlich höherer Eurowert zugrunde zu 
legen mit der Folge, dass der in US-Dollar ausgedrückte 
Exportwert wesentlich höher ausfällt als in den Jahren 
zuvor – und eben dieser (dollarbasierte) Exportwert 
geht in die Berechnung der Weltexportanteile ein. 
Mit anderen Worten: In der Zeit von 2001 bis 2003 
haben die baden-württembergischen Ausfuhren – in 
Euro gerechnet – nur um 1,1% zugelegt, während der 
Zuwachs – in US-Dollar gerechnet – bei nicht weni-

ger als 27,8% liegt.  Da die Kennziffer „Anteile am 
Weltexport“ aber auf Exporte in Dollarwerten abstellt, 
kommt Baden-Württemberg im Vergleich zum gesam-
ten Weltexport auf einen überproportionalen Zuwachs 
(27,8 gegenüber 21,1%). Der baden-württembergische 
Zuwachs beim Weltexportanteil basiert also lediglich 
auf umrechnungstechnischen Aspekten, die sich aus der 
Entwicklung der Euro-Dollar-Parität ergeben. Damit 
darf der höhere Weltexportanteil des Landes aber nicht 
als Indiz für eine verbesserte baden-württembergische 
Wettbewerbsfähigkeit angesehen werden.

Vergleicht man die Entwicklung des baden-württem-
bergischen Weltexportanteils mit der anderer Länder, 
so ist zu berücksichtigen, inwieweit auch für diese 
die angesprochenen „Verzerrungen“ durch die starke 
Änderung der Euro-Dollar-Relation gelten. Legte Baden-
Württemberg in der Zeit von 2001 bis 2003 beim 
Weltexportanteil um 5,8% zu (was einer Erhöhung des 
Anteilswerts von 1,54 auf 1,63% entspricht), so lagen 
Hessen und Nordrhein-Westfalen mehr oder weniger auf 
dem bundesdeutschen Durchschnittszuwachs von 6,4%. 
Lediglich Bayern konnte sich mit einer Steigerung von 
12,5% deutlich absetzen, was im innerdeutschen Vergleich 
stark überdurchschnittliche Exportzuwächse signalisiert. 
Frankreich, für das die oben angegebene euroaufwer-
tungsbedingte Verzerrung ebenfalls gilt, konnte beim 
Weltexportanteil nur um 1,4% zulegen, was ein schwa-
ches Exportergebnis impliziert. Für die Niederlande lie-
gen noch keine entsprechenden Vergleichsdaten vor. Für 
Großbritannien kam es durch die gegenüber dem US-
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17  Der US-Exportwert ging von 2001 bis 2003 sogar um 1% zurück.

Dollar zu verzeichnende Pfundaufwertung zwar eben-
falls zu umrechnungstechnischen Verzerrungen beim 
Weltexportanteil, diese fielen jedoch geringer aus als 
bei der entsprechenden Euro-Aufwertung (13,5% gegen-
über 26%). Insgesamt ergab sich für Großbritannien beim 
Weltexportanteil sogar ein Rückgang (-6%), so dass der 
auf den britischen Weltexportanteil positiv wirkende 
umrechnungstechnische Effekt durch negative Faktoren, 
unter anderen die sinkende Preiswettbewerbsfähigkeit, 
überkompensiert wurde. Die USA realisierten sogar 
einen um 18,2% niedrigeren Weltexportanteil. Dies ist 
insofern überraschend als die durch die Dollarschwäche 
zu verzeichnende Verbesserung der preislichen Wettbe-
werbsfähigkeit offensichtlich nicht genügend zum Tragen 
kam.17 Es ist jedoch auch zu bedenken, dass im Falle der 
USA der beim Weltexportanteil der Euroländer und 
Großbritannien zu verzeichnende umrechnungstechni-
sche „Aufbläheffekt“ nicht auftreten konnte.

Nachdem im Rahmen der Diskussion um die Welt-
exportanteile die Frage der Weltmarktpositionierung der 
einzelnen Referenzländer im Mittelpunkt stand, soll nun 
untersucht werden, wie stark die Exportorientierung in 
diesen Ländern ist. Damit ist als Maß auf die so genann-
te Exportquote abzustellen, die den Exportwert ins 
Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt setzt. Ein Blick auf 
Abbildung 1.19 zeigt, dass Baden-Württemberg in der 
letzten Dekade im Vergleich der inländischen Referenz-
länder stets die höchste Exportquote aufwies. Im Jahr 
2003 kam das Land auf einen entsprechenden Wert von 
34%. Die anderen Bundesländer lagen zum Teil deutlich 
unter dem Bundesdurchschnitt von 31%: so Hessen mit 
lediglich 17%, während Nordrhein-Westfalen und Bayern 
immerhin 26 bzw. 29% erreichten. Bei den ausländischen 
Referenzländern lagen Frankreich und Großbritannien 
(2002) mit 22 bzw. 18% zwischen zwei Extremfällen: 
Während die Niederlande eine Exportquote von nicht 
weniger als 53% aufwiesen, kamen die USA gerade 
einmal auf 7%. Diese auffälligen Unterschiede dürften 
zumindest zum Teil dadurch erklärbar sein, dass die 
USA als große Volkswirtschaft über einen beträchtlichen 
inländischen Absatzmarkt verfügen, was tendenziell eine 
geringe Auslandsorientierung impliziert, während für die 
Niederlande der genau umgekehrte Fall gilt.
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Kommt man noch einmal auf die Exportquote Baden-
Württembergs (wie auch die der anderen Bundesländer) 
zurück, dann ist beim Vergleich mit dem Bund allerdings 
zu berücksichtigen, dass inzwischen ein beträchtlicher 
Teil der bundesdeutschen Exporte nicht mehr den ein-
zelnen Bundesländern zugeordnet werden kann. Dies 
betraf nach IAW-Berechungen zum Beispiel im Jahr 
2001 nicht weniger als 20,8% des bundesdeutschen 
Exportwertes.18 Insofern wird ein nicht unwesentlicher 
Teil des Exportwertes der Bundesländer „unterschlagen“, 
was unter anderem zur Folge hat, dass die Exportquoten 
der Bundesländer im Vergleich zum Bund deutlich zu 
niedrig ausgewiesen werden. Das heißt zum Beispiel, dass 
die Exportquote von Baden-Württemberg – tatsächlich 
– den bundesdeutschen Vergleichswert noch deutlich 
stärker überschreitet als dies durch die hier angeführten 
Daten zum Ausdruck gebracht wird. 

Insgesamt gesehen deutet die hohe Exportquote 
Baden-Württembergs eine hohe internationale Wettbe-
werbsfähigkeit des Landes an, gleichzeitig ist diese aber 
auch ein Indiz für eine besonders starke Abhängigkeit 
der baden-württembergischen Wirtschaft von der welt-
wirtschaftlichen Entwicklung.19 Beide Aspekte – die 
hohe internationale Wettbewerbsfähigkeit und die star-
ke Abhängigkeit der inländischen Wertschöpfung und 
Beschäftigung vom Auslandsabsatz – sind allerdings 
vor dem Hintergrund der folgenden Erörterung zur 
Exportwertstruktur kritisch zu hinterfragen. Bei den ent-
sprechenden Ausführungen wird zwar zunächst auf bun-
desdeutsche Verhältnisse abgestellt, es lassen sich jedoch 
auch Folgerungen für Baden-Württemberg ableiten.

Mit dem Begriff „Exportwert“ assoziiert die breite 
Öffentlichkeit, dass diese Kennziffer denjenigen Teil der 
im Inland erbrachten Wertschöpfung abbildet, der vom 
Ausland nachgefragt wird. Die folgenden Ausführungen 
zeigen allerdings, dass dem nicht so ist. So ist zunächst 
einmal festzustellen, dass sich der Exportwert aus zwei 
(Wert-)Komponenten zusammensetzt:20 den „exportin-
duzierten Importen“ und der „exportinduzierten inlän-
dischen Bruttowertschöpfung“. Letztere erfasst die bei 
der Produktion von Waren für den Export im Inland 
entstandene Bruttowertschöpfung. Diese Komponente 
des Exportwertes wirkt im Inland einkommens- und 
arbeitsplatzschaffend. Die zweite Komponente, die 
„exportinduzierten Importe“, ist vor dem Hintergrund 

18  Vgl. Krumm/Strotmann (2002).
19 Das IAW wird voraussichtich im Jahr 2005 eine Studie erstellen, bei der es um 

Fragen der weltwirtschaftlichen Abhängigkeit der baden-württembergischen 
Wirtschaft geht.

20  Vgl. Pressemitteilung des Statistischen Bundesamtes vom 17.08.2004 („Import-
anteil der deutschen Exporte bei 40%“).
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21 Vgl. Sinn (2003). Dies gilt in noch stärkerem Maße, wenn man den in nationaler Währung ausgedrückten Exportwert zum Zwecke internationaler Vergleichbarkeit in US-
Dollar umrechnet, denn hier schlagen dann wechselkursbedingte Zufälligkeiten durch. So wird durch die für die Jahre 2002 und 2003 maßgebliche Eurostärke gegenüber 
dem US-Dollar der in Dollar ausgedrückte deutsche Exportwert lediglich künstlich „aufgebläht“.

22 Vgl. Horn/Behncke (2004), S. 588.

der Einkommens- und Arbeitsplatzfrage jedoch gänz-
lich anders zu beurteilen, da die entsprechende Wert-
schöpfung nicht im Inland, sondern im Ausland statt-
findet. Diese Komponente setzt sich wiederum aus 
zwei Kategorien zusammen: zum einen aus importier-
ten Vorleistungen, soweit diese in Exportgüter einge-
hen und zum anderen, aus importierten Gütern, die 
im Wesentlichen unverändert (weiter)exportiert wer-
den. Diese beiden Kategorien der „exportinduzierten 
Importe“ machten zusammengenommen im Jahr 2002 
auf der Bundesebene nicht weniger als 38,8% aus. Das 
heißt fast 39% des deutschen Exportwertes lag keine 
inländische, sondern eine ausländische Wertschöpfung 
zugrunde.

Angesichts dessen könnte man nun versucht sein, die 
deutsche Volkswirtschaft mit einer „Basar-Ökonomie“ 
(Sinn, 2003) zu vergleichen, die das Ausland zwar mit 
hochwertigen Gütern beliefere, diese aber nur noch 
in abnehmendem Maße im Inland selbst produziere. 
„Made in Germany“ werde so mehr und mehr zu einem 
Etikettenschwindel. Für viele durch deutsche Unter-
nehmen exportierte Güter gelte, dass im Inland nur 
noch die Endmontage stattfinde, während die ande-
ren Produktionsstufen im Ausland erfolgten. Der hohe 
Exportwert, auf den gerade in Zusammenhang mit 
der aktuellen Diskussion um den „Exportweltmeister 
Deutschland“ abgestellt wird, suggeriere also eine 
viel höhere Bedeutung der Exporte für die inländi-
sche Wertschöpfung und Beschäftigung als diesem tat-
sächlich zukommt. Damit sei der deutsche Exportwert 
nur noch in eingeschränktem Maße ein Indikator für 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Volkswirtschaft.21 Dieser Aussage ist insofern zuzustim-
men, als steigende Exporte nicht einfach als zunehmen-
de Wettbewerbsfähigkeit interpretiert werden dürfen, 
und zwar deshalb, weil die amtliche Exportstatistik den 
Exportwert nicht um die darin enthaltenen impor-
tierten Vorleistungen korrigiert. Dieses Manko lässt 
sich aber dadurch beheben, dass man zur Beurteilung 
der Wettbewerbsfähigkeit einer Volkswirtschaft nicht 
die Entwicklung der Exporte, sondern die des Außen-
beitrags heranzieht.22 Der Außenbeitrag bildet näm-
lich die Differenz zwischen realen Exporten und rea-
len Importen, was im vorliegenden Zusammenhang 
folgende Konsequenzen hat: Die im Ausland bezoge-
nen Vorleistungen gehen in die Importe ein und wer-

den damit bei der Berechnung des Außenbeitrages 
automatisch von den Exporten abgezogen. Deshalb 
sind im Außenbeitrag die beiden oben angesproche-
nen Importkategorien nicht enthalten. Ein steigender 
Außenbeitrag kann damit mit einer steigenden inländi-
schen Wertschöpfung gleichgesetzt werden. 

In Bezug auf die Verhältnisse in Baden-Württemberg 
bedeutet dies nun zweierlei. Erstens ist auch für den 
baden-württembergischen Export zu vermuten, dass 
einem nicht unbeträchtlichen Teil des Exportwertes 
ausländische Wertschöpfung zugrunde liegt und zwar in 
Form importierter Vorleistungen und in Form von für 
den (Weiter-)Export bestimmten Importgütern. Damit 
dürfte auch für Baden-Württemberg gelten, dass dem 
Export sowohl im Hinblick auf die Wertschöpfung als 
auch in Bezug auf die Beschäftigung eine geringere Bedeu-
tung zukommt, als dies der Exportwert des Landes sug-
geriert. Um einen ungefähren Eindruck von der Dimen-
sion dieses Sachverhalts zu bekommen, soll folgendes Ad 
hoc-Szenario vorgestellt werden: Abstrahiert man von 
den zwischen der baden-württembergischen und der 
gesamtdeutschen Wirtschaft zweifelsohne bestehenden 
strukturellen Unterschieden und unterstellt, dass für 
Baden-Württemberg in Analogie zum Bund ein Import-
anteil an den Exporten von 38,8% angesetzt werden 
kann, dann ergibt sich für den baden-württembergischen 
Exportwert folgende Aufspaltung in inländische und aus-
ländische Wertschöpfungsbestandteile:
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Wenn also unterstellt wird, dass ein entsprechen-
der Analogieschluss zwischen der Bundes- und Landes-
ebene zulässig wäre, dann hieße dies, dass nur einem 
Teilbetrag von 65,4 Mrd. des baden-württembergischen 
Exportwertes von 106,8 Mrd. Euro tatsächlich inlän-
dische Wertschöpfung zugrunde läge.23 Damit wäre 
dann auch die Relevanz des Exports für die heimische 
Beschäftigung nach unten zu korrigieren.

Zweitens gilt auch für Baden-Württemberg, dass aus 
steigenden Exporten nicht einfach auf eine steigende 
Wertschöpfung geschlossen werden kann. Für die Ebene 
der Bundesländer steht in diesem Zusammenhang jedoch 
nicht der analytische Ausweg zur Verfügung, statt des 
Exports nun den Außenbeitrag heranzuziehen, und zwar 
deshalb, weil für die Bundesländerebene aufgrund statisti-
scher Probleme ein Außenbeitrag nicht ermittelt werden 
kann.24 Insofern kann im vorliegenden Kontext für die 
Bundesländerebene lediglich auf der Basis der Exporte 
argumentiert werden, wohlweislich, dass eigentlich auch 
die Importseite berücksichtigt werden müsste, um ein 
umfassendes Bild über die Außenhandelsströme zu erhal-
ten. Die fehlende Möglichkeit, für die Bundesländerebene 
den Außenbeitrag bzw. Nettoexport auszuweisen ist 
insofern bedauerlich, als eine solche Kennziffer im Hin-
blick auf die hier aufgeworfenen Fragen sehr sinnvoll 
wäre. Dies gilt insbesondere auch für die Frage nach 
der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen bzw. baden-
württembergischen Wirtschaft. In diesem Zusammenhang 
ist nun allerdings zu berücksichtigen, dass ein zunehmen-
der Anteil ausländischer Wertschöpfung am Export nicht 
grundsätzlich negativ zu beurteilen ist. So dürfte sich der 
Bezug preiswerter Vorprodukte aus dem Ausland positiv 
auf die Preiswettbewerbsfähigkeit der deutschen bzw. 
baden-württembergischen Exportwirtschaft auswirken.25

Geht man nun der Frage nach, in welche Länder 
die baden-württembergische Wirtschaft hauptsächlich 
exportiert, dann bietet sich folgendes Bild: Die USA lagen 
2003, wie auch in den Jahren zuvor, als Abnehmerland 
baden-württembergischer Exportgüter an erster Stelle. 
So gingen trotz der mit der Dollarschwäche verbun-
denen Verschlechterung der preislichen Wettbewerbs-
fähigkeit der baden-württembergischen Exporteure auf 
dem US-Markt immerhin noch 12,2% aller Exporte 
des Landes in die USA. Auf dem zweiten Rang folgt 
traditionell Frankreich, auf das im Jahr 2003 10,3% der 
baden-württembergischen Ausfuhren entfielen. Weitere 

herausragende Abnehmerländer sind Italien (8,0%), 
Großbritannien (7,5%), die Schweiz (5,9%) und Öster-
reich (5,3%). Die restlichen Länder kommen jeweils auf 
Anteilswerte unter 5%. Bemerkenswert ist, dass China 
im Jahr 2003 (2,8%) erstmals Japan (2,4%) als baden-
württembergisches Hauptabnehmerland in Asien abgelöst 
hat und damit in die Liste der TOP 10 baden-württem-
bergischer Exportzielländer aufgerückt ist (vgl. Tabelle 
1.4). Darin spiegelt sich die dynamische Entwicklung 
der chinesischen Volkswirtschaft wider, von der auch 
die baden-württembergische Exportunternehmen pro-
fitieren. So ergab sich für den entsprechenden baden-
württembergischen Exportwert 2003 gegenüber dem 
Vorjahr ein Zuwachs von nicht weniger als 17,7%.

Betrachtet man nicht einzelne Abnehmerländer, son-
dern ganze Zielregionen der baden-württembergischen 
Exporte, dann ergab sich für 2003 folgendes Bild (vgl. 
Abbildung 1.21). Allein 70% aller baden-württembergi-
schen Exportgüter gingen ins europäische Ausland. Der 
Rest verteilt sich auf die USA (12%), Ost- und Südost-
asien (9%) und andere Länder (8%).

23 Ein exakter Ausweis des inländischen Wertschöpfungsanteils am Exportwert ist für Baden-Württemberg insofern nicht möglich, als im Gegensatz zur Bundesebene eine 
für die entsprechende Berechnung notwendige zeitnahe Input-Output-Tabelle auf Landesebene nicht verfügbar ist.

24  Insbesondere geht es in diesem Zusammenhang darum, dass auf Landesebene Exporte und Importe nach unterschiedlichen Konzepten nachgewiesen werden und die 
Qualität der Ergebnisse voneinander abweicht (vgl. Kössler 1998, S. 506). Eine Saldierung von Exporten und Importen kommt damit nicht in Frage.

25 Diesen Aspekt hebt auch der Sachverständigenrat hervor (vg. Sachverständigenrat 2004).
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Innerhalb des europäischen Absatzmarktes dominie-
ren die Länder der Eurozone: 42% aller baden-württem-
bergischen Exporte gingen 2003 in diesen Bereich, der 
für die baden-württembergische Exportwirtschaft ohne 
Wechselkursrisiko ist. Weitere 10% wurden in denjeni-
gen EU-Mitgliedsländern abgesetzt, die (noch) nicht den 
Euro eingeführt haben. Auf die 10 Länder, die am 1. Mai 
2004 neue Mitglieder der Europäischen Union gewor-
den sind, entfielen knapp 7% der baden-württembergi-
schen Ausfuhren. Die folgende Tabelle 1.5 zeigt, wie sich 
der entsprechende Exportwert auf die einzelnen EU-
Beitrittsländer verteilt hat:

Man erkennt, dass von den baden-württembergischen 
Exporten, die im Jahr 2003 in die EU-Beitrittsländer 
gegangen sind, allein vier Fünftel auf Tschechien, Polen 
und Ungarn entfallen sind. Zypern und Malta spielen als 
Abnehmerländer praktisch keine Rolle, so dass diese für 
die weitere Betrachtung ausgeklammert bleiben. Da die 
restlichen acht neuen EU-Mitgliedsländer in Mittel- bzw. 
Osteuropa liegen, werden diese auch als die „8 MOE-
Länder“ bezeichnet. 

Nimmt man die Entwicklung über den Betrach-
tungszeitraum, so legten die baden-württembergischen 
Exporte in die neuen EU-Mitgliedsländer bis zum aktu-
ellen Rand (2003) deutlich zu und erreichten fast das 
3,7fache des Ausgangsniveaus von 1993 (vgl. Abbildung 
1.22). Während Hessen und Nordrhein-Westfalen gerin-
gere Zuwächse zu verzeichnen hatten, konnte Bayern 
seine Ausfuhren in die Beitrittsländer sogar um annä-
hernd das 4,5fache steigern. Hier dürfte der Umstand 
eine gewisse Rolle gespielt haben, dass Bayern zu den 
neuen EU-Mitgliedsländern eine stärkere räumliche Nähe 
aufweist, was sich für die dortige Exportwirtschaft unter 
anderem in niedrigeren Transportkosten niederschlägt. 

Die gesamtdeutschen Exporte ins EU-Beitrittsgebiet 
erhöhten sich in der entsprechenden Dekade um das 
Vierfache. Damit wird die Dynamik deutlich, die der 
europäische Erweiterungsprozess für den deutschen 
Export mit sich gebracht hat. Zwar ist hierbei das 
relativ niedrige Ausgangsniveau beim Exportwert des 
Jahres 1993 zu beachten, andererseits gehen bundes-
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weit inzwischen (2003) bereits knapp 9% der Exporte 
in die Beitrittsländer, was fast schon dem Anteil des 
US-Absatzmarktes entspricht.26 Für die baden-württem-
bergische Exportwirtschaft haben die neuen EU-Mit-
gliedsländer als Zielregion zwar auch deutlich an Ge-
wicht gewonnen, die Ausfuhren in diese Staaten machten 
2003 allerdings nicht mehr als 7% der Exporte des 
Landes aus. Abbildung 1.23 verdeutlicht, dass die EU-
Beitrittsstaaten für die inländischen Referenzländer eine 
größere Bedeutung haben als für Baden-Württemberg. 
Dies gilt vor allem für Bayern, das mittlerweile knapp 
ein Zehntel seiner Exportgüter in den neuen Mitglieds-
ländern der Europäischen Union absetzt. Dies dürfte u.a. 
an der besonders ausgeprägten räumlichen Nähe zu die-
sen Ländern liegen.

Durch den am 1. Mai 2004 vollzogenen offiziellen 
EU-Beitritt der neuen Mitgliedsländer dürfte sich für den 
deutschen Export in den Beitrittsraum für sich genom-
men wenig ändern, weil die Liberalisierung des Handels 
bereits sehr weit fortgeschritten ist.27 Für die Zukunft 
dürften sich Impulse für den deutschen Export allerdings 
zumindest dadurch ergeben, dass für die Beitrittsländer 
deutliche Einkommenssteigerungen zu erwarten sind, 
die auch die Nachfrage nach deutschen Gütern positiv 
beeinflussen werden. Davon wird die baden-württem-
bergische Wirtschaft sicherlich ebenfalls profitieren, die 
auch weiterhin insbesondere mit ihren Investitionsgütern 
gute Absatzchancen haben dürfte. Die Dynamik in die-
sem Güterbereich könnte sich allerdings insoweit etwas 
abschwächen, als der in den Beitrittsländern nach der 
Systemtransformation allgemein zu verzeichnende Nach-
holbedarf in der Ausstattung mit Sachkapital und Infra-
struktur zunehmend gedeckt sein dürfte.

26 Vgl. Deutsche Bundesbank (2004a).
27 Vgl. Buch (2003).
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Die Positionierung der einzelnen Volkswirtschaften 
im internationalen Standortwettbewerb ergibt sich 
durch deren jeweilige Wettbewerbsfähigkeit. In diesem 
Zusammenhang ist die preisliche von der technologischen 
Wettbewerbsfähigkeit zu unterscheiden.1 Die techno-
logische Wettbewerbsfähigkeit bezieht sich auf rein güter-
wirtschaftliche Gegebenheiten der Produktion und des 
Angebots von Exportgütern, also etwa auf die Qualität 
der Produkte und Dienstleistungen. Sie gibt an, inwieweit 
die heimischen Angebote besser als die ausländischen 
sind. Auf diesen Aspekt der Wettbewerbsfähigkeit wird 
in Kapitel 4 eingegangen. Preisliche Wettbewerbsfähigkeit 
bezieht sich dagegen nur auf die Höhe der effektiven 
Preise der angebotenen Güter (aus Nachfragersicht). 
Diese hängen neben den Produktionskosten und der 
unternehmerischen Steuerbelastung insbesondere von 
den Gewinnmargen und den Wechselkursen ab. Die preis-
liche Wettbewerbsfähigkeit gibt an, inwieweit die heimi-
schen Angebote billiger als die ausländischen sind. Auf 
diesen Aspekt der Wettbewerbsfähigkeit wird in diesem 
Kapitel eingegangen, wobei der Teilaspekt „Steuern und 
Abgaben“ gesondert in Kapitel 3 behandelt wird.

Der folgende Teil widmet sich zunächst der Frage, wie 
sich die preisliche Wettbewerbsfähigkeit des Standortes 
Deutschland und insbesondere Baden-Württemberg im 
Vergleich zu den Referenzländern entwickelt hat. Für 
eine fundierte Beurteilung der Preiswettbewerbsfähig-
keit eines Standortes im internationalen Vergleich müs-
sen dabei einerseits die Preisentwicklungen im In- und 
Ausland, andererseits die Entwicklung der nominalen 
Wechselkurse betrachtet werden. Um gleichzeitig sowohl 
die Bedeutung von nationalen Preisunterschieden als auch 
von Wechselkursentwicklungen berücksichtigen zu kön-
nen, werden reale Wechselkurse bzw. reale Außenwerte 
von Währungen berechnet.

Abschließend wird die Analyse der preislichen Wett-
bewerbsfähigkeit durch eine vergleichende Untersuchung 
der Produktionskosten ergänzt. Die Beurteilung der Kos-
tenwettbewerbsfähigkeit stellt dabei auf eine Gegenüber-
stellung der Arbeitskosten ab.

2 Preiswettbewerbsfähigkeit

2.1  Realer gewogener Außenwert als 
Gesamtindikator für die Preiswett-
bewerbsfähigkeit

Der bilaterale nominale Wechselkurs gibt den Devisen-
kurs wieder, zu dem zwei Währungen auf dem Devisen-
markt gehandelt werden können (vgl. dazu zum Beispiel 
Rose/Sauernheimer 1999). Nominale Wechselkurse allein 
reichen jedoch nicht aus, um die Kaufkraft einer Wäh-
rung im In- und Ausland zu vergleichen, da sich auch 
die Preisniveaus der Warenkörbe im In- und Ausland 
voneinander unterscheiden können. Multipliziert man 
daher den nominalen Wechselkurs mit dem Verhältnis 
aus Auslands- und Inlandspreisniveau, so erhält man den 
realen Wechselkurs einer Währung, der internationale 
Vergleiche der Kaufkraft von Währungen sowie der Preis-
wettbewerbsfähigkeit von Produkten erlaubt. Häufig wird 
alternativ nicht der reale Wechselkurs selbst, sondern sein 
Kehrwert, der reale Außenwert einer Währung, betrach-
tet. Ein Anstieg des realen Außenwertes des Euro gegen-
über dem US-Dollar bedeutet dann, dass Amerikaner für 
den Kauf europäischer Güter mehr Kaufkraft einsetzen 
müssen und somit die preisliche Wettbewerbsfähigkeit 
europäischer Produkte sinkt. Eine reale Abwertung des 
Euro gegenüber dem US-Dollar dagegen fördert die 
Preiswettbewerbsfähigkeit europäischer Produkte.

Anhand bilateraler Außenwerte lässt sich die Preis-
wettbewerbsfähigkeit nur im Vergleich zum einzelnen 
anderen Land analysieren. Um die allgemeine Preis-
wettbewerbsfähigkeit Baden-Württembergs gegenüber 
den wichtigsten Handelspartnern insgesamt beurteilen 
zu können, wurde für den Standort Baden-Württemberg 
ein gewogener realer Außenwert der DM bzw. des 
Euro ermittelt, indem die Währungen der fünf größ-
ten Handelspartner Baden-Württembergs (vgl. dazu 
auch Abschnitt 1.5) entsprechend ihrer Bedeutung für 
den Export des Landes zu einem Index aggregiert wur-
den.2 Ergänzend zum realen gewogenen Außenwert ist in 
Abbildung 2.1 auch der nominale gewogene Außenwert 
abgetragen, bei dem Preisunterschiede nicht korrigierend 
berücksichtigt wurden.

1  Zu Folgendem vergleiche zum Beispiel Kortmann (1998).
2  Der für Baden-Württemberg maßgebliche reale gewogene Außenwert unterscheidet sich vom entsprechenden bundesdeutschen Wert, da diesen unterschiedliche 

Exportländerstrukturen zugrunde liegen. Für die Gewichtung wurde dabei die durchschnittliche Exportstruktur der Jahre 1993 bis 2003 zugrunde gelegt.
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Nachdem die DM in der ersten Hälfte der 1990er-
Jahre real kontinuierlich erheblich aufgewertet und die 
Preiswettbewerbsfähigkeit Baden-Württembergs sich 
damit deutlich verschlechtert hatte, ergab sich 1995 eine 
Trendwende. Die Phase der entsprechenden Abwertung 
hielt bis 2001 an; in der Zeit von 1995 bis 2001 hatte 
die DM bzw. der Euro gegenüber den fünf wichtigsten 
baden-württembergischen Exportzielländern real um 
mehr als 20% an Wert verloren. Am aktuellen Rand (das 
heißt seit dem letzten IAW-Wirtschaftsmonitor) hat 
sich die Entwicklung allerdings wieder umgekehrt. So 
kam es von 2001 bis 2003 zu einer realen Aufwertung 
des Euro um gut 7%. Das heißt, in den letzten beiden 
Jahren des Betrachtungszeitraums hat sich die preisliche 
Wettbewerbsfähigkeit Baden-Württembergs wieder ver-
schlechtert.

Vergleicht man die beiden Kurvenverläufe in Abbil-
dung 2.1, so zeigt sich, dass seit 1995 die Kurve des rea-
len Außenwertes stets unter der Kurve des nominalen 
Außenwertes verläuft. Dies bedeutet, dass in dieser Zeit in 
Deutschland bzw. Baden-Württemberg die Inflationsraten 
niedriger ausgefallen sind als im Durchschitt der fünf 

3  Berücksichtigt werden muss jedoch, dass längerfristige nominale und auch reale Abwertungen einer Währung teilweise als Ausdruck einer geringeren Standortqualität 
eines Landes interpretiert werden könnten. Inwiefern in Deutschland in den vergangenen Jahren eine hohe preisliche Wettbewerbsfähigkeit mit einer unterdurchschnittli-
chen Wettbewerbsfähigkeit hinsichtlich der nicht-preislichen Wettbewerbsfähigkeit wie zum Beispiel der Innovationsdynamik, der technologischen Leistungsfähigkeit oder 
auch der Humankapitalausstattung einherging, wird in den weiteren Teilen dieses Standortmonitors untersucht.

4  Folgt man der Kaufkraftparitätentheorie in ihrer relativen Form (vgl. zum Beispiel Rose/Sauernheimer 1999), so bestimmen Inflationsunterschiede zwischen den 
Ländern die Entwicklung des nominalen Wechselkurses. Langfristig entwickelt sich der nominale Wechselkurs nach dieser Theorie stets so, dass Kaufkraftunterschiede 
einer Währung zwischen den Ländern ausgeglichen werden und der reale Wechselkurs somit konstant bleibt. Die Betrachtung der zeitlichen Entwicklung des realen 
Wechselkurses zeigt jedoch, dass zumindest kurz- und mittelfristig Preisunterschiede nicht die dominierende Einflussgröße der Wechselkursentwicklung sein können. 
Zinsunterschiede zwischen In- und Ausland, Zinserwartungen, aber auch Spekulationen der internationalen Kapitalanleger spielen eine wichtige Rolle bei der Erklärung 
kurz- und mittelfristiger Wechselkursschwankungen.

baden-württembergischen Haupthandelsländer. So hat die 
niedrige Inlandsinflation den von 1995 bis 2001 anhalten-
den Abwertungseffekt real noch verstärkt und den seit 
2001 zu verzeichnenden Aufwertungseffekt real abge-
schwächt. Das heißt, die im Vergleich zum Ausland mode-
ratere Inlandspreisentwicklung hat zur Verbesserung der 
preislichen Wettbewerbsfähigkeit Baden-Württembergs 
beigetragen. Insgesamt zeigt sich, dass am aktuellen Rand 
zum Ende des Jahres 2003 die baden-württembergische 
Preiswettbewerbsfähigkeit immer noch leicht besser war 
als 1993.3

Die folgenden Abschnitte wenden sich nun im Detail 
der Frage zu, in welchem Maße sich die beobachtete 
Entwicklung des realen Außenwertes durch die Ent-
wicklung der nominalen Wechselkurse einerseits (Ab-
schnitt 2.2) bzw. durch Unterschiede in den Inflations-
raten zwischen den Ländern andererseits (Abschnitt 
2.3) erklären lässt. Dabei bestätigt sich, dass vor allem 
Schwankungen der nominalen Wechselkurse die Verän-
derungen der realen Wechselkurse dominieren, da sich 
die Preisniveaus typischerweise nur sehr träge bewegen.4
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2.2  Komponente I: Bilaterale nominale 
Wechselkursentwicklungen

Die Betrachtung der bilateralen nominalen Außen-
werte der DM bzw. des Euro zeigt, welche Währungen 
entscheidenden Einfluss auf die Entwicklung des gewo-
genen realen Außenwertes hatten. In diesem Zusam-
menhang ist allerdings zu beachten, dass zwei der fünf 
baden-württembergischen Haupthandelsländer, nämlich 
Frankreich und Italien, seit Errichtung der Europäischen 
Währungsunion im Jahr 1999 dieselbe Währung wie 
Deutschland haben, so dass sich seither keine bilateralen 
nominalen Wechselkursänderungen mehr ergeben (vgl. 
Abbildung 2.2). Für die drei anderen Haupthandelspartner 
Baden-Württembergs sind dagegen zum Teil beträchtliche 
Wechselkursschwankungen festzustellen, die sich dann 
auch in der baden-württembergischen Preiswettbewerbs-
fähigkeit niedergeschlagen haben.

Nimmt man zunächst den US-Dollar als die Währung 
des baden-württembergischen Hauptexportziellandes, 
dann zeigen sich während der letzten Dekade star-
ke Schwankungen. In der Phase von 1993 bis 1995 
wertete die D-Mark (bzw. der Euro) gegenüber dem 
US-Dollar auf, so dass sich die Wettbewerbsfähigkeit 
Baden-Württembergs gegenüber der US-Konkurrenz 
verschlechterte. Der Höchststand von 1995 lag 15% 
über dem 1993er-Kursniveau. Es folgte eine längere 
Phase der Abwertung der DM bzw. des Euro, und zwar 

von 1995 bis 2001. Der Tiefststand wurde 2001 erreicht, 
wobei das Niveau von 1993 um ein Viertel unterschrit-
ten wurde. Am aktuellen Rand war dann erneut eine 
Aufwertung des Euro zu verzeichnen. Das heißt, nach 
der mehrjährigen Verbesserung der baden-württember-
gischen Wettbewerbsverhältnisse ergab sich wieder eine 
Verschlechterung, wobei 2003 der Euro-Außenwert nur 
noch 4% unter dem Niveau von 1993 lag.

Die Entwicklung des Außenwertes der D-Mark (bzw. 
des Euro) zum britischen Pfund weist einen ähnlichen 
Verlauf auf wie die gegenüber dem US-Dollar. Von 1993 
bis 1995 ergab sich eine DM-Aufwertung, wenngleich 
nicht so ausgeprägt wie gegenüber der US-Währung. 
Von 1995 auf 1996 beginnt dann eine DM-Abwertung, 
die schließlich bis zu 23% unter den 1993er-Wert geht. 
Die anschließende Phase der Euro-Aufwertung beginnt 
hier allerdings bereits 2000/2001; am aktuellen Rand 
liegt der Außenwert des Euro (bzw. der DM) gegenü-
ber dem britischen Pfund bei 88% des 1993er-Niveaus. 
Die preiswettbewerblichen Rückwirkungen, die von der 
Entwicklung des britischen Pfundes ausgingen waren von 
der Richtung her fast identisch wie beim US-Dollar, wenn-
gleich unterschiedlich intensiv. Zudem war die Relevanz 
nicht so hoch, wenn man bedenkt, dass die Exporte nach 
Großbritannien für Baden-Württemberg weniger gewich-
tig sind als die in die USA (2003: 7,5% zu 12,2%).

Der Außenwert der DM (bzw. des Euro) zum Schwei-
zer Franken (Relevanzanteil: 5,9% aller baden-württem-
bergischen Exporte) ist durch einen tendenziellen 
Abwärtstrend gekennzeichnet, der von einer vorüberge-
henden Aufwertung 1996/97 unterbrochen wurde. Für 
den aktuellen Rand 2002/2003 ist jedoch eine leichte 
Aufwertung zu verzeichnen, so dass 2003 etwa 87% des 
1993er-Niveaus erreicht wurde.

Fokussiert man die Entwicklung seit dem letzten IAW-
Wirtschaftsmonitor (2001 bis 2003), dann hat sich für 
Baden-Württemberg bzw. für Deutschland von der nomi-
nalen Wechselkursentwicklung her eine Verschlechterung 
der preislichen Wettbewerbsfähigkeit ergeben, und 
zwar massiv gegenüber den USA (20 Prozentpunkte), in 
immer noch beträchtlichem Maße gegenüber Großbri-
tannien (9 Prozentpunkte), und lediglich marginal gegen-
über der Schweiz (knapp 1 Prozentpunkt). Die Tendenz 
der Aufwertung des Euro hat sich im Laufe des Jahres 
2004 weiter fortgesetzt, so dass durch die Wechselkurs-
entwicklungen weiterer Druck auf die preisliche Wett-
bewerbsfähigkeit entstanden ist.
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2.3  Komponente II: 
 Inflationsunterschiede

Widmet man sich einer Analyse der Preisentwicklun-
gen in In- und Ausland, so sollte aus theoretischer Sicht 
ein geeigneter Preisindex zur Beurteilung der preislichen 
Wettbewerbsfähigkeit nur die Preise solcher Güter erfas-
sen, die tatsächlich oder potentiell exportiert werden 
können (tradables). Die Preise nicht handelbarer Güter, 
von Rohstoffen und Gütern, bei denen aufgrund staat-
licher Eingriffe keine Marktpreisbildung erfolgt, sollten 
nicht in den Index eingehen. Diesen Anforderungen wird 
jedoch keiner der vorhandenen Preisindizes gerecht.  Vor 
allem aus Gründen der kurzfristigen Verfügbarkeit und 
der internationalen Vergleichbarkeit wird deshalb in der 
Praxis häufig mit dem Verbraucherpreisindex bzw. dem 
Preisindex der Lebenshaltung aller privaten Haushalte 
gearbeitet, der die gesamtwirtschaftliche Preisentwicklung 
recht gut approximiert.

Innerhalb Deutschlands spielten Unterschiede in der 
Entwicklung der Preise eine sehr untergeordnete Rolle. 
Die jahresdurchschnittliche Inflation in Deutschland be-
trug im Zeitraum von 1993 bis 2003 gemessen anhand 
des Preisindex der Lebenshaltung aller privaten Haushalte 
rund 1,5%. Zwischen den hier betrachteten Bundeslän-
dern bestanden dabei erwartungsgemäß kaum Unterschie-
de in der Preisentwicklung. Die entsprechende Bandbreite 
reichte nur von 1,4 bis 1,6%.

Internationale Preisvergleiche sind aufgrund unter-
schiedlicher Definitionen und Konstruktionen der natio-
nalen Preisindizes nicht ohne Weiteres möglich. Das 
Statistische Amt der EU, Eurostat, veröffentlicht daher 
seit 1996 einen harmonisierten Verbraucherpreisindex 
aller privaten Haushalte, der zumindest internationale 
Vergleiche der Inflationsentwicklung erlaubt. Abbildung 
2.3 lässt erkennen, dass die Inflationsunterschiede zwi-
schen den ausländischen Referenzländern erheblich aus-
geprägter waren als innerhalb Deutschlands. Im Durch-
schnitt der Jahre 1996 bis 2003 herrschte dabei innerhalb 
der europäischen Referenzländer weitgehend Preis-
niveaustabilität.5 Durchschnittliche Inflationsraten von 
1,5% in Frankreich, 1,3% in Großbritannien und 1,2% in 
Deutschland lagen im Bereich dessen, was als „unvermeid-
liche Inflation“ bezeichnet werden kann. Nur die USA mit 
2,3% sowie die Niederlande mit 2,7% wiesen jährliche 
Preissteigerungsraten mit einer zwei vor dem Komma auf. 

Insgesamt können Inflationsunterschiede zwischen 
den Ländern nur einen kleinen Teil der in Abschnitt 2.1 
aufgezeigten Veränderungen des realen Außenwertes 
der DM bzw. des Euro erklären. So bestand zum Beispiel 
zwischen den Inflationsraten in Großbritannien und 
Deutschland von 1996 bis 2003 wie erwähnt praktisch 
kein Unterschied, das heißt, die für diese Zeit gegenüber 
der britischen Währung zu verzeichnende reale DM- bzw. 
Euro-Abwertung ging praktisch vollständig auf entspre-
chende Änderungen beim nominalen Außenwert (-17%) 
zurück.

2.4  Zur Kostenwettbewerbsfähigkeit: 
Entwicklung der Lohnstückkosten

Die Entwicklung realer Außenwerte auf Preisbasis ist 
als Indikator für die Preiswettbewerbsfähigkeit durchaus 
mit Vorsicht zu interpretieren. Preise, die im Wettbewerb 
auf Märkten als Ergebnis aus Angebot und Nachfrage 
erzielt werden, erlauben keine Schlussfolgerungen darü-
ber, ob zu diesen Preisen auch die Kosten gedeckt wer-
den konnten. So ist der Spielraum für Preisschwankungen 
aufgrund von Substitutionskonkurrenz selbst bei diffe-
renzierten Gütern häufig auf eine relativ enge Band-
breite beschränkt. Können Anbieter im Wettbewerb 
nicht die Preise durchsetzen, die ihrer Kostenentwicklung 
entsprechen, dann spiegeln die erzielten Preise mehr 

5  Im Zuge ihrer Revision der geldpolitischen Strategie im Jahr 2003 spricht die Europäische Zentralbank von Preisniveaustabilität, wenn die Wachstumsrate des 
Harmonisierten Verbraucherpreisindex unter, aber nahe bei 2% liegt (vgl. Europäische Zentralbank 2004).
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Wettbewerbsfähigkeit vor, als sich wegen der Gewinn-
kompression auf Dauer aufrechterhalten lässt. Umgekehrt 
können hohe Preise, die nicht mit der Kostenentwicklung 
zusammenhängen, auf die Überlegenheit bei nicht-preisli-
chen Wettbewerbsfaktoren zurückzuführen sein, das heißt, 
Anbieter können ihre Preisvorstellungen aufgrund quali-
tativ überzeugender Produkte gegenüber Konkurrenten 
durchsetzen. Inländische Preiserhöhungen aufgrund her-
ausragender nicht-preislicher Wettbewerbsfähigkeit und 
damit verbundener realer Aufwertung sind als Zeichen 
aktueller Wettbewerbsstärke zu sehen.

Daher sollte man für eine Beurteilung der preislichen 
Wettbewerbsfähigkeit eines Standortes die Betrachtung 
realer Außenwerte durch die vergleichende Betrachtung 
von Produktionskosten ergänzen. Die Interpretations-
schwierigkeiten sind etwas geringer, wenn Produktions-
kostenvergleiche als Grundlage für die Beurteilung der 
preislichen Wettbewerbsfähigkeit der Produkte einer 
Volkswirtschaft herangezogen werden.

Im Folgenden werden die Kosten des Faktors Arbeit 
als die für die Unternehmen wichtigste Kostenkompo- 
nente betrachtet. Die Arbeitskosten weisen im interna-
tionalen Vergleich teilweise deutliche Unterschiede auf, 
was zum einen an der geringeren Mobilität des Faktors 
Arbeit, zum anderen aber auch an dessen sehr unter-
schiedlicher Belastung mit Steuern und Abgaben liegt (vgl. 
zu Letzterem Kapitel 3).

Zur Analyse der Kostenwettbewerbsfähigkeit eines 
Landes anhand des Faktors Arbeit wird regelmäßig auf 
die Betrachtung der Arbeitskosten je Produkteinheit, das 
heißt die Lohnstückkosten, zurückgegriffen. Je geringer 
die Lohnstückkosten ausfallen, desto preiswerter kön-
nen die Güter angeboten werden. Die Entwicklung der 
Lohnstückkosten hängt einerseits von der Entwicklung 
der Arbeitskosten ab. Je höher die Arbeitskosten je 
Beschäftigten oder je Arbeitsstunde sind, desto höher 
fallen ceteris paribus auch die Lohnstückkosten aus. 
Andererseits ist die Entwicklung der Arbeitsproduktivität 
entscheidend für die Veränderung der Lohnstückkosten. 
Je mehr Güter pro Beschäftigten oder pro Arbeitsstunde 
produziert werden können, desto geringer sind die Lohn-
stückkosten bzw. desto größer ist der Spielraum für ein 
lohnstückkostenneutrales Wachstum der Löhne. 

Diese grundsätzliche Erkenntnis findet ihren Nieder-
schlag in der Forderung nach einer produktivitätsori-
entierten Lohnpolitik, nach welcher der Anstieg der 
Arbeitskosten sich stets am Anstieg der Produktivität 
orientierten sollte, um die Lohnkostenwettbewerbsfähig-
keit des Landes nicht zu gefährden. Gleichzeitig wird eine 
produktivitätsorientierte Lohnpolitik auch als Indikator 
für eine „beschäftigungsneutrale Tarifpolitik“ interpretiert, 
da die Arbeitsnachfrage der Unternehmen – zumindest 
unter idealtypischen Bedingungen – näherungsweise 
konstant bleibt, wenn sich die Reallöhne mit derselben 
Zuwachsrate entwickeln wie die Arbeitsproduktivität.

Die konkrete empirische Messung der Arbeitskosten, 
der Arbeitsproduktivität und der Lohnstückkosten ist 
jedoch keineswegs zweifelsfrei möglich, so dass Annahmen 
und Berechnungsmethoden die Ergebnisse in erheblichem  
Maße beeinflussen können. Dies soll im Folgenden zumin-
dest ansatzweise problematisiert werden.

Für einen internationalen Vergleich der Entwicklung 
von Lohnstückkosten ist zunächst zu beachten, dass keine 
einheitliche Definition dessen existiert, was man unter 
den Lohnstückkosten zu verstehen hat (vgl. hierzu zum 
Beispiel Brück et al. 2004). Weder für die Zählergröße 
der „Arbeitskosten“ noch für die Nennergröße der 
„Arbeitsproduktivität“ existiert eine international aner-
kannte einheitliche Abgrenzung. So werden unter den 
Arbeitskosten teils nur die Nettolöhne, teils auch sämt-
liche Arbeitskosten einschließlich aller Lohnnebenkos-
ten subsumiert. Unterstellt man, dass die Probleme bei 
der Abgrenzung der Arbeitskosten und der Arbeitspro-
duktivität gelöst seien, so werden darüber hinaus –  je 
nach Untersuchungsgegenstand  –  sowohl Lohnstück-
kosten für die Gesamtwirtschaft als auch für einzelne 
Wirtschaftsbereiche, in einheitlicher Währung oder in 
Landeswährung sowie nominal oder real berechnet. 
Insofern muss sich man bei einer hinreichend kritischen 
vergleichenden Interpretation von Lohnkosten stets 
damit befassen, welche konkrete Definition den Analysen 
zugrunde gelegt wird.6

Im Folgenden wird der üblichen Vorgehensweise des 
Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung für den nationalen Ver-
gleich folgend mit den nominalen gesamtwirtschaftli-
chen Lohnstückkosten der umfassendste Indikator 

6 Dies zeigt bereits ein Vergleich zweier aktueller Publikationen des arbeitgebernahen Instituts der deutschen Wirtschaft in Köln (Schröder 2004) und des gewerkschafts-
nahen WSI (Hirschel 2004), die aufgrund unterschiedlicher Datenquellen, Definitionen und Angrenzungen zu sehr unterschiedlichen Ergebnissen gelangen.
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verwendet (vgl. Sachverständigenrat 2001, S. 395).7 Die 
Lohnstückkosten werden dabei als Quotient aus dem 
Arbeitnehmerentgelt je Arbeitnehmer (= Arbeitskosten) 
und dem realen Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen 
(= Arbeitsproduktivität) ermittelt.8 

Abbildung 2.4 stellt anhand dieser Definition die 
Entwicklung der Lohnstückkosten in Baden-Württemberg 
und der beiden Komponenten Arbeitskosten und Arbeits-
produktivität während der letzten Dekade dar. Man 
erkennt einen zeitlich durchaus uneinheitlichen Verlauf. 
Während die Lohnstückkosten im Land in den Jahren 
von 1993 bis 1996 lediglich moderat zulegten und im 
Anschluss daran sogar leicht rückläufig waren, ergab 
sich von 1998 auf 1999 wieder ein Anstieg, der in den 
Folgejahren bis 2003 an Intensität eher noch zunahm. 
Über den gesamten Betrachtungszeitraum von 1993 
bis 2003 stiegen die Lohnstückkosten im Land um 
rund 7%. Dieser Anstieg ergibt sich dadurch, dass die 
Arbeitskosten im entsprechenden Zeitraum um 20%, die 
Arbeitsproduktivität aber nur um 13% zulegte. 
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Betrachtet man diese Entwicklung im Land isoliert, 
dann wurde die Faustregel der produktivitätsorientier-
ten Lohnpolitik, wonach sich der Zuwachs der Löhne 
(und damit der Arbeitskosten) an der Entwicklung der 
Arbeitsproduktivität orientieren soll, nicht ganz ein-
gehalten. Schlussfolgerungen über Veränderungen der 
Lohnkostenwettbewerbsfähigkeit der baden-württember-
gischen Wirtschaft werden jedoch erst im Vergleich mit 
anderen Volkswirtschaften möglich.

 
Vergleicht man zunächst die Entwicklung der Lohn-

stückkosten in Baden-Württemberg mit der in den inlän-
dischen Referenzländern, so zeigt sich, dass der Zuwachs 
im Land mit 7,1% etwas über dem Anstieg im Bundes-
durchschnitt von 6,4% lag (vgl. Abbildung 2.5). Während 
Nordrhein-Westfalen mit einer Erhöhung von 8,2% deut-
licher über dem Bundestrend lag, konnten Bayern und 
Hessen den Zuwachs auf 4,0 bzw. 2,9% begrenzen. Vor 
allem gegenüber Bayern und Hessen musste somit in 
der letzten Dekade eine nicht zu vernachlässigende Ver-
schlechterung der Kostenwettbewerbsfähigkeit Baden-
Württembergs in hingenommen werden.9
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7  In der Praxis der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechung (VGR) wird die Lohnsumme durch das Arbeitnehmerentgelt aus der VGR bestimmt. Insofern ähneln die realen 
Lohnstückkosten von der Definition sehr stark der Lohnquote. Niveauvergleiche von Lohnquoten sind jedoch wenig geeignet, um die Höhe der Lohnkosten zu beurtei-
len oder aber auch Schlussfolgerungen auf die Lohnpolitik ziehen zu können. Da im innerdeutschen Vergleich der Referenzländer praktisch keine und im internationalen 
Vergleich kaum Unterschiede zwischen der Entwicklung des Preisniveaus bestanden, spielt die Unterscheidung zwischen realen und nominalen Lohnstückkosten hier auch 
keine zentrale Rolle.

8  Dieser Indikator wird auf Nationalwährungsbasis auch von Brück et al. (2004, S. 161) zumindest für die Bewertung der Lohnpolitik empfohlen. Bei  Vergleichen – insbeson-
dere bei längerfristigen – ist zu bedenken, dass hier im Zähler nur das Arbeitseinkommen abhängig Beschäftigter verwendet wird, während im Nenner die Erwerbstätig-
enproduktivität inklusive der Selbständigen berechnet wird. Veränderungen der Beschäftigungsstruktur können somit auch teilweise Veränderungen der Lohnstückkosten 
erklären (vgl. auch Brück et al. 2004).

9  In Niveaus stellt sich die Situation im Jahr 2003 wie folgt dar: Das baden-württembergische Lohnstückkostenniveau lag mit 0,66 um etwa 3% über dem Bundesdurchschnitt 
(0,64) und gleichzeitig zum Teil beträchtlich über dem der inländischen Referenzländer. So liegen die hessischen Lohnstückkosten mit 0,58 rund 12% unter dem baden-
württembergischen Wert. 
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Bei aller Kritik, die am Indikator der Lohnstückkosten 
und der Interpretation ihrer Entwicklung von verschie-
dener Seite geäußert und auf die im Folgenden auch 
kurz eingegangen wird, ist der erhebliche Anstieg insbe-
sondere seit 1999 im Land durchaus bedenklich, haben 
sich doch die Arbeitskosten im Land sehr viel stärker 
von der Entwicklung der Arbeitsproduktivität gelöst 
als in den anderen Bundesländern und in Deutschland. 
Schlussfolgerungen über die Beschäftigungsneutralität der 
Lohnpolitik sollten dagegen eher nicht abgeleitet werden, 
wie die folgenden Überlegungen aufzeigen.

Ein Hauptkritikpunkt, der auch vom Sachverständigen-
rat (2003, Ziffer 641) hervorgehoben wird, ist das 
Argument der „Entlassungsproduktivität“, das letzt-
lich darin besteht, dass die Entwicklung der Arbeits-
produktivität eben nicht unabhängig von der Entwick-
lung der Lohnkosten ist, weil im Zuge überzogener 
Lohnerhöhungen Entlassungen vorgenommen werden 
könnten, die unmittelbar zu einem Anstieg der Arbeits-
produktivität und somit zu einer Dämpfung der Lohn-
stückkostenentwicklung führen. Ein anfangs nur vermeint-
lich produktivitätsorientierter Kurs der Lohnpolitik 
bewahrheitet sich dann, so das Argument, letztlich von 
selbst. Darüber hinaus ist zu bedenken, dass neben der 
Tarifpolitik eine Vielzahl weiterer Einflussfaktoren in der 
kurzen und mittleren Frist auf die Lohnstückkosten 
wirken und die Beschäftigung teilweise erst zeitlich 
verzögert reagiert. So ist bekannt, dass besonders die 
Arbeitsproduktivität im Konjunkturverlauf starken pro-
zyklischen Schwankungen unterworfen ist, die dann zu 
einem antizyklischen Schwanken der Lohnstückkosten 
führen können. Da gerade eine Unterscheidung von 
Trend- und Konjunkturkomponente sehr schwierig ist, 
ist es sinnvoll, Lohnabschlüsse am Trendwachstum und 
nicht am kurzfristigen Wachstum der Arbeitsproduktivität 
zu orientieren. Der Sachverständigenrat zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung stellt 
daher in seiner Mehrheit zwar nicht die Bedeutung der 
Lohnstückkosten als Indikator für die Kostenwettbe-
werbsfähigkeit eines Landes, wohl aber seine Eignung 
hinsichtlich der Beurteilung der Beschäftigungsfreund-
lichkeit einer Lohnpolitik entschieden in Frage. Er 
hat daher in seinem Gutachten 2003/2004 ein eige-
nes Konzept für einen beschäftigungsneutralen lohnpoli-
tischen Verteilungsspielraum vorgeschlagen (vgl. Sachver-
ständigenrat 2003, Ziffern 635ff.), auf das jedoch hier 
nicht näher eingegangen wird.10

Zurück zum Vergleich der Kostenwettbewerbsfähig-
keit: Eine zusätzliche Problematik bei der vergleichenden 
Analyse der Lohnkostenwettbewerbsfähigkeit kommt ins 
Spiel, wenn man auch die ausländischen Referenzländer in 
den Vergleich der Lohnstückkosten einbeziehen möchte. 
In diesem Fall müssen die jeweils in nationaler Währung 
vorliegenden Lohnstückkosten zunächst in eine ein-
heitliche Währung, hier in Euro, umgerechnet werden. 
Zudem ist zu beachten, dass für den internationalen 
Vergleich zwar dieselbe Lohnstückkostendefinition ver-
wendet wird, einzelnen Komponenten jedoch eine etwas 
andere Aggregatsbreite als für den nationalen Vergleich 
zugrunde liegt. Dies hat zum einen zur Folge, dass sich 
für Deutschland beim internationalen Vergleich etwas 
andere Werte ergeben als beim nationalen Vergleich, 
und zum anderen, dass aufgrund mangelnder datentech-
nischer Vergleichbarkeit mit den Nationalstaaten die 
Bundesländer aus dem internationalen Vergleich her-
ausgenommen werden müssen. Die Entwicklung der 
Lohnstückkosten im internationalen Vergleich (und damit 
in einheitlicher Währung) zeigt Abbildung 2.6. 
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Unter der für den internationalen Vergleich maßgeb-
lichen Aggregatsabgrenzung der OECD kommt Deutsch-
land in der Zeit von 1993 bis 2003 auf einen Anstieg 
seiner Lohnstückkosten um 10%, und zwar auf der Basis 
eines kontinuierlichen Anstiegs, der nur durch einen 
kurzzeitigen Rückgang (1996-98) unterbrochen wur-

10 Dieses wird seinerseits wiederum sowohl aus methodischer als auch aus empirischer Sicht von eher gewerkschaftsnahen Ökonomen in Frage gestellt.  Vgl. dazu zum 
Beispiel Horn/Logeay (2004) oder die Publikationen in den WSI-Mitteilungen von Bontrup (2004) und Hirschel (2004).
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de. Der Anstieg der Lohnstückkosten in einheitlicher 
Währung fiel in Deutschland von 1993 bis 2003 im 
internationalen Vergleich dabei recht moderat aus. Nur 
Frankreich bewegte sich mit +13% in einer ähnlichen 
Größenordnung wie Deutschland. Die USA und die 
Niederlande legten dagegen um 22 bzw. 25% zu und 
Großbritannien kam auf einen Zuwachs der in Euro 
berechneten Lohnstückkosten um nicht weniger als 45%. 

Allerdings ist in diesem Zusammenhang zu beach-
ten, dass diese Veränderungen der Lohnstückkosten auf 
der Basis einer einheitlichen Währung (hier: Euro) in 
ganz erheblichem Maße von Wechselkursveränderungen 
beeinflusst werden. Unabhängig von den bereits aus-
geführten möglichen Defiziten der Lohnstückkosten 
als Indikator für die Beschäftigungsneutralität einer 
Lohnpolitik darf insofern auf keinen Fall von Unterschie-
den in der Entwicklung der Lohnstückkosten in einheit-
licher Währung auf eine Bewertung der nationalen 
Lohnpolitiken von Ländern mit unterschiedlichen Währun-
gen geschlossen werden. In Tabelle 2.1 wurde daher die 
jahresdurchschnittliche Wachstumsrate der Lohnstück-
kosten in einheitlicher Währung (Euro) (Spalte 1) zerlegt 
in einen nationalen Lohnstückkosteneffekt (Spalte 2) und 
einen Wechselkurseffekt (Spalte 3). 

Ein Blick auf Spalte 2 in Tabelle 2.1 zeigt, dass wäh-
rend des Betrachtungszeitraums von 1993 bis 2003 die 
Lohnstückkosten auch in den ausländischen Referenz-
ländern in jeweils nationaler Währung jahresdurchschnitt-
lich deutlich stärker zugelegt haben als in Deutschland. 

Dabei fielen die Zuwachsraten in Großbritannien und 
in den Niederlanden sogar viermal so hoch aus wie 
in Deutschland. Für sich genommen hat dies die Lohn-
kostenwettbewerbsfähigkeit von Deutschland und 
Baden-Württemberg erhöht. Für den internationalen 
Vergleich der Lohnstückkosten ist jedoch nicht nur die-
se Komponente von Bedeutung, die maßgeblich durch 
die Tarifparteien der jeweiligen Länder bestimmt wird. 
Als zweite Komponente sind auch noch Änderungen in 
den Währungsrelationen der Referenzländern zu beach-
ten. Dabei offenbart Spalte 3 von Tabelle 2.1, dass in 
der Zeit von 1993 bis 2003 alle ausländischen Refe-
renzländer außer den Niederlanden eine zusätzliche 
Verschlechterung ihrer Wettbewerbsposition durch eine 
ungünstige Wechselkursentwicklung hinnehmen mussten. 
So kam etwa im Falle Großbritanniens zu dem rela-
tiv hohen Anstieg der Lohnstückkosten (in heimischer 
Währung) von 2,4% auch noch eine Aufwertung des bri-
tischen Pfundes gegenüber dem Euro hinzu, und zwar um 
1,3%, so dass sich bei den in einheitlicher Währung (Euro) 
bemessenen Lohnstückkosten ein jahresdurchschnittli-
cher Zuwachs von etwa 3,8% ergab.

Diese in Deutschland vergleichsweise günstige Ent-
wicklung der Lohnstückkosten wird sehr unterschied-
lich interpretiert. Teilweise wird dies als Beleg ange-
führt, dass eine Politik der Lohnzurückhaltung eben 
nicht die erhofften Beschäftigungseffekte erbringe (vgl. 
zum Beispiel Hirschel 2004), sondern vielmehr im Zuge 
fehlender Kaufkraft zu einem Hindernis für Wachstum 
und Beschäftigung werde. Die Autoren des IAW-
Wirtschaftsmonitors teilen in dieser Hinsicht jedoch 
vielmehr die Auffassung des Sachverständigenrates, nach 
der die Lohnstückkosten selbst in nationaler Währung 
zwar ein zentraler – wenn auch nicht unproblematischer 
– Indikator für die Kostenwettbewerbsfähigkeit einer 
Volkswirtschaft sind, diese letztlich aber wenig geeignet 
sind, um die Beschäftigungsneutralität oder -freundlichkeit 
einer Lohnpolitik zu beurteilen. Ein zentrales Problem in 
diesem Zusammenhang ist der immer stärker wachsende 
Keil zwischen den für die Nachfrage nach Arbeit relevan-
ten Produzentenlöhnen und den letztlich im Geldbeutel 
der Arbeitnehmer „landenden“ Nettoverdiensten 
(„Konsumentenlöhne“), der dazu führt, dass ein und 
derselbe Tarifabschluss für die Arbeitgeberseite mit 
deutlich höheren Lohnkostensteigerungen verbun-
den ist als der bei den Arbeitnehmern zu verzeich-
nende Nettoverdienstzuwachs suggeriert. So ist nach 
Berechnungen des Sachverständigenrates der Kon-
sumentenlohn von 1991 bis 2003 real um 5% gestiegen, 
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während gleichzeitig die Produzentenlöhne um 20,6% 
zulegten (vgl. Sachverständigenrat 2003, Ziffer 640). Verant-
wortlich dafür ist einerseits eine Differenz zwischen 
den für die Produzenten und die Konsumenten rele-
vanten Preisindizes, insbesondere jedoch die steigende 
Abgabenbelastung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern.

Die Lohnkostenwettbewerbsfähigkeit Deutschlands 
– und somit auch Baden-Württembergs – hat sich jedoch 
im Vergleich der hier betrachteten Länder seit 1993 
durchaus verbessert, sowohl aufgrund eines geringeren 
nationalen Lohnstückkostendrucks als auch aufgrund 
von wechselkursbedingten Vorteilen. Dennoch muss kri-
tisch beobachtet werden, ob sich der seit Ende der 
1990er Jahre doch recht überdurchschnittliche Anstieg 
der Lohnstückkosten im Südwesten gegenüber dem Bund 
und den anderen Bundesländern auch in der Zukunft 
weiter fortsetzt.

Anzumerken ist zum Abschluss dieses Kapitels 
über die Preis- bzw. Kostenwettbewerbsfähigkeit des 
Landes Baden-Württemberg jedoch, dass alle für diesen 
Wirtschaftsmonitor herangezogenen Referenzländer 
ebenso wie Baden-Württemberg als Hochlohnländer 
bezeichnet werden müssen. Insoweit ist die Kostenwett-
bewerbsfähigkeit zwar unbestritten auch und gerade für 
diese Länder ein wesentlicher Wettbewerbsfaktor. Für die 
langfristige Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit Baden-
Württembergs als hochentwickeltem Industrieland ist 
es aber von ganz entscheidender Bedeutung, dass das 
Land im nicht-preislichen und insbesondere im techno-
logischen Wettbewerb eine hohe Konkurrenzfähigkeit 
aufweist. Nur durch die Entwicklung, die Produktion 
und den Export wettbewerbsfähiger neuer, innovativer 
Produkte, Produktionsverfahren und Dienstleistungen 
kann ein Land wie Baden-Württemberg auch mittel- 
und langfristig in der Lage sein, das hohe Lohnniveau 
zu sichern und seinem Bürgern einen hinreichenden 
Wohlstand ermöglichen. Nachdem sich Kapitel 3 dieses 
Standortmonitors zunächst noch einmal ausführlich mit 
der Steuerbelastung in Baden-Württemberg auseinander-
setzt, wird sich Kapitel 4 dann ausführlich einer Analyse 
der technologischen Wettbewerbsfähigkeit sowie der 
Humankapitalausstattung des Südwestens widmen.
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3   Steuer- und Abgabenbelastung

3.1  Gesamtwirtschaftliche 
Abgabenbelastung

Die Belastung mit Steuern und anderen Abgaben ist 
einer der zentralen Faktoren im Standortwettbewerb 
zwischen Volkswirtschaften. Im Blickpunkt der Öffent-
lichkeit steht dabei immer wieder die Höhe der so 
genannten Steuerquote bzw. der umfassenderen Abgaben-
quote. Diese beiden Konzepte geben jedoch – wie in 
Abschnitt 3.2 noch ausgeführt wird – in nur beschränk-
tem Maße einen Anhaltspunkt für die steuerliche Attrak-
tivität eines Wirtschaftsstandortes. Gleichwohl sollen 
diese beiden Kennziffern im Folgenden für einen Ver-
gleich zwischen den Referenzländern kurz herangezo-
gen werden, da sie anderweitige interessante Einblicke 
geben, etwa in Zusammenhang mit dem Stichwort 
„Abgabenbelastung des Faktors Arbeit“. Da die Steuer- 
und Abgabenlast in Deutschland fast ausschließlich durch 
bundeseinheitliche Vorgaben bestimmt wird, beschrän-
ken sich die Abschnitte 1 und 2 dieses Kapitels im 
Wesentlichen auf den Vergleich zwischen Deutschland 
und den ausländischen Referenzländern. Dabei wird 
davon ausgegangen, dass die für Deutschland abgelei-
teten Feststellungen mehr oder weniger auch für den 
Wirtschaftsstandort Baden-Württemberg gelten. 
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Zunächst wird auf die „Gesamtwirtschaftliche 
Abgabenquote“ eingegangen, welche die Einnahmen aus 
Steuern und sonstigen Abgaben auf die Höhe des jeweili-
gen Bruttoinlandsprodukts bezieht (vgl. Abbildung 3.1)

Die entsprechende Abgabenquote lag in Deutschland 
am aktuellen Rand (2002) mit 36,2% leicht unter dem 
Durchschnitt der Referenzländer (37,0%). Dabei ist die 
deutsche Quote seit dem letzten IAW-Wirtschaftsmoni-
tor (Berechnungsstand: 2000) um 1,6 Prozentpunkte 
zurückgegangen. Entsprechende Rückgänge sind 
allerdings auch für die europäischen Referenzländer 
zu verzeichnen. Dies ist ein Indiz dafür, dass sich in 
den betrachteten Ländern der staatliche Sektor eher 
„zurückzieht“. In Deutschland fiel dieser Rückzug mit 1,6 
Prozentpunkten am stärksten aus. Damit ist Deutschland 
näher an den Wert von Großbritannien (35,9%) heran-
gerückt. Dagegen liegen die Niederlande und vor allem 
Frankreich auf einem recht hohen Niveau (39,9% bzw. 
44,2%). Die USA haben weiterhin die mit Abstand nied-
rigste Abgabenquote. Bei ihnen hat sich (2001) wieder 
das alte Niveau von 1999 (28,9%) eingestellt, nachdem 
sie im Jahr 2000 kurzfristig fast die 30-Prozent-Marke 
erreicht hätten .

Zerlegt man die Abgabenquote in die beiden Kompo-
nenten Steuerquote und Sozialabgabenquote, dann 
erkennt man die unterschiedliche Finanzierungsstruktur 
des öffentlichen Sektors in den einzelnen Ländern (vgl. 
Abbildung 3.2). Der in der Zeit von 2000 bis 2002 
in Deutschland zu verzeichnende Rückgang bei der 
(Gesamt-)Abgabenquote basiert zu einem weit überwie-
genden Teil auf einem Rückgang der Steuerquote (1,3 
der 1,6 Prozentpunkte). Die Absenkung der Sozialab-
gabenquote fiel dagegen deutlich schwächer aus. Auch 
in Frankreich und Großbritannien war die Rückführung 
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der Steuerquote ausschlaggebend für eine Absenkung 
der Gesamtbelastung. Dagegen wurde die Entwicklung 
in den Niederlanden von einer Entlastung im Bereich 
der Sozialabgaben getragen. Für die USA lässt sich für 
den zeitlich etwas versetzten Zeitraum von 1999 bis 
2001 Folgendes feststellen: Die leichte Rückführung der 
Steuerquote wurde durch eine Erhöhung der Sozial-
abgabenquote überkompensiert, so dass sich per Saldo 
ein geringfügiger Anstieg der Gesamtabgabenquote 
ergab, die allerdings immer noch deutlich unter der in 
den europäischen Referenzländern liegt.

Insgesamt zeigt sich, dass der Anteil der Sozialabgaben 
an der Gesamtbelastung in Frankreich, Deutschland und 
den Niederlanden einen wesentlich höheren Anteil an 
der Gesamtabgabenquote ausmacht als in den USA oder 
in Großbritannien. Im Vergleich zu Deutschland wird 
die niedrige britische Sozialabgabenquote jedoch weit-
gehend durch eine entsprechend höhere Steuerquote 
kompensiert. Dahinter verbirgt sich die Tatsache, dass in 
Großbritannien die sozialen Sicherungssysteme zu weit-
aus größeren Teilen als in Deutschland über allgemeine 
Steuermittel finanziert werden. Dagegen weisen die USA 
nicht nur bei der Sozialabgabenquote, sondern auch bei 
der Steuerquote einen vergleichsweise niedrigen Wert 
auf. Dadurch kommt die niedrige gesamtwirtschaftli-
che Abgabenquote zustande. Dies erklärt sich zum Teil 
dadurch, dass in den USA der privaten Vorsorge eine 
wesentlich größere Bedeutung zukommt als in den euro-
päischen Vergleichsländern.

Der größte Handlungsbedarf wird in Deutschland 
bei den Sozialversicherungsbeiträgen gesehen, da die 
entsprechenden Abgaben im Wesentlichen den Faktor 
Arbeit belasten und damit arbeitsmarktpolitisch be-
sonders bedenklich sind. Die Notwendigkeit der 
Fokussierung einer Abgabensenkung auf den Bereich 
Sozialabgaben wird mitunter auch dadurch begrün-
det, dass Deutschland im europäischen Vergleich 
ohnehin eine relativ niedrige Steuerquote aufwei-
se und damit als Wirtschaftsstandort „insoweit“ recht 
attraktiv sei. Die Herstellung eines entsprechenden 
Zusammenhangs ist allerdings kritisch zu bewerten. 
So stellt der Sachverständigenrat (2003) hierzu etwa 
fest, dass Gesamtwirtschaftliche Belastungskennziffern  
Steuern zusammenfassen, die auf ganz unterschiedli-
che ökonomische Sachverhalte wirken. Indirekte Steu-
ern beeinflussen primär die Konsumentscheidungen, 
Lohnsteuern und Sozialversicherungsbeiträge vor allem 
das Arbeitsangebot und die Arbeitsnachfrage, Körper-
schaftsteuer und Gewerbesteuer die Investitions- und 
Standortentscheidungen. Wirkungsanalytisch mache es 
keinen Sinn, diese Steuern zusammenzufassen. Vielmehr 
sollten die entsprechenden Steuern auf die jeweiligen 
Bemessungsgrundlagen bezogen werden, also auf die 
Konsumausgaben, die Lohnsumme oder auf die unter-
nehmerischen Gewinne, nicht aber auf aggregierte 
Maßgrößen wie das Bruttoinlandsprodukt. Anstatt also 
für einen internationalen Standortvergleich die Höhe 
der allgemeinen Steuerlast heranzuziehen und diese auf 
das Bruttoinlandsprodukt zu beziehen, müsse die steu-
erliche Belastung von Unternehmen verglichen werden, 
nur dieses Segment aus der Gesamtsteuerlast sei für den 
internationalen Standortwettbewerb von unmittelbarem 
Interesse. Diese Betrachtung ist Gegenstand des folgen-
den Abschnitts.

3.2  Steuerbelastung der Unternehmen

Will man die in den einzelnen Ländern von den Unter-
nehmen zu tragende Steuerlast miteinander vergleichen, 
dann ist ein Vergleich auf der Basis nominaler Steuersätze 
wenig aussagekräftig, da sich die Effektivbelastung einer 
wirtschaftlichen Aktivität immer aus dem Produkt zweier 
Faktoren ergibt: der steuerlichen Bemessungsgrundlage 
und dem hierauf anzuwendenden Steuersatz. Ein interna-
tionaler Vergleich der effektiven Steuerbelastung erfasst 
also nicht nur zwischenstaatliche Unterschiede bei den 
nominalen Steuersätzen, sondern auch Divergenzen im 
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Hinblick auf die Breite der Steuerbemessungsgrundlage,  
wie sie sich aus unterschiedlich hohen Freibeträgen, 
Abschreibungsmöglichkeiten etc. ergeben können. Da 
die Steuerbelastungen baden-württembergischer Unter-
nehmen im Wesentlichen durch bundeseinheitliche 
Regelungen bestimmt werden, ergibt sich für die inner-
halb Deutschlands in Baden-Württemberg ansässigen 
Unternehmen typischerweise auch keine bundesländer-
spezifische Steuerbelastung. Auf den Umstand, dass die 
unternehmerische Gewerbesteuerlast aufgrund der kom-
munalen Hebesatzpolitik zwischen den Bundesländern 
divergieren kann, wird am Ende dieses Abschnitts geson-
dert eingegangen.

Der im Folgenden dargestellte Vergleich der effek-
tiven Unternehmenssteuerlast zwischen Deutschland 
und den ausländischen Referenzländern basiert auf 
Modellrechnungen des Sachverständigenrats (2003).1 Der 
Vergleich stellt dabei auf Kapitalgesellschaften ab, Per-
sonengesellschaften und Einzelunternehmen bleiben aus 
der Analyse ausgeklammert.  

Fragt man nach der steuerlichen Standortattraktivität 
Deutschlands im Vergleich zu potenziellen Unternehmens-
standorten im Ausland, dann sind die effektiven Durch-
schnittssteuersätze heranzuziehen. Bei der Durch-
schnittsbelastung liegt Deutschland im Vergleich der 
Referenzländer weiterhin auf dem letzten Rang. Dabei 

1 Der Sachverständigenrat legt bei seinen entsprechenden Berechnungen einen auf Devereux und Griffith zurückgehenden Modellansatz zugrunde. Das ZEW, das 
basierend auf seinem „European Tax Analyzer“ ähnliche Berechnungen durchführt, kommt im vorliegenden Kontext zu „im Wesentlichen vergleichbaren Aussagen“ 
(Sachverständigenrat 2004, Zi. 763). Eine gegenteilige Minderheitenposition wird zum Beispiel von Hettich/Schmidt (2001) vertreten, die argumentieren, dass Deutschland 
im Bereich der Unternehmensbesteuerung kein Hochsteuerland sei.  Vgl. Gutekunst et al. (2003) für eine kritische Bewertung dieser Position.

hat sich die Standortattraktivität Deutschlands 2003 
gegenüber 2001 (dem Berechnungsstand zum Zeitpunkt 
des letzten IAW-Wirtschaftsmonitors) sogar noch 
verschlechtert, da die effektive Durchschnittslast in 
Deutschland von 36,0% (2001) auf 37,2% (2003) ange-
stiegen ist, während gleichzeitig die entsprechenden 
Steuersätze in Frankreich und in den Niederlanden 
(um 0,9 bzw. 0,5 Prozentpunkte) gefallen sind; in Groß-
britannien ergab sich 2003 keine Änderung gegenüber 
2001. Ein Vergleich mit dem Referenzland USA ist leider 
nicht möglich, da für dieses Land keine entsprechenden 
Steuerlastberechnungen vorliegen.

 
Die zweite wichtige steuerliche Kennziffer, die effek-

tive Grenzsteuerbelastung, ist dann relevant, wenn es 
nach erfolgter Standortwahl um die Höhe des unter-
nehmerischen Investitionsvolumens geht. Zwar nimmt 
Deutschland bei der steuerlichen Grenzbelastung eine 
nicht ganz so schlechte Position ein wie bei der Durch-
schnittsbelastung, dennoch ist die jüngste Entwicklung 
besorgniserregend. So stieg in Deutschland in der Zeit 
von 2001 bis 2003 die effektive marginale Steuerlast um 
1,3 Prozentpunkte und liegt nunmehr (2003) bei 31,3%. 
Zwar kommt Frankreich weiterhin auf ein höheres 
Belastungsniveau, es konnte die Marginalbelastung im 
Jahr 2003 jedoch auf 34,1% zurückführen (im Vergleich zu 
34,7% im Jahr 2001). Eine Absenkung der Grenzsteuerlast 
haben auch die Niederlande vorgenommen. Hier ergab 
sich eine Rückführung um einen halben Prozentpunkt auf 
nunmehr 28,5%. In Großbritannien war keine Änderung 
der Steuerbelastung zu verzeichnen, damit liegt die effek-
tive Grenzbelastung weiterhin bei 27,5%.

Beim soeben durchgeführten zwischenstaatlichen 
Vergleich der unternehmerischen Steuerbelastung wur-
de implizit auf den Fall nationaler Geschäftstätigkeit 
abgestellt. Betrachtet man dagegen die grenzüberschrei-
tende Investitionstätigkeit, dann bietet sich folgendes 
Bild: Die in der Zeit von 2001 bis 2003 in Deutschland 
realisierte Erhöhung der effektiven Steuerbelastung 
haben im Verbund mit der gleichzeitigen Absenkung 
(bzw. Konstanthaltung) der Steuerbelastung in den aus-
ländischen Referenzländern dazu geführt, dass der Wirt-
schaftsstandort Deutschland für ausländische Investoren 
weiter an Attraktivität eingebüßt hat. Die in Deutschland 
vorherrschenden schlechten steuerlichen Rahmenbedin-
gungen treffen also nicht nur potenzielle inländische 
Investoren, sondern auch ausländische Unternehmen, 
die sich in Deutschland engagieren wollen. Korrespon-

��������� ����������������������������������������������
� ��������������������������������������������������

�������� ��������������������������������������������������
��������������������������������������

�����������

��������������

����������

�����������

�� �� ��� ��� ��� ��� ��� ��� ���

�����

�����

�����

�����

�����

�����

�����

�����

����������
��������������
���������������

���������
������������
���������



IAW-Wirtschaftsmonitor 2004      35

3  STEU
ER- U

N
D

 ABG
ABEN

BELASTU
N

G

��������� �����������������������������������������������������������

�������� �����������������������������������������������
����������������������������������������

������
�����������

������

�����������

������

����������
���������

�� ���� ���� ���� ����

����

����

����

����

����

�������������������
���������������������

2  Die Landespolitik selber verfügt über fast keine Einflussmöglichkeit auf die unternehmerische Steuerbelastung.

dierend dazu hat sich für deutsche Unternehmen der 
Anreiz erhöht, Investitionen in Tochtergesellschaften 
im Ausland durchzuführen, anstatt diese im Inland zu 
tätigen. Der dabei induzierte Ersatz von Inlands- durch 
Auslandsinvestitionen dürfte die in Deutschland vorherr-
schende Investitionsschwäche eher noch verschärfen.

Bezieht man in Zusammenhang mit der aktuellen 
Osterweiterung der Europäischen Union auch noch 
die unternehmerische Steuerbelastung in den neu-
en EU-Mitgliedsländern in die Betrachtung ein, dann 
ergibt sich folgendes Bild: Nach gemeinsamen Berech-
nungen von Ernst & Young und dem ZEW (2004), die 
aufgrund unterschiedlicher Modellierung jedoch mit 
den oben angegebenen Berechnungen des Sachver-
ständigenrates nicht direkt vergleichbar sind, fällt die 
effektive Unternehmenssteuerlast in den neuen EU-Bei-
trittsländern deutlich niedriger aus als in Deutschland. 
So liegt die steuerliche Effektivbelastung in Polen und 
Ungarn nur bei der Hälfte, in Litauen sogar nur bei etwa 
einem Drittel der deutschen Belastung. Damit wird 
deutlich, dass gerade auch die neuen EU-Mitgliedsländer 
für deutsche Direktinvestitionen interessant sind, und 
nicht nur aus Gründen niedriger Lohnstückkosten, son-
dern auch aufgrund attraktiver steuerlicher Rahmen-
bedingungen (vgl. Abschnitt 5.2).

Bei den bisherigen Ausführungen wurde davon aus-
gegangen, dass es in Bezug auf die unternehmerische 
Abgabenlast zwischen den Bundesländern keine Unter-
schiede gibt. Gewisse Abweichungen ergeben sich jedoch 
insoweit, als in Deutschland die Kommunen ein Hebe-
satzrecht auf die Gewerbeertragsteuer haben und dieses 
in den einzelnen Bundesländern in unterschiedlicher 
Weise ausübt wird.2 Dabei gilt, dass die Steuerlast gewer-
besteuerpflichtiger Unternehmen um so höher ausfällt, je 
höher der von der entsprechenden Kommune festge-
setzte Hebesatz ist.

Die baden-württembergischen Kommunen hatten im 
Jahr 2002 durchschnittlich im Vergleich zum Bund ein um 
8% niedrigeres Hebesatzniveau festgesetzt (vgl. Abbildung 
3.4). Zieht man die inländischen Referenzländern als 
Maßstab heran, so lagen die baden-württembergischen 
Hebesätze zwischen 5 und 17% unter den entsprechen-
den Vergleichswerten. Insofern kamen die in Baden-
Württemberg ansässigen Unternehmen auf eine etwas 
niedrigere Gewerbesteuerbelastung als die Firmen in den 
inländischen Referenzländern. Damit ist jedoch bereits 

der einzig wesentliche Aspekt der unternehmerischen 
Steuerlast angesprochen, der nicht bundeseinheitlich 
determiniert ist. 

In diesem Zusammenhang ist zu fordern, dass auch 
der Bundesländerebene eine gewisse Autonomie in 
Fragen der Besteuerung eingeräumt wird. Das würde 
den Ländern nicht nur neue standortpolitische Gestal-
tungsparameter an die Hand geben, sondern im Zuge des 
zwischen den Ländern einsetzenden Steuerwettbewerbs 
auch zu besseren ökonomischen Ergebnissen führen.

3.3  Finanzpolitischer  
Konsolidierungsbedarf

Die Möglichkeiten und Grenzen der Bundesländer, 
eine aktive Standortpolitik zu betreiben, werden wesent-
lich durch die jeweils gegebenen finanzpolitischen 
Spielräume bestimmt. Damit ist auch der aktuelle Ver-
schuldungsstand der inländischen Referenzländer von 
Interesse. Betrachtet man in diesem Zusammenhang 
zunächst den auf das reale Bruttoinlandsprodukt bezo-
genen Schuldenstand, der für allgemeine verschul-
dungspolitische Bewertungen regelmäßig herangezo-
gen wird, dann ergibt sich folgendes Bild (vgl. Tabelle 
3.2): Der Schuldenstand des Landes Baden-Württem-
berg belief sich im Jahr 2003 auf 12,3% seiner rea-
len Wirtschaftsleistung und lag damit im Vergleich der 
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westdeutschen Flächenländer auf Rang 2 hinter Bayern 
(5,8%). Dieselbe Rangfolge ergibt sich, wenn man für die 
Berechnung der entsprechenden Verschuldungsquote 
nicht nur die Schulden der Länder, sondern auch die 
ihrer Kommunen einbezieht. Hier liegt die entsprechen-
de Verschuldungskennziffer des Landes bei 14,5%. Die 
Referenz „westdeutscher Flächenländer“ wurde hier 
deshalb gewählt, um zum einen die Neuen Bundesländer 
auszuklammern, die im vorliegenden Fall aufgrund ihrer 
historischen Entwicklung keine adäquate Vergleichsbasis 
darstellen. Zum anderen wurden die Stadtstaaten außen 
vor gelassen, da diese im Vergleich zu den Flächenländern 
besondere Merkmale aufweisen, die einen direkten ver-
schuldungsbezogenen Vergleich nicht sinnvoll erscheinen 
lassen. 

3 In diesem Zusammenhang geht es nicht darum den Länderfinanzausgleich in Frage zu stellen. Dieser ist grundsätzlich notwendig. Eine andere Frage ist, inwieweit die kon-
krete Systemausgestaltung bei den Ländern hinreichend Anreize für eine solide Wirtschafts- und Finanzpolitik setzt. Vgl. dazu auch Bork (2001) oder Pitlik/Schmid (2000).

Eine andere wichtige Verschuldungskennziffer ist die 
Pro-Kopf-Verschuldung (vgl. Abbildung 3.5). Stellt man 
zunächst allein auf die Verschuldung der Länder ab, ohne 
die Schulden der jeweils dazugehörigen Kommunen mit 
einzubeziehen, dann bietet sich folgendes Bild: Die Pro-
Kopf-Verschuldung des Landes Baden-Württemberg lag 
im Jahr 2003 bei 3.340 Euro und damit 22% unter dem 
Vergleichswert aller westdeutschen Flächenländer.

Während der pro Einwohner bemessene Schulden-
stand in Baden-Württemberg 37% unter dem Wert von 
Nordrhein-Westfalen und immerhin noch 25% unter 
dem von Hessen liegt, schneidet das Land im Vergleich zu 
Bayern ungünstig ab. So weist Bayern gerade einmal 49% 
der baden-württembergischen Pro-Kopf-Schuldenlast auf.

Bezieht man die Schulden der in den einzelnen Bun-
desländern gelegenen Kommunen mit ein, dann liegt 
Baden-Württemberg mit einer Pro-Kopf-Verschuldung 
von 3.960 Euro sogar 26% unter dem Durchschnitt der 

westdeutschen Flächenländer. Die baden-württembergi-
sche Minderbelastung beläuft sich gegenüber Nordrhein-
Westfalen auf 40% und gegenüber Hessen auf 31%. 
Nimmt man als Referenz jedoch Bayern, dann relati-
viert sich auch bei dieser Verschuldungskennziffer, wenn-
gleich nicht so stark wie oben, die eher gute baden-
württembergische Positionierung. So kommt Bayern 
unter Einbeziehung der Kommunalebene auf eine Pro-
Kopf-Schuldenlast, die lediglich 70% des baden-württem-
bergischen Wertes ausmacht.
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Interessant ist in diesem Zusammenhang auch die 
Frage, wie der Schuldenstand von Baden-Württemberg 
„theoretisch“ aussehen könnte, wenn das Land in der 
Vergangenheit im Rahmen des Finanzausgleichs kei-
ne Ausgleichszahlungen an andere Bundesländer hät-
te leisten müssen.3 Zieht man also bei den einzelnen 
Bundesländern von deren Pro-Kopf-Schuldenstand (ein-
schließlich der Kommunalschulden) die pro Einwohner 
geleisteten Finanzausgleichsbeiträge ab, dann kommt 
man auf eine „theoretische“ Restverschuldungsgröße 
(vgl. Tabelle 3.3).

Ungeachtet der methodischen Problematik einer 
solch vereinfachten Vorgehensweise geben die so ermit-
telten Residualwerte doch einen gewissen Eindruck 
über den Grad der Eigenverantwortlichkeit für die 
jeweiligen Landesschulden. Mindert man für Baden-
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4  Vgl. dazu die aktuelle Studie von Raffelhüschen et al. (2004).
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Württemberg also die Pro-Kopf-Verschuldung (einschließ-
lich der Kommunalverschuldung) von 3.960 Euro um 
die vom Land im Rahmen des Länderfinanzausgleichs 
bisher geleisteten Pro-Kopf-Finanzausgleichsbeiträge 
(3.153 Euro), dann bleibt eine theoretische Pro-Kopf-
Restverschuldung von lediglich 807 Euro.  Würde man für 
die über die Zeit aggregierten Finanzausgleichsbeiträge 
außerdem noch eine adäquate Verzinsung heranziehen, 
dann würde Baden-Württemberg noch besser abschnei-
den. Aber auch unter Vernachlässigung dieses Aspektes 
schneidet das Land „verschuldensmäßig“ deutlich besser 
ab als Bayern, das auf eine so berechnete Pro-Kopf-
Restverschuldung von immerhin 1.780 Euro käme, wäh-
rend Nordrhein-Westfalen sogar bei einen Wert von 
5.707 Euro läge.

Die vorstehenden Anmerkungen führen zu dem 
zwar altbekannten, gleichwohl aber immer noch aktu-
ellen Thema, dass das im Länderfinanzausgleich prakti-
zierte Ausgleichsniveau viel zu hoch und damit sowohl 
für Geber- als auch für Nehmerländer anreizpolitisch 
bedenklich ist. Unabhängig von einer möglichen Reform 
des Länderfinanzausgleichs und einer daraus resultie-
renden zukünftig niedrigeren baden-württembergischen 
Ausgleichsbelastung bleibt aber der Umstand, dass für 
den Haushalt des Landes Baden-Württemberg erhebli-
cher Konsolidierungsbedarf besteht.4 Sieht man diesen 
unter standortpolitischen Gesichtspunkten, dann kann 
eine Politik, die etwa nach der „Rasenmähermethode“ 
mehr oder weniger alle Ausgabenpositionen um den-
selben Prozentsatz kürzt, nicht sinnvoll sein. Es muss 
vielmehr darum gehen, dass die Landespolitik klare 
Prioritäten in Richtung Zukunftsinvestition setzt. Insofern 
wären Kürzungen etwa in den Bereichen Bildung und 
Forschung, die für die im folgenden Kapitel diskutierte 
technologische Wettbewerbsfähigkeit eines Landes von 
entscheidender Bedeutung sind, besonders kritisch zu 
bewerten. 
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4 Technologische Wettbewerbsfähigkeit

4.1  Forschung und Entwicklung

Im Hinblick auf die Frage nach der Wettbewerbs-
fähigkeit der baden-württembergischen Wirtschaft stand 
in den Kapiteln 2 und 3 die preisliche Wettbewerbs-
fähigkeit im Mittelpunkt. Dies ist jedoch nur ein Aspekt 
der internationalen Konkurrenzfähigkeit von Volkswirt-
schaften. Ein mindestens ebenso wichtiger Faktor ist 
die so genannte „technologische Wettbewerbsfähigkeit“. 
Dies gilt insbesondere auch für Baden-Württemberg, da 
sich für Hochlohnländer die Preiswettbewerbsfähigkeit 
bei Gütern mit arbeitsintensiven und standardisierten 
Produktionsprozessen sukzessive verschlechtert. Baden-
Württemberg kann sein hohes Einkommensniveau lang-
fristig also nur dadurch halten, dass es auf dem Welt-
markt stets mit neuen innovativen Produkten präsent ist. 

Notwendige, wenn auch nicht hinreichende Bedingung 
für eine innovationsstarke Volkswirtschaft ist der Einsatz 
ausreichender Mittel für Forschung und Entwicklung 
(FuE).  Als Maß für die Darstellung der FuE-Anstrengungen 
eines Landes wird in diesem Zusammenhang die gesamt-
wirtschaftliche FuE-Ausgabenintensität herangezogen. 
Dieser Inputindikator setzt die von Wirtschaft und Staat 
getätigten FuE-Ausgaben zum Bruttoinlandsprodukt des 
Landes, also zu dessen Wirtschaftsleistung, ins Verhältnis.

Baden-Württemberg kann über den gesamten 
Betrachtungszeitraum die mit Abstand höchste FuE-Aus-
gabenintensität unter den Referenzländern vorweisen. 
Zuletzt (2001) lag die Kennziffer im Lande bei nicht 
weniger als 3,9%. Damit gingen fast vier Prozent der 
Wirtschaftsleistung in den Bereich Forschung und Ent-
wicklung. Demgegenüber fällt Bayern mit 3,0%, obwohl 
immer noch deutlich über dem Bundesdurchschnitt 
von 2,5%, merklich ab. Hessen liegt gerade auf dem 
Bundesniveau, während Nordrhein-Westfalen mit 1,8% 
weit abgeschlagen ist.

Im internationalen Vergleich kann in dieser Hinsicht 
nicht einmal das High-Tech-Land USA (2,7%) mit Baden-
Württemberg mithalten. In diesem Zusammenhang ist 
allerdings zu bedenken, dass der Vergleich einer einzelnen 
Region, wie Baden-Württemberg, mit einem Gesamtstaat, 
wie zum Beispiel den USA, nicht unproblematisch ist. So 
nimmt Baden-Württemberg innerhalb Deutschlands 
(nach Berlin) die klare Spitzenposition ein, während 
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andere Bundesländer den Bundesdurchschnitt nach unten 
ziehen. Eine entsprechendes Phänomen gibt es auch in 
den USA.  Auch dort ist die FuE-Landschaft im interre-
gionalen Vergleich recht unterschiedlich. Im Vergleich 
auf nationalstaatlicher Ebene zeigt sich, dass die USA 
mit 2,7% immer noch vor Deutschland mit 2,5% liegen, 
das heißt die USA verfügen im Durchschnitt über for-
schungsintensivere Regionen als Deutschland. Dagegen 
fallen Frankreich (2,2%) und vor allem Großbritannien 
und die Niederlande (jeweils 1,9%) deutlich ab.

Die baden-württembergische Spitzenposition unter 
den Referenzländern wird sowohl durch private als auch 
durch öffentliche Forschung getragen. Vom Gewicht 
her nimmt jedoch die von der Wirtschaft betriebe-
ne FuE eine klar dominierende Rolle ein. So gehen 
(2001) etwa 80% der FuE-Investitionen im Lande auf das 
Konto privater Unternehmen (vgl. Abbildung 4.2). Die 
restlichen 20% verteilen sich auf die öffentliche Hand. 
Eine nahezu identische Verteilung der FuE-Anteile zwi-
schen Privaten und dem Staat findet sich auch in Bayern 
und Hessen. Demgegenüber liegt der FuE-Anteil der 
Unternehmen in Nordrhein-Westfalen mit 62% unter 
dem Bundesdurchschnitt von 72%. 

In den USA gehen 78% der Forschungsausgaben auf 
das Konto der Unternehmen, das sind 6 Prozentpunkte 
mehr als in Deutschland. Die Tatsache, dass diese Kenn-
ziffer selbst in den USA mit deren starker Betonung 
des privatwirtschaftlichen Sektors noch unter 80% liegt, 
ist darauf zurückzuführen, dass sich Unternehmen ver-

ständlicherweise sehr stark auf den Teilbereich der ange-
wandten Forschung konzentrieren, da nur auf diesem 
Feld in vertretbaren Zeiträumen Prozessinnovationen 
bzw. neue marktfähige Produkte zu erwarten sind. Die 
Grundlagenforschung bleibt aufgrund ihres spezifischen 
Charakters dagegen weitgehend Aufgabe der öffentlichen 
Hand bzw. der ihr zuzurechnenden Forschungseinrich-
tungen. 

Bezieht man auch die anderen ausländischen Refe-
renzländer in den Vergleich mit ein, dann zeigt sich, dass 
in Großbritannien und Frankreich der privatwirtschaft-
liche Anteil an den FuE-Aufwendungen deutlich unter 
dem bundesdeutschen Niveau (72%) liegt, nämlich bei 67 
bzw. 63%. In den Niederlanden macht der FuE-Anteil der 
Unternehmen sogar nur 58% aus. 

Die FuE-Anstrengungen der Länder fokussieren weit-
gehend auf Hochtechnologiebranchen. Zu diesen Bran-
chen zählen unter anderen die Elektro- und Nachrich-
tentechnik, der Maschinen- und Fahrzeugbau, aber auch 
technologieorientierte Dienstleistungsbranchen wie die 
Nachrichtenübermittlung. Die technologische Position 
eines Landes lässt sich damit an geeigneten sektoralen 
Indikatoren, etwa der Erwerbstätigenzahl oder der Zahl 
der Existenzgründungen, messen. Baden-Württemberg 
belegt unter den inländischen Referenzländern beim 
Gründungsgeschehen in High-Tech-Branchen den 
Spitzenplatz. Bildet man für diesen Sektor den Saldo aus 
Existenzgründungen und Betriebsaufgaben, dann kommt 
Baden-Württemberg für die Jahre 1998 bis 2002 – bezo-
gen auf 100.000 Einwohner – durchschnittlich auf 8,8 
Nettoexistenzgründungen. Die im Lande zu verzeichnen-
de Gründungsdynamik fällt damit deutlich höher aus 
als im gesamten Bundesgebiet, wo die entsprechende 
Existenzgründungskennziffer lediglich den Wert 6,9 und 
damit nur 72% des baden-württembergischen Wertes 
erreicht (vgl.  Abbildung 4.3).

Baden-Württemberg ist nicht nur beim Gründungs-
geschehen führend, es beschäftigt im High-Tech-Bereich 
– relativ gesehen – auch die meisten Erwerbstätigen. So 
arbeiten im Land in den Hochtechnologiebranchen bezo-
gen auf 1.000 Einwohner rund 100 Erwerbstätige. Dies 
sind 61% mehr als im Bundesdurchschnitt.
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Ein hoher Input an FuE-Ressourcen – sei es in Form 
von Finanzmitteln oder von eingesetztem Personal 
– ist für sich genommen noch kein Garant für ent-
sprechende technologische Erfolge. Bei einer Studie, 
die Aussagen zur technologischen Leistungsfähigkeit 
von Länder machen will, sind deshalb nicht nur Input-, 
sondern auch Outputindikatoren heranzuziehen. Der 
Output von Innovationsanstrengungen lässt sich zwi-
schen Ländern dann relativ gut vergleichen, wenn man 
auf die Zahl der Patentanmeldungen abstellt. Um nun 
aber unterschiedlich große Länder bzw.  Volkswirtschaf-
ten in adäquater Weise vergleichen zu können, muß die 
Zahl der Patentanmeldungen auf die Einwohner- oder 
Erwerbstätigenzahl bezogen werden. Die entsprechenden 
Indikatoren werden Patentdichte bzw. Patentintensität 
genannt.

Betrachtet man die zeitliche Entwicklung der beim 
Deutschen Patent- und Markenamt (DPMA) von 
Anmeldern aus den einzelnen Bundesländern neugemel-
deten Patente, dann zeigt sich Folgendes (vgl. Abbildung 
4.4): Die hier als Patentanmeldungen pro 100.000 Ein-
wohner definierte Patentdichte nahm für Baden-Würt-
temberg über die letzte Dekade hinweg tendenziell zu. 
Dies gilt auch für Deutschland insgesamt, wenn auch auf 
einem deutlich niedrigeren Niveau. Bayern verzeichnet 
im längerfristigen Trend ebenfalls eine Zunahme, liegt nun 
aber – wie fast über den gesamten Betrachtungszeitraum 
hinweg – wieder auf Rang zwei hinter Baden-Würt-
temberg. Während Nordrhein-Westfalen nach seinem 
bisherigen Höchststand im Jahr 2000 wieder rückläufige 
Patentdichten aufweist, ist Hessen inzwischen auf sein 
Niveau von 1993 zurückgefallen.

Um die bis zu einem gewissen Grad zwischen den 
einzelnen Jahren auftretenden zufälligen Schwankungen 
in der Patenthäufigkeit zu isolieren, kann man für die 
jährlichen Patentdichten den Durchschnitt über einen 
längeren Zeitraum heranziehen. Dieser gibt einen zuver-
lässigeren Maßstab für die Beurteilung der technologi-
schen Leistungsfähigkeit eines Landes. Wird ein solcher 
Durchschnittswert für die Zeit von 1993 bis 2003 gebil-
det, dann liegt Baden-Württemberg mit einer jährli-
chen Patentdichte von 103,8 deutlich an der Spitze der 
Referenzländer (vgl. Abbildung 4.5). Das heißt, bezogen 
auf 100.000 Einwohner kommt das Land auf über ein-
hundert Patentanmeldungen im Jahr. Das zweitplat-
zierte Bayern folgt mit einer Patentdichte von 94,5. 
Hessen kann mit einem Wert von 67,9 immerhin noch 
den Bundesdurchschnitt (56,5) übertreffen, während 
Nordrhein-Westfalen mit einem Wert von lediglich 51,3 
deutlich abgeschlagen ist.

Die bisher betrachteten Patentanmeldungen der 
Bundesländer bezogen sich auf die Anmeldung beim 
Deutschen Patent- und Markenamt. Für die Patentanmel-
dung auf internationaler Ebene liegen dagegen keine ent-
sprechenden nach Bundesländern differenzierten Daten 
vor. Hier ist nur ein Vergleich zwischen Deutschland und 
den ausländischen Referenzländern möglich. Die her-
ausragende Platzierung Baden-Württembergs in Bezug 
auf die nationalen Patentanmeldungen legt jedoch den 
Schluss nahe, dass das Land auch im hohen Maße zu den 
von Deutschland angemeldeten internationalen Patenten 
beiträgt.
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Einen weiteren Eindruck über den Stand der tech-
nologischen Leistungsfähigkeit der einzelnen Referenz-
länder, aber auch über die regionale Ausrichtung ihrer 
Patentaktivitäten erhält man, wenn man die Patentanmel-
dungen sowohl beim Europäischen als auch beim US-
Patentamt betrachtet (vgl. Abbildung 4.6). Im Jahr 2003 
meldeten die USA – bezogen auf 1 Million Einwohner 
– bei diesen beiden Einrichtungen 460,6 Patente an, die 
sich zu 76% auf das US-Patentamt und zu 24% auf das 
Europäische Patentamt verteilten. Dies zeigt, dass die 
Anmeldungen weit überwiegend auf den heimischen 
Markt abzielten.

Während die USA im letzten Wirtschaftsmonitor 
(Berechnungsstand: Jahr 2000) noch die höchste Patent-
dichte aufgewiesen, wurden sie inzwischen von den 
Niederlanden überholt. Diese kamen am aktuellen Rand 
(2003) auf insgesamt 494,9 Patentanmeldungen pro 1 
Million Einwohner, und damit auf eine um 7% höhere 
Patentdichte als die USA. Auch für die Niederlande war 
eine deutliche Präferenz (80%) für den heimischen, das 
heißt europäischen Markt festzustellen. Deutschland 
nimmt mit einer Patentdichte von 422,2 hinter den 
Niederlanden und den USA den dritten Rang ein. Bei 
den deutschen Unternehmen ist die Ausrichtung auf 
den US-Markt jedoch bereits deutlich stärker ausge-
prägt als bei den Niederlanden. Dies gilt nicht nur pro-
zentual, sondern auch in absoluten Zahlen. So machen 
die 147,1 deutschen Anmeldungen beim US-Patentamt 
35% der in diesem Rahmen erfassten deutschen Patent-
anmeldungen aus. Gleichwohl bleibt auch im Fall von 
Deutschland immer noch ein „Heimvorteil“ von zwei 
zu eins. Frankreich kommt auf einen nahezu identi-
schen interregionalen Verteilungsschlüssel, freilich auf 
einem deutlich niedrigeren absoluten Niveau. So liegt 
die französische Patentdichte bei nur 193,4. Schlusslicht 
in diesem Ranking ist Großbritannien mit einem ent-
sprechenden Vergleichswert von lediglich 149,3. Hier 
fällt die Orientierung auf den „Heimatmarkt“ mit einem 
Anteil von 55% noch schwächer aus. Dies könnte zum 
einen daran liegen, dass die britische Wirtschaft nicht 
so stark in den Europäischen Markt eingebunden ist wie 
Deutschland oder Frankreich, zum anderen aber auch 
an den traditionell intensiven anglo-amerikanischen Wirt-
schaftsbeziehungen.

Ein herausragender Indikator zur Messung der inter-
nationalen technologischen Wettbewerbsfähigkeit einer 
Volkswirtschaft ergibt sich, wenn man auf die Anmeldung 
von „weltmarktrelevanten Patenten“ abstellt. Das sind 
Patente, die nicht nur für das Inland, sondern zusätzlich 
für mindestens zwei Auslandsmärkte der Triade „Europa–
USA–Japan“ angemeldet werden  (BMBF 2001). Diese so 
genannten Triadepatente repräsentieren Erfindungen 
mit besonders hoher technischer und wirtschaftlicher 
Bedeutung, die zugleich die internationale Ausrichtung 
der anmeldenden Unternehmen widerspiegeln. Das 
Konzept der Triadepatente ermöglicht realistische-
re Ländervergleiche, denn bei Analysen an nationalen 
Patentämtern ergeben sich – wie oben gesehen  –  Ver-
zerrungen zugunsten der jeweiligen Heimatländer.1

1  Vgl. hierzu Frietsch (2004).
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2 Beim letzten IAW-Wirtschaftsmonitor wurden die Triadepatente noch auf die Zahl der Erwerbspersonen bezogen.  
3 Vgl. NIW; DIW; ISI et al. (2002).
4 Für die Berechnung wurde das Jahr 2001 für die Erwerbstätigen- bzw. Beschäftigtenzahlen herangezogen, für die Patentanmeldungen der Durchschnitt der Jahre 2001 bis 

2003, da zwischen Beschäftigung (als Inputgröße) und der Outputgröße Patentanmeldungen zum Teil ein Timelag besteht. Im Hinblick auf die regionale Streuung der betref-
fenden Patentintensität innerhalb Baden-Württembergs wird auf entsprechende Berechnungen in Krumm/Strotmann (2004) verwiesen.

Seit Beginn des Betrachtungszeitraums (1993) hat 
sich die Zahl der Triade-Patente – bezogen auf die 
Erwerbstätigenzahl2 – in den Referenzländern deut-
lich erhöht. Dies ist insbesondere auf folgende Gründe 
zurückzuführen:3 eine erhöhte Umsetzungseffizienz 
von FuE, ein erhöhter Patentierungsdruck aufgrund des 
verschärften internationalen Technologiewettbewerbs, 
eine verbesserte internationale Durchsetzbarkeit von 
Eigentumsrechten, eine erhöhte Bedeutung von Paten-
ten bei Lizenztausch und Firmenübernahmen sowie 
Gebührensenkungen bei Patentanmeldungen. Nachdem 
Deutschland im Jahr 1993 noch knapp hinter den USA 
lag, konnte das Land mit einem Zuwachs von fast 80% 

(USA etwa 50%) die USA überholen. Deutschland kam 
dann im Jahr 2001 auf eine Triade-Patentintensität von 
269 Patenten pro 1 Million Erwerbstätigen (USA: 231). 
Frankreich und Großbritannien haben bei schlech-
tem Ausgangsniveau (1993) außerdem noch geringere 
Zuwachsraten zu verzeichnen und erreichten 2001 
Patentintensitäten von 166 bzw. 192. Außergewöhnlich 
ist indes das Abschneiden der Niederlande. Diese lagen 
unter den Referenzländern bereits 1993 in Führung und 
konnten bis 2001 um nicht weniger als 120% zulegen. 
Deren „aktuelle“ Patentintensität liegt bei 433.

An dieser Stelle soll nun, nachdem im Hinblick 
auf Forschung und Entwicklung Input- und Output-
indikatoren isoliert von einander betrachtet wur-
den, noch eine Effizienzuntersuchung erfolgen, bei 
der beide Elemente zusammengeführt werden. Die 
entsprechende Analyse muss sich aus Gründen der 
Datenverfügbarkeit auf den Vergleich der inländischen 
Referenzländer beschränken. Ausgangspunkt soll dabei 
die „Patentintensität“ sein, bei der die Zahl der (im 
Inland) getätigten Patentanmeldungen auf die Zahl der 
Erwerbstätigen bezogen wird. Tabelle 4.1 zeigt, dass 
hier Baden-Württemberg im Vergleich der inländischen 
Referenzländer an erster Stelle liegt. So kommen auf  
1 Million Erwerbstätige im Jahr 2.584 Patentanmeldungen 
beim Deutschen Patent- und Markenamt.4 Dicht dahin-
ter folgt Bayern mit einer Patentintensität von 2.448. 
Hessen liegt mit einem Wert von 1.469 etwas über 
dem Bundesdurchschnitt (1.412), während Nordrhein-
Westfalen lediglich eine Patentintensität von 1.190 auf-
weist.
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4.2 Humankapitalausstattung  
und -investitionen

Eine zunehmende Verschärfung des internationalen 
Wettbewerbs im Zuge der Globalisierung, die wach-
sende Bedeutung von neuen Informations- und Kommu-
nikationstechnologien und der demographische Wandel 
stellen sowohl im Südwesten als auch in den anderen 
Ländern erhebliche Anforderungen an die Anpassungs-
fähigkeit und -bereitschaft der Politik und der Bürger. 5 

Das Wachstumspotenzial einer Volkswirtschaft hängt 

5  Zu den Chancen und Risiken der Globalisierung vgl. zum Beispiel Köhler (2003) oder aus Sicht der Unternehmen Rall (2003). Gesamtwirtschaftliche Folgen des demogra-
phischen Wandels diskutiert Börsch-Supan (2003).

6 Vergleiche zum Beispiel die Studien der Neuen Wachstumstheorie, insbesondere Romer (1986), Lucas (1988) oder auch Aghion/Howitt (1998).
7  Eine aktuellerer Beitrag, der einen Überblick über Studien zu möglichen Effekten von Bildungsausgaben gibt, ist der Beitrag von Sianesi/Reenen (2003).

Will man die Ursachen für das gute bzw. schlech-
te Abschneiden einzelner Bundesländer ermitteln, so 
kann man die Patentintensität in zwei multiplikativ 
verknüpfte Teilkomponenten aufspalten: den Patent-
ertrag und die FuE-Personalintensität. Die FuE-Per-
sonalintensität erfasst dabei den Anteil des FuE-Personals 
an der Zahl der Erwerbtätigen (Berechnung jeweils in 
Vollzeitäquivalenten). Dagegen bezieht der Patentertrag 
die Patentanmeldungen auf die Zahl der FuE-Mitarbeiter. 
Der Patentertrag ist damit eine Kennziffer für die Effi-
zienz des FuE-Personaleinsatzes.

Betrachtet man Tabelle 4.1, dann erkennt man, dass 
Baden-Württemberg seine Spitzenposition bei der 
Patentintensität (Patentanmeldungen pro Erwerbstätige) 
nur zum Teil seinem hohen Patentertrag verdankt. Bei 
dieser Effizienzkennziffer erreicht Baden-Württemberg 
nämlich „nur“ den zweiten Rang: In Baden-Württemberg 
kommen auf eintausend FuE-Mitarbeiter 129,2 Patent-
anmeldungen pro Jahr, während Bayern 144,0 vorzuwei-
sen hat. Baden-Württemberg kann den Rückstand beim 
Patentertrag jedoch dadurch überkompensieren, dass es 
die höchste Personalintensität unter den Referenzländen 
aufweist. Der entsprechende Wert liegt bei 20 pro 1000 
Erwerbstätigen – das heißt, 2% der im Lande arbeiten-
den Erwerbstätigen sind im FuE-Bereich tätig. Der dazu 
vergleichsweise niedrige bayerische Wert von 1,7% bei 
der FuE-Personalintensität ist die entscheidende Ursache 
dafür, dass Bayern bei der Patentintensität insgesamt 
nur Rang zwei erreicht. Die anderen beiden inländi-
schen Referenzländer weisen im Vergleich zu Bayern und 
Baden-Württemberg niedrigere Werte sowohl beim 
Patentertrag als auch bei der FuE-Personalintensität auf, 
so dass sie bei der Patentintensität zwangsläufig deutlich 
abfallen.

daher in entscheidendem Maße von der Akkumulation 
von Humankapital und somit von den Fähigkeiten und 
Qualifikationen der Bürger ab.6 Gerade und vor allem in 
einer wissensintensiven Gesellschaft sind gut ausgebil-
dete, motivierte und zu „lebenslangem Lernen“ bereite 
und befähigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auch 
angesichts der in Deutschland und Baden-Württemberg 
nach wie vor hohen Arbeitskosten (vgl. Kapitel 2) ein 
zentraler Faktor im internationalen Standortwettbewerb. 
Der folgende Teil des Wirtschaftsmonitors widmet sich 
daher der Frage, in welchem Maße Baden-Württemberg 
im Vergleich zu den Referenzländern hinreichend in die 
Qualifizierung des Faktors Arbeit investiert und wie die 
Qualität der Bildung im Land eingestuft werden kann. Die 
Analyse der zeitlichen Entwicklung der Bildungsausgaben 
ist auch und gerade vor dem Hintergrund der Konsoli-
dierungsanstrengungen in den Ländern von großem 
Interesse, da sich die Frage stellt, ob und in welchem 
Maße auch der Bildungssektor im Wettstreit mit anderen 
öffentlichen Ausgaben von einer absoluten oder relativen 
Kürzung betroffen ist oder ob Prioritäten in Richtung  
einer Intensivierung der Bildungspolitik gesetzt werden.

Aus landespolitischer Sicht ist der Bereich der Bil-
dungspolitik auch deshalb besonders wichtig, weil Bildung 
im Wesentlichen Länderangelegenheit ist und somit auf 
Landesebene eigene politische Akzente gesetzt werden 
können.

Ein grundlegendes Problem einer vergleichenden 
Analyse der Humankapitalinvestitionen und -ausstat-
tung besteht darin, dass die für die Bundesländer ver-
fügbaren Daten und das internationale Datenmaterial 
aufgrund unterschiedlicher Strukturen, Abgrenzungen 
und Definitionen kaum vergleichbar sind. Daher wird 
im Weiteren zweigleisig gefahren und einerseits die Posi-
tionierung Deutschlands im internationalen Wettbewerb 
analysiert, andererseits die Stellung Baden-Württembergs 
im Bildungswettbewerb der Länder thematisiert. Dabei 
werden zunächst in Abschnitt 4.2.1 die Bildungsausgaben 
(„Inputseite“) betrachtet. Höhere Bildungsausgaben sind 
jedoch aus ökonomischer Sicht nur dann zu rechtfertigen, 
wenn die resultierende Qualität und Verwendbarkeit der 
Bildung und somit der Nutzen der Bildungsinvestitionen 
einerseits und die Bildungskosten andererseits in einem 
angemessenen Verhältnis stehen.7 Daher wendet sich 
Abschnitt 4.2.2 einer Analyse der Qualität der Bildung 
und somit des „Outputs“ der Bildungsinvestitionen zu.
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8  Die öffentlichen Gesamtausgaben für Bildung enthalten in der hier verwendeten Definition die direkten öffentlichen Finanzmittel für Bildungseinrichtungen, öffentliche 
Subventionen für private Haushalte sowie Zahlungen an andere private Einrichtungen für Bildungszwecke (z.B. Subventionen für Unternehmen oder Arbeitnehmerorgani-
sationen für Lehrlingsausbildung).

9  Der Rest entfällt auf den Elementarbereich (Pre-primary education). Die OECD legt bei der Kategorisierung der Bildungsbereiche die internationale Standardklassi-
fizierung ISCED-97 (International Standard Classification of Education) zugrunde. Details zur Methodik findet man im Anhang 3-A unter www.oecd.org/edu/eag2004.

4.2.1  Zur Inputseite:  Ausgaben für   

  Bildung im nationalen und inter-

   nationalen Vergleich

Um öffentliche Ausgaben für Bildung für eine inter-
nationale Gegenüberstellung vergleichbar zu machen, 
müssen sie auf eine geeignete Kenngröße bezogen wer-
den. Obwohl jede Referenzgröße Vor- und Nachteile hat, 
werden die öffentlichen Bildungsausgaben regelmäßig 
entweder auf das Bruttoinlandsprodukt oder aber die 
öffentlichen Gesamtausgaben bezogen.

Zieht man diese beiden Indikatoren zur Beurteilung 
der volkswirtschaftlichen Investitionen in Bildung heran, 
so rangiert Deutschland auch im Jahr 2001 weiterhin 
hinter den betrachteten Referenzländern (vgl. Abbildung 
4.8). Der Anteil der öffentlichen Gesamtausgaben für 
Bildung8 am Bruttoinlandsprodukt von 4,6% und der 
Anteil an den öffentlichen Gesamtausgaben von 9,7% 
liegen weiterhin erheblich unter dem Durchschnitt der 
OECD-Länder von 5,3% und 12,7%. 

Seit 1995 wachsen die Ausgaben für Bildung in 
Deutschland vergleichsweise proportional mit dem 
Bruttoinlandsprodukt, was sich in der Konstanz des 
Anteils der Bildungsausgaben am BIP widerspiegelt (vgl. 
Abbildung 4.9). In Frankreich und Großbritannien war 

der entsprechende Anteil – auf jedoch immer noch 
etwas höherem Niveau als in Deutschland – leicht rück-
läufig, während in den USA von 1998 bis 2001 trotz 
eines bereits höheren Niveaus ein überdurchschnittli-
ches Gewicht auf eine Steigerung der Bildungsausgaben 
gelegt wurde. 

Der Anteil der Bildungsausgaben an den Gesamtaus-
gaben wurde in Deutschland von 1995 bis 2001 von 
8,2% auf 9,7% angehoben, was ebenfalls von der Ent-
wicklung her günstiger ausfällt als in Frankreich und in 
Großbritannien, wo die entsprechenden Ausgabenanteile 
ungefähr auf demselben – wenngleich höheren – Niveau 
verharrten.

Die Struktur der öffentlichen Bildungsausgaben nach 
Bildungsbereichen ist im internationalen Vergleich sehr 
ähnlich. Rund zwei Drittel der öffentlichen Bildungs-
ausgaben flossen im Jahr 2001 in die Finanzierung des 
Primar- und des Sekundarbereichs, auf den Hochschul-
bereich entfiel etwa ein Viertel der Bildungsausgaben des 
Staates.9

Quelle:   OECD (2004c), S. 268, IAW-Darstellung.

Abb. 4.8 Öffentliche Bildungsausgaben in Prozent des Bruttoinlandsprodukts
und als Anteil an den öffentlichen Gesamtausgaben im 
internationalen Vergleich, 2001
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Private Bildungsinvestitionen in Bildungseinrichtungen 
machten in Frankreich und den Niederlanden nur 
rund 0,4% des BIP aus, wohingegen der entsprechen-
de Anteil in Deutschland bei 1,0% lag. Die privaten 
Bildungsausgaben entsprachen somit 2001 rund einem 
Fünftel der gesamten Bildungsausgaben in Deutsch-
land (vgl. auch Abbildung 4.11). Noch größer war die 
Bedeutung privater Bildungsausgaben nur in den USA, 
wo über 30% der gesamten Ausgaben für Bildungsein-

richtungen (oder 2,3% des BIP) aus dem privaten Bereich 
finanziert wurde.

Der hohe Anteil privater Bildungsausgaben resultiert 
in Deutschland aus einem besonders hohen Anteil priva-
ter Finanzierung im Elementarbereich (38%) sowie im 
Primar- und Sekundarbereich (19%), wo Deutschland 
jeweils im Vergleich der Länder die höchste private 
Bildungsausgabenquote besitzt (vgl. Abbildung 4.12). Im 
Tertiarbereich dagegen liegt der Anteil privater Ausgaben 
für Bildungseinrichtungen mit 9% erheblich unter den 
Vergleichswerten der anderen Länder. In den USA wer-
den sogar zwei Drittel der Bildungsausgaben im Tertiar-
bereich, in Großbritannien immerhin noch 29% privat 
bereitgestellt.
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10  Zu beachten ist die Tatsache, dass bei Abbildung 4.9 nur die privaten und öffentlichen Ausgaben für Bildungseinrichtungen betrachtet werden. Diese machen jedoch den 
überwiegenden Anteil der gesamten Bildungsaugaben aus. Dies bestätigt bereits die Tatsache, dass der Anteil öffentlicher Ausgaben für Bildungseinrichtungen am BIP mit 
4,3% nur knapp unter dem Anteil der öffentlichen Bildungsausgaben von 4,6% lag.

Während Deutschland bei den öffentlichen Bildungs-
ausgaben unterdurchschnittliche Bildungsinvestitio-
nen tätigte, zeigt Abbildung 4.10, dass der Beitrag der 
Privaten in Deutschland zur Bildung im Vergleich zu den 
Referenzländern beträchtlich hoch ausfällt.10
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11  Zu bedenken ist allerdings, dass es sich hierbei um Durchschnittswerte handelt, die nichts über die mögliche Streuung der Bildungsausgaben aussagen.
12 Graff (2003) argumentiert, dass die wachstumsgenerierende Funktion insbesonder der Ausgaben im Hochschul- und damit im Tertiarbereich besonders groß sei. Im Zuge 

der Diskussion um eine öffentliche Förderung möglicher „Eliteuniversitäten“ wird überlegt, bestimmte ausgewählte Universitäten stärker zu fördern. Bereits der enorme 
Unterschied in den Pro-Kopf-Ausgaben zwischen Deutschland und des USA verdeutlicht jedoch, dass es von der Ausgabenseite her nicht mit einigen 100 Millionen EUR 
mehr getan wäre, um ähnlich viel Geld wie die USA in die Hochschulen zu investieren. Insofern wirkt die Diskussion um die Förderung von Elitehochschulen befrem-
dend, auch zumal primär der Wettbewerb zwischen den Hochschulen und nicht eine staatliche Ausgabenpolitik darüber entscheiden sollte, welche Universität zu einer 
Eliteuniversität wird. 

Betrachtet man die Veränderungen der Ausgaben für 
Bildungseinrichtungen von 1995 bis 2001 zu konstanten 
Preisen des Jahres 2001, so fällt auf, dass die Gesamt-
ausgaben für Bildungseinrichtungen aus öffentlichen und 
privaten Quellen in Deutschland im Vergleich der fünf 
Länder am langsamsten gestiegen sind (vgl. Abbildung 
4.13). 

Während die USA ein Plus von 25%, die Niederlande 
von 22% und Großbritannien von 19% aufweisen, wuch-
sen die Ausgaben in Deutschland nur um rund 6%. 

Interessant sind dabei auch die „Strukturunterschiede“ 
im Ausgabenwachstum zwischen den Ländern. Während 
in Großbritannien insbesondere die privaten Bildungs-
ausgaben zulegten (+43%), war das Wachstum in den 
USA im privaten und im öffentlichen Bereich etwa gleich 
stark ausgeprägt (jeweils +25%). In Frankreich und den 
Niederlanden war das öffentliche Ausgabenwachstum 
jeweils stärker als das private, in Frankreich nahm es mit 
nur 3% kaum zu.

Die Relativierung der Bildungsausgaben durch Bezug 
auf das BIP muss ergänzt werden durch eine Betrachtung, 
bei der die Ausgaben auf die Bevölkerung oder aber bei 
Unterschieden in der Bevölkerungsstruktur zwischen 
den Ländern auf die bildungsrelevante Bevölkerung bezo-
gen werden, um die Zielgenauigkeit der Ausgaben bes-
ser beurteilen zu können.11 Im Folgenden wurden die 
Bildungsausgaben daher auf die Zahl der Schüler bzw. 
Studierenden bezogen. Um internationale Vergleiche zu 
ermöglichen, wurden die Ausgaben kaufkraftbereinigt 
und Wechselkurseffekte ausgeschaltet.

Um Unterschiede in den Pro-Kopf-Kosten zwischen 
den verschiedenen Bildungsbereichen aufzudecken, wur-
den die jeweiligen Ausgaben für den Elementarbereich, 
den Primarbereich, den Sekundarbereich sowie den 
Tertiärbereich berechnet. Zunächst fällt auf, dass die 
Vereinigten Staaten von Amerika in sämtlichen Bildungs-
bereichen mit Abstand die höchsten Pro-Kopf-Ausgaben 
je Schüler/Studierenden für Bildungseinrichtungen tätigen. 
Im Tertiarbereich beträgt der relative Ausgabenvorsprung 
der USA 111%, im Sekundarbereich ist er mit immer 
noch fast 33% am geringsten (vgl. Abbildung 4.14).12 Zu 
bedenken ist jedoch, dass diese Betrachtung durchschnitt-
licher Ausgabenniveaus keine Schlussfolgerungen auf die 
Streuung der Ausgaben und somit mögliche Unterschiede 
in der Ausstattung von Bildungseinrichtungen und deren 
Schüler und Studierenden erlaubt.

Im Vergleich zum OECD-Durchschnitt weist Deutsch-
land nur im Elementarbereich überdurchschnittliche 
Ausgaben je Schüler auf (+10%). Im Primarbereich (-12%), 
im Sekundarbereich (-1%) und im Tertiarbereich (-15%) 
liegen die Pro-Kopf-Ausgaben für Bildungseinrichtungen 
in Deutschland jeweils unter dem OECD-Durchschnitt. 
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13  Vgl. dazu und im Folgenden den BLK-Bildungsfinanzbericht 2002/2003. Die Grundmittel ergeben sich dabei aus der Verringerung der Nettoausgaben (alle Aufwendungen 
der Haushalte, bereinigt um den Zahlungsverkehr zwischen den öffentlichen Bereichen) durch die Einnahmen der staatlichen Haushalte. Sie stellen somit den Beitrag dar, 
den die Gebietskörperschaften letztendlich zur Durchführung ihrer Aufgaben leisten.
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Im Vergleich der Pro-Kopf-Ausgaben mit den vier 
Referenzländern lag Deutschland 2001 bei den Ausgaben 
im Elementar- und im Sekundarbereich auf Rang 3, im 
Tertiarbereich auf Rang 4 und im Primarbereich auf  
Rang 5. 

Die Betrachtung der zeitlichen Entwicklung der Aus-
gaben je Schüler bzw. Studierenden zeigt, dass die USA 
trotz des bereits hohen Niveaus im Jahr 1995 in allen 
Bildungsbereichen weitere Steigerungen in den Pro-Kopf-
Ausgaben verzeichneten (vgl. Abbildung 4.15). Und dies, 
obwohl die Schüler- und die Studierendenzahlen deutlich 
stärker stiegen als in den Niederlanden, Deutschland 
oder Frankreich, wo die Zahlen der Schüler (Frankreich) 
oder Studierenden (Frankreich, Deutschland) teilweise 
sogar rückläufig waren. Der Anstieg der Ausgaben je 
Schüler in Deutschland im Primar- und Sekundarbereich 
fiel mit 4% unterdurchschnittlich aus, der Anstieg im 
Tertiarbereich war mit 8,3% durchschnittlich.

Bei der Interpretation muss beachtet werden, dass 
Ausgaben für Bildung per se noch kein hinreichender 
Garant für ein erfolgreiches Bildungssystem sind, da sie 
allein keine Aussagen über die Effizienz des Bildungs-

systems erlauben. Bei gleicher Qualität der Bildungs-
ergebnisse könnte eine geringere Ausgabentätigkeit zum 
Beispiel auch als Indiz für die besondere Effizienz eines 
Bildungssystems interpretiert werden. Indikatoren für 
die „Qualität“ der Bildung werden daher in Abschnitt 
4.2.2 analysiert. Dennoch erlaubt die Betrachtung der 
Ausgabenseite die Schlussfolgerung, dass in Deutschland 
im Vergleich zu den internationalen Referenzländern 
sowohl gemessen als Relation zum Bruttoinlandsprodukt 
als auch pro Kopf die Investitionen in Bildung weiterhin 
eher unterdurchschnittlich ausfallen.

In einem nächsten Schritt soll nun untersucht werden, 
wie sich Ausmaß und Struktur der Bildungsinvestitionen 
auf Bundesländerebene innerhalb Deutschlands unter-
scheiden.

Im Jahr 2002 wurden in Deutschland für den Bereich 
Bildung (Schule, Hochschule, Förderung des Bildungs-
wesens und Sonstiges Bildungswesen) aus öffentlichen 
Haushalten als Grundmittel rund 81,6 Mrd. EUR aufge-
wendet.13 Darin enthalten sind rund 11,1 Mrd. EUR für  
Kindertagesstätten und die Jugendarbeit. Von den 81,6 
Mrd. EUR entfielen rund 4,3% auf den Bund, 74,8% auf 
die Länder und rund 21% auf die Kommunen. In Baden-
Württemberg wurde von Seiten des Landes im Jahr 
2002 8,67 Mrd. EUR für Bildung ausgegeben. Dies ent-
sprach knapp 14% der gesamtdeutschen Länderausgaben 
für Bildung und lag damit über dem Bevölkerungsanteil 
von ca. 13%.
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Die Disaggregation nach Bildungsbereichen zeigt, 
dass sowohl im Bereich der Schulen, der Hochschulen 
als auch dem Sonstigen Bildungswesen die relativen 
öffentlichen Bildungsausgaben im Land jeweils deutlich 
höher ausfielen als bei den Vergleichsländern und auch 
im Durchschnitt aller Flächenländer in Westdeutschland. 
Der Bereich der Schulen beinhaltet auch die beruflichen 
Schulen, die gerade in Baden-Württemberg von beson-
derer Bedeutung sind. Im Bereich der Kindertagesstätten 
und Jugendarbeit dagegen lag Baden-Württemberg mit 39 
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EUR je Einwohner deutlich hinter Nordrhein-Westfalen, 
das pro Einwohner 54 EUR in Kindertagesstätten und 
Jugendarbeit investierte. In Bayern (43 EUR) waren die 
entsprechenden Ausgaben etwas höher, in Hessen (13 
EUR) noch erheblich geringer als im Land. 

Differenziert man die Bildungsausgaben je Schüler 
und Studierender nach Schularten und Bildungstypen, so 
fällt auf, dass in Baden-Württemberg insbesondere beruf-
liche Schulen eine große Wertschätzung erfahren (vgl. 
Abbildung 4.17). Während im Vergleich zu Deutschland 
bereits die Ausgaben je Schüler in sämtlichen Schulen 
(4.600 EUR gegenüber 4.500 EUR) in Baden-Würt-
temberg 2001 über dem Durchschnitt lagen, fällt auf, dass 
insbesondere bei den Ausgaben je Schüler im beruflichen 
Schulbereich Baden-Württemberg an erster Stelle ran-
gierte. Während von Seiten des Staates in Deutschland 
3.200 EUR je Schüler an beruflichen Schulen investiert 
wurden, lag der entsprechende Wert im Land bei immer-
hin 3.900 EUR und damit deutlich über den Pro-Kopf-
Bildungsinvestitionen in Hessen (3.400 EUR), Bayern 
(3.100 EUR) und Nordrhein-Westfalen (3.000 EUR).

Quelle:   BLK-Bildungsfinanzbericht 2002/2003, IAW-Darstellung.

Abb. 4.17 Ausgaben je Schüler in EUR auf unterschiedlichen Bildungsstufen 
im nationalen Vergleich im Jahr 2001
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Bei den allgemeinbildenden Schulen liegen die Aus-
gaben in Baden-Württemberg „nur“ im Bundesschnitt 
und leicht über dem Durchschnitt in den westdeutschen 
Flächenländern. Bayern weist hier um rund 200 EUR 
höhere Pro-Kopf-Bildungsausgaben auf, in Hessen und 
Nordrhein-Westfalen liegen die entsprechenden Werte 
unter dem baden-württembergischen Niveau.

Um die Ausgaben der Bundesländer für Bildung ver-
gleichbar zu machen, wurden sie jeweils auf die Zahl 
der Einwohner bezogen und dadurch mit Blick auf die 
Größe eines Landes relativiert.14 Abbildung 4.16 lässt 
dabei bemerkenswerte Unterschiede in der Bildungs-
ausgabenstruktur zwischen den Ländern erkennen. Mit 
815 EUR je Einwohner waren die öffentlichen Bildungs-
ausgaben (Grundmittel je Kopf der Bevölkerung 2002) 
in Baden-Württemberg im Vergleich zu den Referenz-
bundesländern am höchsten und lagen um knapp 13% 
über dem Durchschnitt aller Flächenländer in den Alten 
Bundesländern und um gut 14% über den öffentlichen 
Pro-Einwohner-Bildungsausgaben in Bayern. 

14  Da die Altersstrukturen der Bundesländer insgesamt relativ homogen ausfallen, spielt es hier für die inhaltlichen Ergebnisse keine Rolle, ob die Bildungsausgaben auf die 
Gesamtbevölkerung oder aber auf die Bevölkerung im bildungsrelevanten Alter bezogen werden. 
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Analysiert man im Detail, in welche Schularten im 
Land über- und unterdurchschnittlich viel investiert wird, 
so erkennt man, dass Baden-Württemberg je Schüler 
im gymnasialen Bereich deutlich überdurchschnittli-
che Ausgaben tätigt, während die Ausgaben im Bereich 
der Hauptschulen und der Grundschulen unter dem 
Bundesschnitt liegen (vgl. Abbildung 4.18). Auffällig sind 
die sehr hohen Pro-Kopf-Ausgaben im Land im Bereich 
der Sonderschulen, die mit 13.200 EUR je Schüler um 
fast 18% höher ausfallen als in Deutschland.

Insgesamt kann festgehalten werden, dass Baden-
Württemberg mit Blick auf die Ausgabenseite im natio-
nalen Vergleich als ein Bundesland charakterisiert werden 
kann, das sich durch eine insgesamt überdurchschnittli-
che Bildungsinvestitionstätigkeit auszeichnet, die jedoch 
nicht in allen Teilbereichen beobachtet werden kann. 
Überdurchschnittlich sind die Ausgaben für die berufli-
chen Schulen, für Gymnasien sowie für Sonderschulen, 
während die Ausgaben je Kind im Vorschulbereich, bei 
den Grundschulen und den Hauptschulen geringer aus-
fallen als im Bundesschnitt.

Zieht man – was zweifelsohne problematisch ist – die 
Höhe der Ausgaben als Indikator für die Qualität der 
Bildung heran, so könnten gerade im Bereich der vor-
schulischen Bildung und der Betreuung von Kleinkindern 
im Land noch Verbesserungspotenziale bestehen. Ein 
verstärktes finanzielles Engagement in diesen Bereichen 
könnte zudem helfen, die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf für junge Paare zu verbessern. Gerade durch 
bessere Möglichkeiten der Reintegration von Eltern in 
die Berufswelt und gezielte Maßnahmen zur besseren 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf müsste versucht 
werden, gut qualifiziertes Arbeitskräftepotenzial nicht 
über viele Jahre hinweg brach liegen zu lassen, sondern 
es möglichst effizient für die Unternehmen am Standort 
Baden-Württemberg zu nutzen. Gleichzeitig könnte es 
helfen, die in Deutschland sehr geringe Geburtenrate 
gerade hochqualifizierter Frauen anzuheben (vgl. dazu 
zum Beispiel Schwarz 1999 oder Grünheid 2003). Auch 
für die Ansiedlung von Unternehmen und das Attrahieren 
qualifizierter Arbeitskräfte dürfte dieser Standortfaktor 
immer wichtiger werden.

Verschiedene Studien, insbesondere auch des DIW 
Berlin (vgl. Spieß et al. 2002), zeigen, dass Investitionen 
in Kinderbetreuung und in die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf sich volkswirtschaftlich rechnen können. 
Insbesondere eine frühkindliche Förderung werfe hohe 
gesamtwirtschaftliche Renditen ab. 

Ein innerdeutscher Vergleich der Bereitstellung von 
Kinderbetreuungsmöglichkeiten zeigt, dass in Baden-
Württemberg mit 104 Plätzen je 100 Kindern eine 
gute Ausstattung mit Kindergartenplätzen für Kinder 
zwischen 3 und 6,5 Jahren besteht, die sowohl über 
dem Bundesschnitt als auch deutlich über dem Schnitt 
der anderen Bundesländer liegt (vgl. Abbildung 4.19). Im 
Bereich der Hortplätze für schulpflichtige Kinder dage-
gen rangiert Baden-Württemberg mit 2,3 Plätzen je 100 
Kinder hinter Nordrhein-Westfalen (2,5), Bayern (3,4), 
Hessen (4,8) und auch hinter dem von Ostdeutschland 
stark nach oben gezogenen Bundesschnitt von 5,9 
auf dem letzten Platz der Vergleichsländer. Die Klein-
kindbetreuung von Kindern unter 3 Jahren ist mit 2,3 
Tageseinrichtungsplätzen je 100 Kindern zwar etwas 
höher als in Nordrhein-Westfalen (2,0) und in Bayern 
(2,1), jedoch geringer als in Hessen (3,7) und auch gerin-
ger als im Durchschnitt der früheren Bundesländer 
(ohne Berlin).15

15 Klee (2003) informiert über die Verbreitung betrieblicher Maßnahmen zur Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf auf der Grundlage des IAB-Betriebspanels 
Baden-Württemberg.
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Für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf sehr viel 
wichtiger als die bloße Bereitstellung von Betreuungs-
einrichtungen sind die Öffnungszeiten, zu denen das 
Betreuungsangebot zur Verfügung steht. Daher kön-
nen insbesondere Ganztagesschulen einen wichtigen 
Beitrag leisten, um Familie und Beruf besser miteinan-
der verbinden zu können. Die obige Betrachtung der 
Zahl der Betreuungseinrichtungen bedarf daher insofern 
der Ergänzung, als untersucht werden muss, ob es sich 
bei den Betreuungsangeboten um Ganztagesangebote 
handelt oder nicht. Hier zeigt die Auswertung der 
Daten des Statistischen Bundesamtes ein für Baden-
Württemberg deutlich ungünstigeres Bild. Im Vergleich 
der vier Bundesländer ist die Verbreitung von Ganz-
tagesangeboten sowohl bei den Krippenplätzen als 
auch insbesondere bei den Kindergartenplätzen im 
Südwesten jeweils am geringsten (vgl. Abbildung 4.20). 
Einem Anteil der Ganztagesangebote von 55% bei 
der Kleinkinderbetreuung und von 7% bei der Kinder-
gartenbetreuung in Baden-Württemberg stehen Werte 
von bis zu 95% (Kleinkindbetreuung in Nordrhein-West-
falen) bzw. bis zu 35% (Kindergartenplätze in Bayern) 
gegenüber.

Wie bereits angedeutet, stehen Ausgaben für Bildung 
aus ökonomischer Sicht stets unter dem Vorbehalt der 
„Effizienz“. Höhere Ausgaben sind nur dann gerechtfertigt, 
wenn sie letztlich auch zu einer besseren Qualität der 
Bildung führen und somit Kosten und Nutzen in einem 
sinnvollen Verhältnis stehen. Der folgende Abschnitt 
4.2.2 wendet sich daher nun einer Analyse alternativer 

„Ergebnisindikatoren“ zu, mit deren Hilfe versucht wird, 
die Qualität der Bildung zu vergleichen. Ausgehend von 
einigen Anmerkungen zur Aussagefähigkeit der Qualifi-
kationsstruktur der Bevölkerung wird dabei zunächst 
für den internationalen und nationalen Vergleich der 
Schulbildungssysteme auf die Ergebnisse der PISA-Studie 
der OECD zurückgegriffen. Ergänzend wird dann im 
nationalen Rahmen ein Vergleich der Qualität der Hoch-
schulausbildungen vorgenommen, indem die aktuellsten 
Ergebnisse des CHE-Hochschulrankings systematisch 
ausgewertet und verdichtet werden.

4.2.2   Zur Outputseite: Humankapitalaus -

   stattung und „Qualität“ der Bildung

Die Messung der Qualität von Bildung ist weder im 
nationalen noch im internationalen Vergleich ein einfa-
ches Unterfangen. Häufig wird in der öffentlichen und 
politischen Bildungsdiskussion der Bildungsstruktur der 
Bevölkerung eine Indikatorfunktion für die „Qualität“ 
der Bildungsanstrengungen zugeschrieben. Typischerweise 
wird hier sehr häufig der Anteil der Bevölkerung zwi-
schen 25 und 64 Jahren mit Hochschulabschluss ver-
wendet, wie er im internationalen Vergleich der Referenz-
länder in Abbildung 4.21 wiedergegeben ist. 

So lag der „Akademikeranteil“ im Jahr 2002 in 
den USA bei 38%, in Großbritannien bei 27% und in 
Deutschland bei nur 23%. Auffällig ist, dass sämtliche 
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Länder von 1995 bis 2002 den Anteil der Akademiker 
zumindest leicht steigern konnten, während in Deutsch-
land die Quote 2002 wie bereits schon 1995 bei 23% 
lag.16 Die OCED verwendet in einer Studie diesen Indi-
kator, um nachzuweisen, dass der Mangel an akademi-
schem Humankapital eine Ursache für die deutsche 
Wachstumsschwäche sei (vgl. OECD 2003).

Aus einem höheren Anteil der Bevölkerung mit Hoch-
schulbildung zwingend auf ein besseres Bildungssystem 
zu schließen, ist jedoch genauso wenig überzeugend wie 
das Argument, ein höherer Anteil der Schulabgänger 
ohne Schulabschluss müsse nicht notwendigerweise für 
ein schlechteres Bildungssystem sprechen. Derartige 
Vergleiche der Qualifikationsstrukturen der Bevölke-
rungen sind gerade dann irreführend, wenn die Leistungs-
anforderungen, die an einen formalen Abschluss gestellt 
werden, zwischen den Ländern sehr unterschiedlich 
ausfallen. So muss die Tatsache, dass in einem Land 
kaum ein Schüler ohne Schulabschluss abgeht, nicht 
zwingend auf einem besseren Bildungssystem beruhen, 
sondern könnte auch auf geringeren Anforderungen 
für das Erreichen des Abschlusses basieren. Darüber 
hinaus impliziert diese Argumentation das „Idealbild“ 
einer optimalen Bildungsgesellschaft, in der jeder Bürger 
einen Hochschulabschluss aufweisen sollte. Diese Argu-
mentation übersieht, dass eine gut funktionierende Volks-
wirtschaft zwar einerseits hochqualifizierte Akademiker 
benötigt, gleichzeitig besteht jedoch auch ein erheblicher 
Bedarf an qualifizierten Facharbeitern, für die eine akade-
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16  Für eine detailliertere Analyse der Akademikerstrukturen vgl. z.B. Plünnecke (2004).
17  Die Veröffentlichung aktualisierter Ergebnisse der PISA-Studie ist für Anfang Dezember 2004 geplant, diese lagen jedoch bei Fertigstellung des IAW-Wirtschaftsmonitors 

2004 noch nicht vor. Erste Vorabinformationen haben jedoch angedeutet, dass sich die Ergebnisse der Welle 2000 weitgehend bestätigen.

mische Ausbildung häufig nicht sinnvoll ist. So ist damit zu 
rechnen, dass im Zuge der konjunkturellen Verbesserung 
im Jahr 2004 in einzelnen Branchen recht bald wieder 
ein Fachkräftemangel eintreten könnte, gerade auch 
im Bereich der Fachkräfte mit abgeschlossener Lehre 
(vgl. zum Beispiel Strotmann 2002). Eine bedarfsgerech-
te Bildungsstrategie, die sich an den Erfordernissen 
der Wirtschaft orientiert, darf daher nicht einseitig 
nur auf eine Intensivierung akademischer Ausbildung 
setzen, sondern muss flankierend auch dem starken 
Bedarf an Facharbeitern Rechnung tragen. Deutlich ist 
daher, dass ein Vergleich der Qualität der Bildungs- 
und Ausbildungssysteme nur innerhalb bestimmter 
Qualifikationsgruppen und unter Berücksichtigung der 
Leistungsanforderungen Sinn macht. Die Qualifikations-
struktur der Bevölkerung ist in diesem Zusammenhang 
auf jeden Fall kein geeigneter, sondern bei unvorsichtiger 
Interpretation eher ein irreführender Qualitätsindikator.

Wesentlich aussagefähiger – wenn auch nicht pro-
blemfrei – sind daher für einen Vergleich der Qualität der 
Schulbildungssysteme die Ergebnisse systematischer län-
derübergreifender Studien. Im IAW-Wirtschaftsmonitor 
2002 wurden ausführlich die Ergebnisse der PISA-Studie 
(„Programme for International Student Assessment“) 
2000 (vgl. dazu z.B. Deutsches PISA-Konsortium (2001)) 
dokumentiert. Als einheitliche Altersgruppe wurden 
damals 15-jährige Schülerinnen und Schüler gewählt, 
da diese Altersgruppe in fast allen OECD-Ländern der 
Vollzeitschulpflicht unterliegt. In Deutschland wurde 
alternativ die neunte Jahrgangsstufe verwendet. Als 
Dimensionen der Leistungsfähigkeit der Schüler werden 
im Rahmen der PISA-Studien die Lesekompetenz, die 
Mathematikkompetenz und die Naturwissenschaftliche 
Grundausbildung herangezogen. Ausführlicher Gegen-
stand der Ergebnisse der ersten Welle von 2000 war 
die Lesekompetenz der Schüler, in der Welle 2003, die 
Anfang Dezember 2004 veröffentlicht werden soll, wird 
die mathematische Kompetenz der Schüler im Mittel-
punkt stehen.

Zentrale Ergebnisse der PISA-Studie und ihrer natio-
nalen Erweiterung (PISA-E) im Jahr 2000 waren (vgl. dazu 
ausführlicher Krumm/Strotmann 2002):17

•  Hinsichtlich der Lesekompetenz nimmt Baden-
Württemberg im Vergleich der Bundesländer hinter 
Bayern einen guten zweiten Platz ein, rangiert im 
OECD-Vergleich jedoch nur im Mittelfeld. Auffällig 
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war die im internationalen Vergleich hohe Streuung 
der Leistungen in Deutschland wie auch in Baden-
Württemberg.

• Bei der mathematischen und der naturwissenschaft-
lichen Kompetenz belegt Baden-Württemberg 
innerhalb Deutschlands hinter Bayern Rang 2. Im 
OECD-Vergleich ist die baden-württembergische 
Performance immerhin überdurchschnittlich, wenn 
auch „nur“ im vorderen Mittelfeld anzusiedeln.

• Soziale Disparitäten in der Lesefähigkeit zwischen 
15-Jährigen aus der sozialen Oberschicht und 15-
Jährigen aus der sozialen Unterschicht waren in 
Baden-Württemberg vorhanden, jedoch geringer 
als im Bundesschnitt.

Im IAW-Wirtschaftsmonitor 2004 wird im Ver-
gleich der hier betrachteten Länder ausführlicher 
auf die Ergebnisse der „IGLU-Studie“ (Internationale 
Grundschul-Lese-Untersuchung) und deren nationale 
Erweiterung (IGLU-E) eingegangen, bei der die Kom-
petenzen in Mathematik, Naturwissenschaften und 
Orthographie von Schüler/innen der vierten Klasse in 
weltweit 35 Staaten analysiert wurden. In insgesamt 
sechs Bundesländern, darunter alle vier hier betrachteten 
Referenzländer, wurde die Stichprobe so vergrößert, dass 
bundesländerspezifische Analysen durchgeführt werden 
konnten. Im Gegensatz zur PISA-Studie widmet sich die 
IGLU-Studie somit jüngeren Schülerinnen und Schülern. 
Details zur Methodik und zur Erhebung können in Bos 
et al. (2004) nachgelesen werden. Im Folgenden werden 
einige zentrale Ergebnisse der Studien IGLU und IGLU-E 
im Vergleich der Länder zusammengefasst.

Generell kann man festhalten, dass Baden-Würt-
temberg bei dem Leistungsvergleich jüngerer Schüle-
rinnen und Schüler im Rahmen von IGLU sowohl im 
Bundesvergleich als auch international deutlich besser 
abgeschnitten hat als bei PISA. Insgesamt sind die Unter-
schiede zwischen den Ländern weniger ausgeprägt als 
dies bei den Ergebnissen der PISA-Studie der Fall war.

Im Vergleich der Bundesländer belegt Baden-Würt-
temberg sowohl bei der Lesekompetenz als auch bei 
der naturwissenschaftlichen und der mathematischen 
Kompetenz jeweils Platz 1 und liegt damit jeweils auch 
deutlich über dem Bundesschnitt. Bei der Orthographie 
rangiert Baden-Württemberg knapp hinter Bayern auf 
Rang 2.

Auch im internationalen Vergleich deuten die Ergeb-
nisse auf sehr gute Fähigkeiten der baden-württembergi-
schen Viertklässler hin: so waren die naturwissenschaft-
lichen Kompetenzen im Land sogar besser als in allen 
anderen hier betrachteten Vergleichsländern (vgl. Abbil-
dung 4.22). Zieht man sämtliche bei IGLU untersuchten 
internationalen Länder als Vergleich heran, so war nur 
Korea in diesem Kompetenzbereich besser als Baden-
Württemberg. 

Bei der mathematischen Kompetenz konnten unter 
den hier betrachteten Referenzländern nur die Nieder-
lande einen noch besseren Testwert erreichen; auch im 
internationalen Vergleich rangiert Baden-Württemberg 
in der Spitzengruppe.

Bei der Lesekompetenz rangieren die Schülerinnen 
und Schüler in Baden-Württemberg zwar knapp hinter 
den Niederlanden und England, jedoch immer noch 
deutlich vor Frankreich und auch vor den USA (vgl.  
Abbildung 4.23).  

Eher verbesserungswürdig ist nach den Ergebnissen 
der IGLU-Studie in Baden-Württemberg, dass eine 
Benachteiligung der Unterschicht und von Ausländer-
familien beim Übergang auf höhere Schulen im Südwesten 
besonders groß ausfällt. Gerade Einwandererkinder 
erhalten bei ansonsten vergleichbaren Fähigkeiten schwe-
rer eine Empfehlung für das Gymnasium als in vielen 
anderen Ländern (vgl. Bos et al. 2004, S. 27). 
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18  Darüber hinaus existieren im Südwesten 14 Institute der Max-Planck-Gesellschaft sowie 32 speziell auf die Bedürfnisse der Wirtschaft ausgerichtete, wirtschaftsnahe 
Forschungseinrichtungen, die außerhalb der Universitäten angesiedelt sind, aber in enger Verbindung mit ihnen stehen. Zum Thema Forschung und Entwicklung in Baden-
Württemberg vgl. Abschnitt 4.1. Einen Einblick in das Ausmaß der Internationalisierung der deutschen Hochschulen findet man zum Beispiel in Schwarck (2004).

19  In den vergangenen sieben Jahren wurden insgesamt über 300.000 Studierende und Professoren befragt.  Allein für die aktuelle Untersuchung 2004 wurden fast 56.000 
Fragebogen ausgewertet.

20  Vgl. zum Beispiel Büttner et al. (2003).
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Baden-Württemberg ist eine der hochschulreichsten 
Regionen Europas und verfügt über eine ausdifferen-
zierte Forschungsinfrastruktur, in der die Bereiche der 
Grundlagenforschung und der anwendungsorientierten, 
wirtschaftsnahen Forschung in einem ausgewogenen 
Verhältnis vertreten sind und durch ein weit verzweig-
tes System von Transfereinrichtungen ergänzt werden.18 
Mit 18% der Hochschulen in Deutschland weist Baden-
Württemberg (im Wintersemester 2003/04) trotz der 
geringeren Bevölkerungszahl bundesweit noch deutlich 
vor Nordrhein-Westfalen (16%) und Bayern (12%) den 
höchsten Anteil an den vom Statistischen Bundesamt 
erfassten Hochschulen aus.

Eine der IGLU- oder der PISA-Studie vergleichbare 
internationale Studie zur Qualität der Hochschulausbil-
dung in den Referenzländern liegt nicht vor. Insofern 
beschränkt sich die Analyse der Positionierung der Quali-
tät der baden-württembergischen Hochschulausbildung 
auf den nationalen Vergleich. 

Die folgenden IAW-Auswertungen basieren auf dem 
größten und fundiertesten Hochschulranking für Deutsch-
land, das vom Centrum für Hochschulentwicklung (CHE) 
im Auftrag des STERN seit 1998 durchgeführt und aktu-
alisiert wird. Die Bewertung der Qualität der Universi-
täten und Fachhochschulen basiert auf der Befragung von 
Studierenden und Professoren19, wobei sowohl subjektive 

Bewertungen als auch harte Fakten, wie zum Beispiel 
Betreuungsrelationen, Studiendauer oder auch die Höhe 
der Forschungsgelder, berücksichtigt werden. Trotz aller 
teilweise auch berechtigter Beden-ken gegenüber einer 
vorschnellen Interpretation von Rankings20 werden nach-
folgend Befragungsergebnisse ausgewertet, die vom CHE 
mit großem Aufwand möglichst fundiert erhoben werden. 
Sämtliche Universitäten und Fachhochschulen, die bei 
dem Ranking berücksichtigt wurden, werden hinsichtlich 
der verschiedenen Kriterien in eine Spitzen-, eine Mittel- 
und eine Schlussgruppe unterteilt. Nicht gerankt werden 
solche Hochschulen, für welche die Fallzahlen zu gering 
waren oder für die keine Werte vorlagen.

Für die aktualisierte  Analyse der Qualität der Hoch-
schulausbildung wurden für den IAW-Wirtschaftsmonitor 
2004 jeweils die aktuellsten Umfrageergebnisse (Stand: 
Juli 2004) für 28 Studiengänge an Universitäten und  
9 Studiengänge an Fachhochschulen berücksichtigt.

Betrachtet man zunächst die Urteile der Studierenden 
an Fachhochschulen und Universitäten, so erkennt man, 
dass in Baden-Württemberg im Vergleich zu den anderen 
Referenzbundesländern der Anteil von Hochschulen, die 
der Spitzengruppe zugeordnet werden können, deutlich 
überdurchschnittlich und der Anteil der Hochschulen in 
der Schlussgruppe deutlich unterdurchschnittlich aus-
fielen (vgl. Abbildung 4.25). Fast 40% der betrachteten 
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baden-württembergischen Studiengänge an Universitäten 
ließen sich nach dem Urteil ihrer Studierenden der 
Spitzengruppe zuordnen. In Bayern lag der entsprechende 
Anteil nur bei 32%, in Hessen und Nordrhein-Westfalen 
war der Anteil mit 24% bzw. 17% noch niedriger.

Ähnlich deutlich fiel das Ergebnis bei den Urteilen 
der Fachhochschüler aus, wo 33% der baden-württem-
bergischen Fachhochschulen zur Spitzengruppe gehörten 
und nur 4% der Fachhochschulen der Schlussgruppe 
zugeordnet werden müssen (vgl. Abbildung 4.26). 

Flankiert man die Betrachtung von Studierenden-
urteilen durch die entsprechende Bewertung der Profes-
soren, so wird die besonders gute Beurteilung der 
Hochschulen in Baden-Württemberg erneut sowohl für 
Universitäten als auch vor allem für Fachhochschulen 
bestätigt (vgl. Abbildungen 4.27 und 4.28). In bei-
den Fällen weist der Südwesten sowohl im Urteil 
der Universitätsprofessoren als auch im Urteil der 
Fachhochschulprofessoren überdurchschnittlich viele 
Spitzenhochschulen und vergleichsweise sehr wenig 
Hochschulen der Schlussgruppe auf.
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Das CHE-Länderranking, das vom CHE selbst im 
November 2004 vorgestellt wurde (vgl. Berghoff et 
al. 2004), bestätigt die hervorragende Positionierung 
der baden-württembergischen Universitäten und Fach-
hochschulen auch unter Einbeziehung ergänzender 
Indikatoren. Neben dem Studierendenurteil, das auch 
hier betrachtet wurde, bezieht die Studie auch Repu-
tation, Studiendauer und einen Forschungsindikator in 
die Analysen ein. Die Anzahl der „Spitzenplätze“ bei den 
verschiedenen Kategorien wird dann in Relation zur 
Zahl der Fakultäten gesetzt.  Auch die relative Zahl der 
Spitzenplätze bei diesen vier Indikatoren ist in Baden-
Württemberg mit 1,49 Spitzenplätzen je Fakultät im 
nationalen Vergleich eindeutig am größten. Bayern (1,19), 
Hessen (0,71) und Nordrhein-Westfalen (0,56) fallen 
deutlich hinter den Südwesten zurück. Dabei tragen 
vor allem das Studierendenurteil, die Reputation und 
die Forschungsaktivitäten zum positiven Gesamtbild bei, 
während bei der Studiendauer eher Bayern und Hessen 
etwas besser abschneiden.
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5 Sachkapital- und Infrastrukturausstattung

5.1 Private Sachkapital- und öffentliche 
Infrastrukturinvestitionen

Die langfristigen Entwicklungspotenziale einer 
Volkswirtschaft werden maßgeblich auch durch die 
Investitionen in den Erhalt und die Erweiterung des 
Sachkapitalbestandes bestimmt. Den umfassendsten Inves-
titionsbegriff stellen die Bruttoanlageinvestitionen dar. 
Diese setzen sich aus den Ausrüstungsinvestitionen, den 
Investitionen in „Sonstige Anlagen“ und den Bauinvesti-
tionen zusammen.1 Bezieht man die Bruttoanlageinvesti-
tionen auf das reale Bruttoinlandsprodukt, dann erhält 
man die so genannte Investitionsquote.

Die baden-württembergische Investitionsquote hat 
sich nach den Mitte der 1990er-Jahre zu verzeichnen-
den Einbrüchen bis zum Jahr 2000 zwar wieder etwas 
erholt, ist am aktuellen Rand (2001) mit 19,3% jedoch 
erneut auf ein niedrigeres Niveau gefallen (vgl. Abbildung 
5.1). Damit schneidet Baden-Württemberg deutlich 
schlechter ab als Bayern (21,8%), das 2001 auf eine um 
2,6 Prozentpunkte höhere Investitionsquote kam. Zwar 
steht Baden-Württemberg im Vergleich zu Nordrhein-
Westfalen (19,1%) und vor allem zu Hessen (17,1%) eher 
gut da, gemessen am bundesdeutschen Wert von 21,4% 
offenbaren sich jedoch deutliche Defizite. Es zeigt sich 
aber, dass inzwischen (2002 und 2003) auch Deutschland 
auf eine Investitionsquote von unter 20% (19,9%) abge-
rutscht ist. Da für die Bundesländerebene für die betref-
fenden Jahre noch keine Vergleichszahlen vorliegen, kann  
nicht festgestellt werden, ob sich im entsprechenden 
Zeitraum die baden-württembergische Investitionsquote 
im Gefolge der negativen gesamtdeutschen Entwicklung 
noch weiter verschlechtert hat. Während Deutschland 
im Vergleich mit den ausländischen Referenzländern 
bis zum Jahr 2000 noch dominierte, was durch den 
investiven und infrastrukturellen Nachholbedarf in den 
Neuen Bundesländern erklärbar ist, hat bis zum Jahr 
2003 auf internationaler Ebene eine Annäherung um 
die Zwanzig-Prozent-Marke stattgefunden. Die entspre-
chenden Werte liegen zwischen 20,4% (USA) und 19,2% 
(Großbritannien).

Die Investitionsquote kann in zwei Komponenten, 
nämlich die Bauinvestitions- und die Ausrüstungsquote, 
zerlegt werden:2 Der getrennte Ausweis der beiden 
Teilquoten ist angezeigt, weil deren standortwettbe-
werbliche Relevanz recht unterschiedlich ist. Bei 
der Ausrüstungsquote werden nicht die gesamten  
Bruttoanlageinvestitionen, sondern nur die Ausrüs-
tungsinvestitionen und die Investitionen in „Sonstige 
Anlagen“ auf das Bruttoinlandsprodukt bezogen. Durch 
das Ausklammern der Bauinvestitionen erhält man einen 
relativ guten Indikator zur Messung der unternehmeri-
schen Investitionstätigkeit. In der Abbildung 5.2 erkennt 
man, dass im Jahr 2001 die baden-württembergische 
Ausrüstungsquote mit 9,7% fast genau dem bundes-
weitem Niveau (9,8%) entsprach. Während die Investi-
tionstätigkeit in Nordrhein-Westfalen und Hessen mit 9,7 
bzw. 9,5% ebenfalls in diesem Bereich lag, konnte Bayern 
die Zehn-Prozent-Marke marginal übertreffen (10,1%). 
Es zeigt sich nun bereits hier, dass die Ausrüstungsquote 
als Maß zur Messung der unternehmerischen Investitions-
tätigkeit den bei der Gesamtinvestitionsquote zu ver-
zeichnenden bayerischen Vorsprung gegenüber Baden-
Württemberg nur zu einem geringen Teil erklärt. Zieht 
man die ausländischen Referenzländer in den Vergleich 
mit ein, dann erkennt man, dass mit Ausnahme der Nie-
derlande (10,0%) alle anderen Länder deutlich höhere 
Ausrüstungsquoten aufweisen: die Spanne reicht von 
11,5% (Großbritannien) bis 12,7% (USA). Die vergleichs-
weise niedrige deutsche Ausrüstungsquote von 9,8% ver-
deutlicht die Investitionszurückhaltung in Deutschland. 
Inwieweit die schwache inländische Investitionstätigkeit 
auch damit zusammenhängt, dass Inlandsinvestitionen 
verstärkt durch im Ausland getätigte Direktinvestitionen 
ersetzt werden, lässt sich statistisch nur schlecht über-
prüfen, da Inlandsinvestitionen als sachkapitalbildende 
Vorgänge eine methodisch andere Grundlage haben als 
die im Ausland getätigten und nur im Einzelfall realkapi-
talschaffenden Direktinvestitionen (vgl. hierzu Abschnitt 
5.2 des Wirtschaftsmonitors).

 1 Ausrüstungsinvestitionen beziehen sich in erster Linie auf Maschinen, maschinelle Anlagen sowie Betriebs- und Geschäftsausstattung. Investitionen in „Sonstige Anlagen“ 
betreffen immaterielle Anlagegüter wie Computerprogramme und Urheberrechte. Bauinvestitionen erfassen Investitionen in Gebäude und sonstige Bauten (wie Straßen, 
Brücken, Flugplätze).

2 Dabei kann der Fall auftreten, dass die Summe der beiden Teilquoten nicht mit dem Wert der Gesamtquote übereinstimmt, da für den Ausweis der Teilquoten (das 
heißt die Zuweisung auf Wirtschaftsbereiche) die Bruttoanlageinvestitionen nur auf der Grundlage „Neue Anlagen“ angesetzt werden. Der „Saldo aus Kauf und Verkauf 
gebrauchter Anlagen“ bleibt dagegen unberücksichtigt, da der amtlichen Statistik für diese Größe keine entsprechenden Zerlegungsdaten vorliegen.
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großen Teil der von der Öffentlichen Hand getragenen 
Investitionen verantwortlich ist. Konkret geht es nun 
darum, die in den einzelnen inländischen Referenzländern 
von den Kommunen pro Einwohner getätigten so 
genannten Sachinvestitionen zu vergleichen.

Abbildung 5.3 zeigt, dass die kommunalen Pro-Kopf-
Sachinvestitionen in Baden-Württemberg von 1993 an 
zunächst tendenziell rückläufig waren und 1998 ihren 
Tiefststand erreichten.  Am aktuellen Rand haben sich die 
Investitionen dann wieder etwas erholt. Im Jahr 2002 lag 
das Investitionsniveau bei 417 Euro pro Einwohner; dies 
sind allerdings immer noch 4% weniger als zu Beginn 
des Betrachtungszeitraums. Die bayerischen Kommunen 
hatten während der letzten Dekade noch deutlich 
stärkere prozentuale Einbrüche zu verzeichnen, kom-
men aber immerhin noch auf ein aktuelles Pro-Kopf-
Investitionsvolumen von 400 Euro; Hessen erreichte 2002 
nur noch 286 Euro, Nordrhein-Westfalen gerade einmal 
211 Euro. Für Deutschland insgesamt ergab sich bei den 
auf die Einwohnerzahl bezogenen Kommunalinvestitionen 
ein nahezu kontinuierlicher Rückgang, über den gesam-
ten Betrachtungszeitraum gerechnet eine Minderung um 
28%, so dass in deutschen Kommunen im Jahr 2002 nur 
noch 288 Euro pro Einwohner investiert wurden. Es zeigt 
sich damit, dass die in Deutschland seit Jahren zu beob-
achtende Investitionsschwäche auch durch rückläufige 
Kommunalinvestitionen verursacht ist. Eine Verbesserung 
der Situation ist angesichts der schlechten Finanzlage 
der Kommunen zumindest in absehbarer Zeit nicht zu 
erwarten.
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Während bei den Ausrüstungsinvestitionen die inlän-
dischen Referenzländer keine allzu großen Unterschiede 
aufweisen, zeigen sich bei der Bauinvestitionsquote deut-
liche Divergenzen. So erreichen weder Baden-Würt-
temberg (10,2%) noch Nordrhein-Westfalen (10,0%), 
geschweige denn Hessen (8,2%), den Bundesdurchschnitt 
von 11,6%. Bayern dagegen weist mit einer Bauinvesti-
tionsquote von 12,4% einen deutlich besseren Wert 
auf. Der hohe Vorsprung Bayerns bei der Gesamtinvesti-
tionsquote resultiert also im Wesentlichen aus den 
weit überdurchschnittlichen Bauinvestitionen. Es ist je-
doch zu beachten, dass die standortwettbewerbliche 
Aussagefähigkeit der Bauinvestitionen nur begrenzt ist, 
da diese in der Regel zu über der Hälfte (1999 bun-
desweit zu 58%) vom Wohnungsbau dominiert werden. 
Von besonderer standortpolitischer Relevanz ist jedoch 
der nicht dem Wohnungsbau zuzurechnende Teil der 
Bauinvestitionen, der auch die staatlichen Infrastruktur-
investitionen enthält. Diese erhöhen die Produktivität 
der Unternehmen bzw. senken deren Kosten. Dies wird 
deutlich, wenn man etwa an die Straßenbauinvestitionen 
der öffentlichen Hand denkt.

Die Höhe der Investitionsquote eines Landes wird 
maßgeblich durch die Investitionstätigkeit des Staates 
mitbestimmt. Leider ist aufgrund von Umstellungen 
bei der statistischen Erhebung ein getrennter Ausweis 
von privaten und öffentlichen Investitionen nicht mehr 
möglich. Um jedoch zumindest einen gewissen Eindruck 
über die Entwicklung der Investitionstätigkeit der 
öffentlichen Hand zu bekommen, soll im Folgenden 
die Kommunalebene betrachtet werden, die für einen 
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5.2 Direktinvestitionen

Standortwettbewerb zwischen Ländern vollzieht 
sich auch als Wettbewerb um Kapital und unternehme-
rische Aktivität. Vor diesem Hintergrund steht nicht 
erst seit den letzten Jahren die Entwicklung der grenz-
überschreitenden Direktinvestitionen im Blickpunkt 
der wirtschaftspolitischen Betrachtung.  In der breiten 
Öffentlichkeit hat sich wie auch in Teilen der Politik in 
diesem Zusammenhang allerdings die Meinung verfestigt, 
dass Direktinvestitionszuflüsse generell ein Ausdruck 
von Standortattraktivität seien und deshalb positiv zu 
beurteilen wären, während Direktinvestitionsabflüsse 
in analoger Weise negativ zu interpretieren seien. Eine 
solche Sichtweise verkennt jedoch den Umstand, dass 
die Zusammenhänge wesentlich komplizierter sind und 
dass eine hohe Auslandsinvestitionstätigkeit deutscher 
bzw. baden-württembergischer Unternehmen für die 
heimische Volkswirtschaft mitunter recht vorteilhaft 
sein kann. Wie einzelne Aktivitäten konkret zu beur-
teilen sind, hängt insbesondere von dem Motiv ab, das 
der Auslandsinvestition zugrunde liegt, denn dadurch 
bestimmt sich zumindest bis zu einem gewissen Grad 
auch die entsprechende Wirkung auf die inländische 
Wertschöpfung und Beschäftigung.

Bevor im Folgenden die Direktinvestitionsentwicklung 
näher untersucht wird, soll zunächst geklärt werden, was 
man unter der betreffenden Art von Auslandsinvestition 
überhaupt versteht (Fischer 1999). Im Gegensatz zur 
ebenfalls grenzüberschreitenden Portfolioinvestition 
setzt die Einordnung einer Auslandsaktivität als Direkt-
investition voraus, dass dem Investor durch das Engage-
ment die Einflussnahme auf die Geschäftsführung des 
„Investitionsobjekts“ ermöglicht wird. Insofern ist eine 
Direktinvestition in der Regel mit einem längerfristigen 
Engagement verbunden. Zu Direktinvestitionen zäh-
len die Gründung und der Erwerb von Unternehmen, 
Zweigniederlassungen bzw. Betriebsstätten im Ausland, 
aber auch die Zuführung von Kapital an die entsprechen-
den Einrichtungen. Die Form der Beteiligung hängt 
sehr stark von dem gewünschten Beteiligungsrisiko 
und dem Einfluss ab, den ein Direktinvestor erreichen 
will. Sie reicht von rein strategischen Allianzen und 
Kooperationen über einfache oder qualifizierte Min-
derheitsbeteiligungen, Equity Joint Ventures, einfachen 
oder qualifizierten Mehrheitsbeteiligungen bis hin zu 
kompletten Übernahmen. Damit wird deutlich, dass 

Direktinvestitionen keineswegs mit Neuansiedlungen 
von Unternehmen auf der „grünen Wiese“ (green-
field investment) verbunden sein müssen. Diese Form 
der Direktinvestition hat seit Anfang der 1980er Jahre 
stark an Bedeutung verloren, wohingegen Fusionen und 
Übernahmen (mergers & acquisitions) bestehender 
Unternehmen stark zugenommen haben (Jost 1999). Zu 
Beginn der 1990er Jahre entfielen bereits über die Hälfte 
(54%) der weltweit getätigten Direktinvestitionen auf 
Beteiligungs- und Übernahmeaktivitäten. Der entspre-
chende Anteilswert kletterte dann bis zum Jahr 1997 auf 
über 85% (Kang/Johansson 2000).

Nimmt man den 1993 beginnenden Betrachtungs-
zeitraum, dann lässt sich für die von baden-württem-
bergischen Unternehmen im Ausland getätigten Direkt-
investitionen das Absatzmotiv als das dominierende Motiv 
vermuten.3 „Marktorientierten Auslandsinvestitionen“ 
liegt ein Streben nach Erschließung neuer Märkte oder 
nach weiterer Durchdringung von Auslandsmärkten 
zugrunde. Dabei ist die Präsenz an ausländischen Stand-
orten aus verschiedenen Gründen notwendig (Jost 
1997): Die immer ausgeprägtere Produktdifferenzierung 
erfordert ein stetig steigendes Bewußtsein für loka-
le Konsumentenpräferenzen sowie größere Vor-Ort-
Anstrengungen bei Marketing und Service. Im Bereich 
der industriellen Nachfrage führt die zunehmende Flexibi-
lisierung und effizientere Organisation der Produktion 
(zum Beispiel im Rahmen der Just-in-time-Fertigung) 
dazu, dass immer mehr Vorleister und Zulieferer gro-
ßen Industrieunternehmen in das Ausland folgen. 
Bestimmte Güter müssen aufgrund von Lagerproblemen, 
Transportkosten oder Local-Content-Vorschriften ganz 
oder teilweise im Zielland gefertigt werden. Zudem 
halten es viele Unternehmen im Rahmen ihrer glo-
balen Produktions- und Marketingstrategie für uner-
lässlich, neben ihren direkten Konkurrenten auf den 
Hauptmärkten präsent zu sein. Insgesamt gesehen haben 
marktorientierte Auslandsinvestitionen damit letztendlich 
einen positiven Effekt auf die inländische Wertschöpfung 
und Beschäftigung und sind insoweit eindeutig positiv zu 
beurteilen.

Während absatzorientierte Direktinvestitionen in 
der Regel nicht zu Lasten von Inlandsinvestitionen gehen, 
gilt dies zumindest nicht in gleichem Maße für „kosten-
orientierte Direktinvestitionen“, deren Anteil sich für 
deutsche wie auch für baden-württembergische Aus-
landsengagements am aktuellen Rand erhöht haben 

3 Darauf deutet, zumindest für die erste Hälfe der betreffenden Dekade, der Umstand hin, dass im Jahr 1998 allein 88% des baden-württembergischen Direktinvesti-
tionsbestandes auf westliche Industrieländer entfielen, die über ähnlich hohe Lohnkosten verfügten wie Baden-Württemberg (Forster 2001, S. 153). Den entsprechenden 
Auslandsengagements lagen damit wohl weniger kostenorientierte, sondern vielmehr vor allem absatzorientierte Direktinvestitionen zugrunde. Die für baden-württem-
bergische Direktinvestitionen unterstellte Dominanz des Absatzmotivs deckt sich auch mit entsprechenden für ganz Deutschland abgeleiteten Befunden (vgl. zu Letzterem 
Buch et al. 2004).
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4 Vgl. etwa DIHK (2003) oder Kinkel/Lay (2004). 
5 Ähnlich wurde auch in Abschnitt 1.5 argumentiert, als es darum ging, dass ein zunehmender ausländischer Wertschöpfungsanteil am deutschen Exportwert nicht generell 

negativ beurteilt werden darf, da der Bezug preisgünstiger Vorprodukte aus dem Ausland die Wettbewerbsfähigkeit der heimischen Wirtschaft positiv beeinflusst.

dürfte. Auf eine entsprechende Akzentverschiebung deu-
ten jedenfalls diverse Unternehmensbefragungen4 hin, 
wenngleich aber zumindest für Deutschland noch immer 
von einer Dominanz des Absatzmotivs auszugehen ist 
(Sachverständigenrat 2004, Ziff. 475). Während die direk-
te Auswirkung kostenorientierter Direktinvestitionen 
auf die inländische Beschäftigung grundsätzlich nega-
tiv ausfällt, können diese durch positive indirekte 
Beschäftigungswirkungen mehr oder weniger ausgegli-
chen werden. In jedem Fall aber stellt sich durch die-
se Art von Auslandsengagement eine Verbesserung 
der Kostenwettbewerbsfähigkeit ein. Doch nun zur 
beschäftigungspolitischen Wirkung kostenorientierter 
Direktinvestitionen (Dey 2003): Folgt die Direktinvesti-
tion Kosteneinsparmotiven, so soll mit der Nutzung von 
im Ausland billigeren Produktionsfaktoren (etwa der 
dortigen Arbeitskräfte) eine Kostenoptimierung über 
die gesamte Produktionskette hinweg erreicht werden. 
Derartige Kostenanreize können dazu führen, dass unter 
anderem arbeitsintensive Teile der Wertschöpfungskette 
ins Ausland verlagert werden, mit der Folge, dass in die-
sem Segment die inländische Beschäftigung abnimmt. Dies 
ist nun aber nur der eine beschäftigungspolitische Aspekt 
kostenorientierter Auslandsinvestitionen. Gleichzeitig 
ist nämlich zu bedenken, dass durch Ausnutzung der 
entsprechenden Kostenvorteile im Ausland via Misch-
kalkulation zumindest partiell die Fortführung der Wert-
schöpfungskette im Inland möglich wird, so dass heimi-
sche Arbeitsplätze gesichert werden. Die Verlagerung 
von Teilen der Wertschöpfungskette an einen Ort, der 
einen Kostenvorteil aufweist, wird letztlich zu einer 
für das Inland verbesserten Wettbewerbssituation füh-
ren.5 Insofern ist die inländische Beschäftigungswirkung 

kostenorientierter Direktinvestitionen nicht von vorn-
herein negativ zu beurteilen, sondern differenzierter 
zu bewerten. Zu fragen ist nämlich, ob die inländische 
Beschäftigung bei einem Verzicht auf die Ausnutzung 
ausländischer Kostenvorteile nicht noch stärker zurück-
gegangen wäre.

Um die Entwicklung der Direktinvestitionssitua-
tion von Baden-Württemberg mit der von den in ihrer 
Größe recht unterschiedlichen Referenzländern verglei-
chen zu können, werden der üblichen Vorgehensweise 
folgend die entsprechenden Direktinvestitionsströme auf 
das Niveau der Bruttoanlageinvestitionen bezogen. Dies 
impliziert allerdings nicht, dass man damit auch einen 
Niveauvergleich zwischen In- und Auslandsinvestitionen 
durchführen möchte; ein solcher Vergleich wäre aufgrund 
des unterschiedlichen Realkapitalbezugs der beiden 
Investitionsarten methodisch ohnehin nicht vertretbar. 
Betrachtet man die Direktinvestitionsströme der Jahre 
1993 bis 2003, dann weisen nicht nur Deutschland, son-
dern auch die Mehrzahl der ausländischen Referenzländer 
typischerweise negative Direktinvestitionssalden auf. 
Den Direktinvestitionsabflüssen, die in Großbritannien 
und in den Niederlanden im Durchschnitt der Jahre 
1993 bis 2001 jeweils fast 44% der nominalen Brutto-
anlageinvestitionen ausmachten, standen zwar ebenfalls 
recht hohe relative Direktinvestitionszuflüsse gegenüber, 
per Saldo ergaben sich jedoch Nettoabflüsse von 20% 
(Großbritannien) bzw. immerhin noch 10% (Niederlande) 
(vgl. Tabelle 5.1). Frankreich kommt auf einen ähnlich 
hohen relativen Nettoabfluss (11,6%). Im Vergleich dazu 
sind die Niveaus der an den Bruttoanlageinvestitionen 
bemessenen deutschen Direktinvestitionsströme ver-
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gleichsweise niedrig. So saldieren sich Ab- (11,2%) und 
Zuflüsse (8,4%) zu einem Nettoabfluss von 2,8%, wobei 
den entsprechenden Berechnungen für Deutschland in 
diesem Zusammenhang die Direktinvestitionsdefinition 
des Internationalen Währungsfonds (IWF) zugrunde 
gelegt wurde, um die Daten international vergleich-
bar zu machen. Als einziges ausländisches Referenzland 
kommen die USA auf einen Nettozufluss. Die Inward- 
und Outwardströme fallen – gemessen am Niveau der 
Bruttoanlageinvestitionen – jedoch jeweils relativ niedrig 
aus; der Nettozufluss liegt bei 1,2%. 

Setzt man die Direktinvestitionsabflüsse ins Verhältnis 
zu den Direktinvestitionszuflüssen, so liegt bei den USA 
der entsprechende Wert bei 0,9, d.h., den Zuflüssen ste-
hen um 10% niedrigere Abflüsse gegenüber. Unter den 
ausländischen Referenzländern, die einen Nettoabfluss 
haben, liegt die entsprechende Relation in Frankreich mit 
2,0 am höchsten. Damit realisierte Frankreich im relevan-
ten Zeitraum doppelt so hohe Ab- wie Zuflüsse.

Während die für einen längeren Zeitraum durchge-
führte Durchschnittsbetrachtung zu den Direktinvesti-
tionsströmen den Vorteil hat, dass sie die im Zeitablauf 
immer wieder zu verzeichnenden Schwankungen glättet, 
hat sie allerdings auch den mit einer Durchschnittsbildung 
grundsätzlich verbundenen Nachteil, dass Informationen 
verloren gehen. Deshalb soll im Folgenden noch ergän-
zend ein Überblick über die Entwicklung im Zeitablauf 
gegeben werden (vgl. Abbildung 5.4).

Großbritannien hatte über den gesamten Betrach-
tungszeitraum (1993 bis 2003) hinweg stets Direkt-
investitionsnettoabflüsse, deren Niveau jedoch starken 
Schwankungen unterworfen war und gemessen an den 
Bruttoanlageinvestitionen im Bereich zwischen 2% und 
50% lag. Frankreich erreichte bei den Nettoabflüssen 
ebenso wie Großbritannien die Fünfzig-Prozent-Mar-
ke im Jahr 2000. Die Entwicklung verlief jedoch noch 
heterogener, wenn man berücksichtigt, das auch zwei 
Jahre mit geringen Nettozuflüssen zu verzeichnen waren. 
Die Niederlande wiesen eine geringere Streuung der 
Nettosalden auf und kamen über den Betrachtungs-
zeitraum aggregiert auf einen etwas niedrigeren (relati-
ven) Nettoabfluss. Für Deutschland ergab sich nach 
tendenziell ansteigenden Nettoabflüssen der Jahre 1993 
bis 1999 ein abrupter Wechsel. So war im Jahr 2000 
ein Nettozufluss zu verzeichnen, der nicht weniger als 
37% des damaligen Bruttoanlageinvestitionsniveaus aus-
machte. Dabei dürfte die Übernahme von Mannesmann 
durch Vodafone eine zentrale Rolle gespielt haben. Die 
Folgejahre 2001 bis 2003 verliefen uneinheitlich. Die 
USA hatten um die Jahrtausendwende mehrere Jahre 
mit Nettozuflüssen, während für die restlichen Jahre 
Nettoabflüsse zu verzeichnen waren.

Nachdem die Situation in den ausländischen Referenz-
ländern dargestellt wurde, stellt sich nun die Frage, 
welche Bilanz man in Baden-Württemberg hinsichtlich 
der Direktinvestitionstätigkeit ziehen kann. In diesem 
Zusammenhang ist allerdings zu beachten, dass ein direk-
ter Vergleich mit den ausländischen Referenzländern 
nicht möglich ist, da die Direktinvestitionsdaten die-
ser Länder auf der Grundlage einer Definition des 
Internationalen Währungsfonds (IWF) erhoben wurden, 
während für die Bundesländerdaten eine Definition 
der Deutschen Bundesbank zugrunde liegt. Das heißt, 
ein direkter Vergleich muss sich auf die Ebene der 
Bundesländer beschränken und für die Bundesebene ist 
für den vorliegenden Fall eines nationalen Vergleichs nicht 
auf die IWF-Daten, sondern auf die Bundesbankdaten 
abzustellen, da ansonsten auf unterschiedlicher Basis 
verglichen würde (vgl. Tabelle 5.2). Im übrigen endet 
der Vergleich auf nationaler Ebene notwendigerweise 
bereits mit dem Jahr 2001, da für die Folgejahre noch 
keine Direktinvestitionswerte bzw. keine entsprechenden 
Bezugsgrößendaten (Bruttoanlageinvestitionen) vorlie-
gen.

Zunächst ist festzustellen, dass Deutschland auch 
auf der Grundlage der Direktinvestitionsdefinition der 
Bundesbank für die Zeit von 1993 bis 2001 im Durch-
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schnitt einen Nettoabfluss aufweist, der aber nur 1,3% 
des Bruttoanlageinvestitionsniveaus ausmacht (im Falle 
der IWF-Definition 2,8%). Baden-Württemberg, das 
hinsichtlich der Direktinvestitionsströme eine ähnli-
che Struktur wie Bayern aufweist, kommt auf einen 
Nettoabfluss von 6,7%, was insbesondere an den im 
Vergleich zum Bund deutlich höheren (relativen) Direkt-
investitionsabflüssen liegt. Hessen weist sogar einen 
Nettoabfluss von 14,6% auf, wobei sich sowohl Zu- als 
auch Abflüsse auf einem vergleichsweise hohen Niveau 
bewegen. Bei Nordrhein-Westfalen sind die Verhältnisse 
im Vergleich zu Hessen in etwa umgekehrt. 

So kommt Nordrhein-Westfalen als einziges inländi-
sches Referenzland auf einen Nettozufluss. Bildet man die 
Relation zwischen Outward- und Inward-Direktinvesti-
tionen, dann zeigt sich, dass in Nordrhein-Westfalen 
die Direktinvestitionszuflüsse doppelt so hoch sind wie 
die -abflüsse, während für alle anderen inländischen 
Referenzländer die Größenverhältnisse fast genau umge-
kehrt sind.

Ergänzend zur Durchschnittsbetrachtung soll nun 
auch für die Bundesländerebene die Entwicklung im Zeit-
ablauf untersucht werden. Für Baden-Württemberg ist 
auffällig, dass die von 1993 bis 1999 stets zu verzeichnen-
den Nettoabflüsse, die 1998 mit der Fusion von 
Chrysler und Daimler einen Peak (65%) hatten, sich 
ab dem Jahr 2000 in Nettozuflüsse umgekehrt haben 
(vgl. Abbildung 5.5). Bei Bayern vollzog sich der ent-
sprechende Vorzeichenwechsel ein Jahr später. Hessen 
weist bis auf eine Ausnahme (1999) stets Nettoabflüsse 
auf, die im Jahr 2000 sogar 63% erreichten. Während 
Nordrhein-Westfalen ebenfalls wie Hessen fast aus-
schließlich Nettoabflüsse zu verzeichnen hatte, hat der 
außergewöhnlich hohe Nettozufluss des Jahres 2000 

in Nordrhein-Westfalen von nicht weniger als 186% 
dazu geführt, dass im Durchschnitt der Jahre 1993 bis 
2001 dieser einzige Nettozufluss die Nettoabflüsse 
aller anderen Jahre zusammen übertreffen konnte und 
damit Nordrhein-Westfalen als einziges inländisches 
Referenzland im Durchschnitt einen Nettozufluss auf-
weist. Der entsprechende Nettozustrom dürfte im 
Wesentlichen durch die Übernahme von Mannesmann 
durch Vodafone erklärbar sein (Jungnickel 2000). Dies 
verdeutlicht, welches Gewicht ein einziges außergewöhn-
liches Jahr bzw. sogar ein einziger Deal für die langjährige 
Direktinvestitionsbilanz eines Landes haben kann. 

��������� �������������������������������������������������������
� ���������������������������������������������������������

�������� ���������������������������������������������������
������������������������������������������������������
��������������������������������

���� ���� ���� ���� ���� ���� ���� ���� ����

�����

�����
����

��

���

����

������
�����������
������

������

����������
���������

�����������

Stellt man weniger auf die (relativen) Niveaus als 
auf die Vorzeichen der Direktinvestitionssalden ab, 
dann verlief die Entwicklung in Baden-Württemberg im 
Betrachtungszeitraum ähnlich wie auf der Bundesebene 
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6 Mittelbare Direktinvestitionen sind solche Direktinvestitionen, bei denen noch eine Beteiligungsgesellschaft, häufig eine abhängige Holdinggesellschaft, dazwischen geschal-
tet ist.

7  Dies zeigt sich nicht zuletzt an der hohen Exportquote der Niederlande (vgl. Abschnitt 1.5).
8 Zwar werden die Direktinvestitionsbestände auf nationaler Ebene nicht genau auf dieselbe Weise ermittelt wie auf nationaler Ebene, dennoch ergeben sich daraus für den 

hier zugrunde gelegten Betrachtungszeitraum für die Daten von Deutschland kaum Unterschiede. Aus diesem Grund „verschmilzt“ in Abbildung 5.8 der auf der Basis des 
internationalen Statistikmodus erhobene Koordinatenpunkt mit dem auf der Basis der nationalen Ebene erhobenen Punkt. 
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insgesamt. In beiden Fällen ergaben sich von 1993 bis 
1999 Nettoabflüsse, während für 2000 und 2001 jeweils 
Nettozuflüsse (bzw. in einem Fall nur ein marginaler 
Nettoabfluss) zu verzeichnen waren.

Der Vergleich der Referenzländer hinsichtlich der 
Direkt investitionstätigkeit lässt sich um zusätzliche 
Aspekte erweitern, wenn man ergänzend zu den Direkt-
investitionsströmen auch noch die Direktinvestitions-
bestände betrachtet. Dabei erfolgt eine Beschränkung 
auf die so genannten unmittelbaren Direktinvestitionen, 
da bei den mittelbaren Direktinvestitionen aufgrund 
der unterschiedlichen Erfassungskonzepte von IWF 
und Bundesbank ein Vergleich zwischen den in- und 
ausländischen Referenzländern problematisch wäre.6 
Die entsprechenden Vermögensbestände bilden die 
längerfristige Entwicklung der grenzüberschreitenden 
Investitionstätigkeit ab, wobei temporäre Sonderfaktoren 
relativiert werden. Um die Direktinvestitionsbestän de 
zwischen den in ihrer Größe recht unterschiedlichen 
Referenzländern vergleichbar zu machen, werden diese 
auf das jeweilige nominale Bruttoinlandsprodukt bezogen. 
Dadurch erhält man Direktinvestitionsquoten, zum einen 
auf der Basis von Outward- und zum anderen auf der Basis 
von Inward-Direktinvestitionsbeständen.

Die Situation in den ausländischen Referenzländern 
ist dadurch gekennzeichnet, dass alle – auch Deutschland 
– höhere Auslands- als Inlandsbestände aufweisen. Am aus-
geprägtesten ist der Überschuss an Auslandsvermögen im 
Falle Frankreichs (69,3%), gefolgt von Großbritannien mit 
immerhin noch 64,2% (vgl. Abbildung 5.6). Bei Deutschland 
fällt das Auslandsvermögen inländischer Unternehmen 
um ein Drittel höher aus als das Vermögen auslän-
discher Investoren in Deutschland. Die entsprechende 
Abweichungsrate macht bei den Niederlanden nicht ein-
mal mehr 15% aus. Auffallend ist, dass gemessen an der 
Wirtschaftskraft der Niederlande sowohl Outward- als 
auch Inward-Direktinvestitions bestände relativ hoch sind, 
was in das Bild einer allgemein starken Auslandsorientierung 
dieses Landes passt.7 Den hohen Direktinvestitionsquoten 
der Niederlande stehen sehr niedrige Vergleichswerte 
der USA gegenüber. Dies ist in Bezug auf die niedrige 
Outwardquote zumindest zum Teil dadurch erklärbar, 
dass die USA als große Volkswirtschaft inländischen Unter-
nehmen eine Vielzahl von Investitionsmöglichkeiten bieten, 
so dass ein Ausweichen auf das Ausland nicht so notwendig 

ist wie bei kleinen Volkswirtschaften. Saldiert man die bei-
den US-Direktinvestitionsquoten, so zeigt sich, das die USA 
bei nur marginalem Auslandsüberschuss eine fast ausgegli-
chene Vermögensposition aufweisen.

Baden-Württemberg weist im Vergleich der inländischen 
Referenzländer im Jahr 2001 die niedrigste Outward-
Direktinvestitionsquote auf – das entsprechende baden-
württembergische Auslandsvermögen macht lediglich 
28,9% des Bruttoinlandsprodukts aus.8 Gemessen an sei-
ner Wirtschaftskraft fällt das Auslandsengagement der 
Unternehmen des Landes also eher bescheiden aus. Der 
vergleichsweise niedrigen Outwardquote steht eine noch 
geringere Inwardquote gegenüber. Damit könnte man ver-
muten, dass Baden-Württemberg in der Vergangenheit für 
ausländische Investoren nicht allzu attraktiv war. Eine ent-
sprechende Interpretation ist allerdings keineswegs zwin-
gend. So weisen baden-württembergische Unternehmen 
in vielen Fällen eine vergleichsweise hohe internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit auf, was sie für ausländische 
Investoren zwar interessant macht, letzteren aber kaum die 
Chance für eine günstige Unternehmensbeteiligung oder 
gar Übernahme bietet. Dies wird dadurch noch verschärft, 
dass die baden-württembergische Wirtschaft aufgrund ihrer 
weitgehend mittelständischen Struktur nur wenig börsen-
notierte Unternehmen aufweist. Bei nicht börsennotierten 
Unternehmen gestaltet sich die technische Umsetzung von 
Übernahmen und Beteiligungen aber eher schwierig. Dies 
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dürfte noch immer einer der entscheidenden Gründe dafür 
sein, dass ausländische Investoren in der baden-württem-
bergischen Wirtschaft nicht so stark Fuß gefasst haben.9

Vergleicht man Baden-Württemberg mit Bayern, so zeigt 
sich, dass Bayern eine noch niedrigere Inwardquote aufweist. 
Durch die gleichzeitig deutlich höhere Outwardquote fallen 
bei Bayern die beiden Quoten noch weiter auseinander als 
in Falle Baden-Württembergs. Nordrhein-Westfalen kommt 
sowohl bei der Inward- wie auch bei der Outwardquote auf 
höhere Werte, gleichzeitig sind die Bestände der ein- und 
ausfließenden Investitionen stärker ausgeglichen. So über-
trifft in diesem Fall die Outward- die Inwardquote nur um 
22%. Hessen ist das einzige Land unter den inländischen 
Referenzländern, das höhere Inlandsbestände ausländi-
scher Investoren aufweist als Auslandsbestände heimischer 
Unternehmen. Der entsprechende Überschuss liegt bei 
4,5%.

Die Bestände an (unmittelbaren) Direktinvestitionen sind 
nicht nur im Hinblick auf die Niveaus, sondern auch in Bezug 
auf die Struktur von Interesse. In diesem Zusammenhang 
geht es unter anderem auch um die Frage, welches die Ziel- 
und Herkunftsländer der betreffenden Direktinvestitionen 
sind. Betrachtet man die Herkunftsländer der Unternehmen, 
die in Baden-Württemberg Direktinvestitionsbestände 
halten, dann erkennt man (für das aktuellste vorliegende 
Jahr, nämlich 2001), dass über 70% des entsprechenden 
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Kapitalbestandes sich auf drei Herkunftsländer konzent-
rieren (vgl. Abbildung 5.7): So kommen allein die nieder-
ländische Unternehmen auf ein Anteilsvolumen von 42%. 
Schweizer Firmen halten 17% und US-Unternehmen 12% 
der ausländischen Direktinvestitionsbestände im Lande. Der 
restliche in ausländischer Hand befindliche Kapitalbestand 
(29%) verteilt sich im Wesentlichen auf weitere EU-Länder 
(26%).

Im Hinblick auf die Frage nach den Zielländern baden-
württembergischer Direktinvestitionen im Ausland ist 
festzustellen, dass 2001 43% des entsprechenden Kapitals 
auf Engagements in den USA entfielen (vgl. Abbildung 
5.8).10 Insgesamt 36% der baden-württembergischen 
Direktinvestitionsbestände kommen auf den EU-Raum. 
Diese beiden Zahlen entsprechen den Anteilswerten 
von 1999, auf die der letzte IAW-Wirtschaftsmonitor 
2002 abstellte, so dass zeitlich wenig Veränderung zu 
beobachten ist. Innerhalb des EU-Raums dominieren 
Engagements in Großbritannien (9%) sowie in Frankreich 
und den Niederlanden (jeweils 5%).

Interessant ist die Frage, welche Bedeutung die neuen 
EU-Beitrittsländer für die baden-württembergische Direkt-
investitionstätigkeit haben. Abbildung 5.9 zeigt, dass im Jahr 
2002 über 3,3% der von den Unternehmen des Landes im 
Ausland gehaltenen (unmittelbaren) Direktinvestitionsbe-
stände auf Engagements in den neuen Mitgliedsstaaten der 

 9  Vgl. Fügel-Waverijn (2002), S. 131.
10 Die USA könnten als Zielland für baden-württembergische Auslandsinvestitionen noch an Bedeutung gewinnen, und zwar dann, wenn im Zuge der Unsicherheit über die 

weitere Dollarentwicklung baden-württembergische Unternehmen ihren Export in die USA durch Produktion vor Ort ersetzen, um so dem Wechselkursrisiko zu begegnen.
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Europäischen Union entfielen. In diesem Zusammenhang 
sind Malta und Zypern ausgeklammert, so dass hier, wie 
auch im Folgenden, nur auf die restlichen acht Neumitglieder 
abgestellt wird, die alle in Mittel- bzw. Osteuropa liegen  
(„8 MOE-Länder“). Vergleicht man die baden-württem-
bergische Situation mit der der anderen inländischen 
Referenzländern, dann haben die neuen EU-Mitgliedstaaten 
als Zielgebiet für baden-württembergische Direktinvesti-
tionen eine eher unterdurchschnittliche Bedeutung. Für 
Bayern spielen die entsprechenden MOE-Länder eine deut-
lich stärkere Rolle. So entfallen auf diese Ländergruppe 
bereits 5,2% der von bayerischen Unternehmen im Ausland 
gehaltenen Direktinvestitionsbestände. Die stärkere Ausrich-
tung auf diesen Raum dürfte vor allem damit zusammen-
hängen, dass Bayern einen höheren Grad an räumlicher 
Nähe zu Mittel- bzw. Osteuropa aufweist als etwa Baden-
Württemberg.

Abschließend soll noch kurz aufgezeigt werden, wie sich 
die auf die EU-Beitrittsländer gerichtete Direktinvestitions-
tätigkeit bisher entwickelt hat und wie die entsprechenden 
Perspektiven sind. Abbildung 5.10 verdeutlicht, dass sich die 
von deutschen Unternehmen in den acht MOE-Ländern 
gehaltenen Direktinvestitionsbestände in der Zeit von 1993 
bis 2002 mehr als verzehnfacht haben. Wenngleich dieser 
Entwicklung ein vergleichsweise niedriges Ausgangsniveau 
(für 1993 als Beginn des Betrachtungszeitraums) zugrunde 
liegt, so hat die während der letzten Dekade zu verzeich-
nende enorme Dynamik dazu geführt, dass inzwischen 
(2002) immerhin bereits 4,6% der deutschen Direktinvesti-

tionsbestände im Ausland auf die neuen EU-Mitgliedsländer 
entfallen. Während der Zuwachs bei den baden-württem-
bergischen wie auch den hessischen Auslandsbeständen 
beim 6,5-fachen lag, konnte Nordrhein-Westfalen seine ent-
sprechenden Auslandsvermögen um mehr als das Zwanzig-
fache steigern. Bayern liegt mit einer Steigerung von annä-
hernd dem 16-fachen dazwischen.

Die im Laufe der 1990er-Jahre vollzogene Annäherung 
der MOE-Staaten an die Europäische Union hat für die 
Investoren nicht nur die Zahl der potenziellen Anlageländer 
erhöht.  Vielmehr ergaben sich für die Direktinvestitionstätig-
keit auch neue Merkmalskombinationen. So kam zu niedri-
gen Lohnstückkosten und einem großen Fachkräfteangebot 
auch noch der Aspekt der geographischen und kulturel-
len Nähe (Bormann et al. 2004).11 Diese Faktoren haben 
die entsprechenden mittel- und osteuropäischen Länder 
für Direktinvestitionsengagements besonders interessant 
gemacht. In diesem Zusammenhang dürfte es bis zu einem 
gewissen Grad auch zu Querverlagerungen von Direktin-
vestitionsbeständen zugunsten der MOE-Länder gekom-
men sein. Darauf deuten zum Beispiel die Ergebnisse einer 
repräsentativen Unternehmensbefragung von Kinkel/Lay 
(2004) hin, wonach 45% aller deutschen Unternehmen 
aus den Kernbereichen des Verarbeitenden Gewerbes, 
die zwischen 2001 und 2003 eine Produktionsverlagerung 
ins Ausland vorgenommen haben, als Zielgebiet die EU-
Beitrittsländer wählten, während bei den Rückverlagerungen 
nach Deutschland mit etwa 60% klar die westeuropäischen 
Standorte dominierten.

11 Zur steuerlichen Attraktivität der EU-Beitrittsländer vergleiche Abschnitt 3.2 dieses Wirtschaftsmonitors.
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Nimmt man den in diesem Jahr offiziell vollzogenen 
EU-Beitritt dieser Länder, dann dürfte die volle Mitglied-
schaft für sich genommen kaum zusätzliche Anreize für 
Direktinvestitionen auslösen.12 Gleichwohl ist auch für die 
nächsten Jahre mit einem Engagement deutscher Unter-
nehmen in den MOE-Ländern zu rechnen. So könnten die 
bereits vorgenommenen Produktionsverlagerungen weite-
re Verlagerungen nach sich ziehen. Dies gilt etwa für den 
Zulieferbereich.13 Von dieser Entwicklung könnte gerade 
auch Baden-Württemberg mit seiner Automobilindustrie 
betroffen sein. Im übrigen dürfte für die stark mittelstän-
disch geprägte Wirtschaft des Landes von besonderer 
Relevanz sein, dass die neuen EU-Mitgliedsstaaten, aufgrund 
ihrer geographischen und kulturellen Nähe sowie ihrer 
politischen Stabilität zunehmend auch als Investitionsziel für 
kleine und mittlere Unternehmen interessant werden.

Inzwischen gibt es allerdings auch gewisse Anzeichen 
dafür, dass sich das „Ost-Engagement“ deutscher Direkt-
investoren nicht mehr so stark wie bisher auf die 2004 
der EU beigetretenen MOE-Staaten konzentriert. Offen-
sichtlich profitieren nun verstärkt auch diejenigen Länder 
Mittel- und Osteuropas von Produktionsverlagerungen 
deutscher Firmen, die (noch) nicht Mitglied der Euro-
päischen Union sind.  An der entsprechenden Entwicklung 
dürften auch baden-württembergische Unternehmen 
beteiligt sein.

12 Vgl. Buch/Piazolo (2002).
13  Vgl. Grömling/Römer (2004).
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Paneluntersuchungen als Instrument zur 
Analyse der Bestimmungsfaktoren des 
Strukturwandels

Die Betrachtung aggregierter Daten und deren Entwicklung über die 
Zeit ist häufig nicht hinreichend, wenn man das Ausmaß und die Antriebs-
kräfte struktureller Veränderungen analysieren möchte. Für ein fundiertes 
Verständnis der Dynamik von Volkswirtschaften ist es vielmehr wichtig, 
die zeitlichen Entwicklungspfade gerade auf der Ebene einzelner Akteure 
nachvollziehen zu können. 

Die Studie verfolgt daher das Ziel, anhand ausgewählter Beispiele 
Möglichkeiten und Grenzen einer Nutzung von Paneldaten – und damit 
der Analyse individueller Entwicklungen im Zeitablauf – aufzuzeigen. 
Nach einer kurzen Erläuterung der Grundideen der verschiedenen 
panelökonometrischen Analyseverfahren und ihrer Interpretation illust-
rieren vier eigenständige Untersuchungen den Nutzen und das mögliche 
Analysespektrum von Paneldaten. Als Datengrundlage dienen die Wellen 
2000 bis 2002 des IAB-Betriebspanels Baden-Württemberg. 

Aus dem Inhalt:
Teil 1:  Möglichkeiten und Grenzen von Panelanalysen und methodische 

Grundideen der Panelanalyse (Christian Arndt)
Teil 2:  Arbeitsmarktdynamik und ex-post-Mismatch in Baden-Würt-

temberg: Eine deskriptive Analyse der Arbeitsplatz- und Arbeits-
kräftefluktuation (Alfred Garloff)

Teil 3:  Was veranlasst Betriebe, Gewinnbeteiligungsmodelle neu einzufüh-
ren? (Harald Strotmann)

Teil 4:  Tarifbindung und Tarifflucht in Baden-Württemberg 
  (Christian Arndt)
Teil 5:  Produktivitätseinbußen durch unterlassene Weiterbildung? Produkti-

vitätseffekte von Weiterbildungsmaßnahmen (Tobias Hagen)

Nachhaltigkeitskonforme Flächennutzungs-

politik

Ökonomische Steuerungsinstrumente und deren  
gesellschaftliche Akzeptanz

Die Studie befasst sich mit „Ökonomischen Steuerungsinstrumen-
ten“, das heißt finanziellen Anreizmechanismen, die auf eine Begrenzung 
des Flächenverbrauchs abzielen. Neben Flächenausweisungszertifikaten, 
Bodenversiegelungssteuern und zwei weiteren Instrumentengruppen wird 
das vom Autor neu entwickelte Konzept einer von den Kommunen zu 
zahlenden „Baulandausweisungsumlage“ erörtert. Die entsprechenden 
Steuerungsinstrumente werden aus ökologischer, ökonomisch-fiskali-
scher und verteilungspolitischer Sicht bewertet, wobei auf der Basis von 
Befragungen auch die gesellschaftliche Akzeptanz der Instrumente über-
prüft wurde.

Verfasser: Raimund Krumm
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